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1. Einleitung  
 
Ziel des Deutschen Kulturrates e.V. ist es, die Positionen aus den Bundeskulturverbänden 
unter einem spartenübergreifenden Blickwinkel zu bündeln und die Informationen der 
Politik, d.h. sowohl den Mitgliedern des Deutschen Bundestags als auch den Mitgliedern 
der Bundesregierung und den Bundesministerien zur Verfügung zu stellen. Wichtige 
Instrumente hierfür sind die Stellungnahmen, in denen zur Lösung von kulturpolitischen 
Fragestellungen konkrete Vorschläge unterbreitet werden. Dabei reagiert der Deutsche 
Kulturrat einerseits auf aktuelle Gesetzgebungsvorhaben bzw. das aktuelle 
kulturpolitische Geschehen, andererseits bringen gerade die im Deutschen Kulturrat 
versammelten Expertinnen und Experten aus den Kulturverbänden sowie dem kulturellen 
Leben vor Ort die Expertise ein, um frühzeitig auf kulturpolitische Entwicklungen 
aufmerksam zu machen und Vorschläge zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
Kunst und Kultur zu unterbreiten. Dabei bezieht sich der Deutsche Kulturrat zum einen 
auf die deutsche Gesetzgebung und zum anderen in zunehmendem Maße auf die 
europäische Politik. 
 
Die Geschäftsstelle des Deutschen Kulturrates bündelt die aus der Mitgliedschaft des 
Deutschen Kulturrates eingehenden Anregungen, Positionen und Informationen. Sie 
werden auf ihre spartenübergreifende Relevanz geprüft, in den Zusammenhang der 
bisherigen Arbeit des Deutschen Kulturrates insbesondere mit Blick auf bereits 
bestehende Beschlusslagen eingeordnet und gegebenenfalls in die Fachausschüsse, den 
Sprecherrat oder Vorstand eingebracht. Hier wird auf der Grundlage der Vorschläge der 
Geschäftsstelle diskutiert, inwiefern Stellungnahmen erarbeitet werden sollten.   
 
Den Stellungnahmen des Deutschen Kulturrates geht ein interner 
Meinungsbildungsprozess voraus, in dem aus den teilweise heterogenen und manchmal 
auch gegensätzlichen Positionen eine gemeinsame Stellungnahme erarbeitet wird. Dieser 
Diskussionsprozess findet in den Gremien des Deutschen Kulturrates, speziell in den 
Fachausschüssen sowie dem Sprecherrat, dem politischen Gremium des Deutschen 
Kulturrates, statt. 
 
Neben den Stellungnahmen informiert der Deutsche Kulturrat mittels Pressemitteilungen 
und Newsletter. Die Zeitung Politik & Kultur des Deutschen Kulturrates bietet ein Forum 
für kulturpolitische Diskussionen. Die Website www.kulturrat.de ist ein Wissens- und 
Informationsportal zu kulturpolitischen Fragen. Daneben unterhält der Deutsche Kulturrat 
das Internetangebot www.kultur-bildet.de, das sich speziell dem Thema kulturelle Bildung 
widmet.  
 
 

2. Arbeitsschwerpunkte 2014 
 
Nachdem sich Ende des Jahres 2013 die neue Bundesregierung gebildet hatte und ihre 
Arbeit aufnahm, konstituierten sich Anfang des Jahres 2014 die Ausschüsse des 
Deutschen Bundestags und es wurde klar, wer in der 18. Wahlperiode Ansprechpartner 
für den Kultur- und Medienbereich ist. Eine wesentliche Aufgabe in der ersten Hälfte des 
Jahres 2014 war daher die Pflege der Kontakte und Aufnahme von Gesprächen mit den 
für den Kultur- und Medienbereich zuständigen Abgeordneten. Hierzu zählen neben den 

http://www.kulturrat.de/
http://www.kultur-bildet.de/
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Mitgliedern des originär für den Kultur- und Medienbereich zuständigen Ausschuss für 
Kultur und Medien des Deutschen Bundestags auch die für spezifische Kulturbelange 
zuständigen Mitglieder des Rechtsausschusses, des Auswärtigen Ausschusses, des 
Ausschusses für Arbeit und Soziales, des Europaausschusses, des Ausschusses für 
Wirtschaft und Energie sowie des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
des Deutschen Bundestags. Auf der Seite der Bundesregierung galt es, den 
Gesprächsfaden mit der Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin Monika Grütters, MdB 
als Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien, mit der Bundesministerin für 
Arbeit und Soziales Andrea Nahles, MdB, mit dem Bundesminister der Justiz und für 
Verbraucherschutz Heiko Maas und dem Außenminister Frank-Walter Steinmeier, MdB 
aufrecht zu erhalten bzw. zu beleben.  
 
Die im Jahr 2014 stattfindenden Wahlen zum Europäischen Parlament hat der Deutsche 
Kulturrat mit der Erarbeitung von Wahlprüfsteinen begleitet. Dabei ging es vor allem um 
die Frage, welche Akzente die Mitglieder des Parlaments setzen wollen.  
 
Weitere Arbeitsschwerpunkte waren die Verhandlungen zum Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und den USA (TTIP), Fragen der kulturellen Vielfalt, kulturelle Bildung, 
soziale Lage der Künstler sowie das Urheberrecht. 
 
Einen besonderen Akzent hat der Deutsche Kulturrat beim Thema Kulturerbe gelegt. Hier 
wurde sich sowohl mit dem immateriellen Kulturerbe und der ersten Runde zur 
Bewerbung in die Nationale Liste immateriellen Kulturerbes befasst, als auch mit dem 
Thema NS-verfolgungsbedingt entzogenes Kulturerbe wie auch dem Kulturerbeschutz. 
Kulturerbe ist damit ein wichtiges kulturpolitisches Thema geworden, dem mit der 
Einrichtung von adhoc-Arbeitsgruppen bzw. einem neuen Fachausschuss Kulturerbe 
Rechnung getragen wurde. 
 
Nach wie vor relevant sind für den Deutschen Kulturrat folgende Fragestellungen: 
Kulturfinanzierung hier besonders mit Blick auf den demografischen Wandel und die 
Haushaltskonsolidierung hinsichtlich der Anforderungen der Schuldenbremse, Fragen der 
interkulturellen Bildung und der Teilhabe an Kunst und Kultur sowie als Daueraufgabe das 
Eintreten für den Wert der Kreativität. Diese Themen sind auch Teil der Umsetzung der 
UNESCO-Konvention zum Schutz und zur Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen (Konvention Kulturelle Vielfalt). Weiter hat sich der Deutsche Kulturrat 
auch im Jahr 2014 an der Reformationsdekade Luther 2017 beteiligt. Ebenso hat der 
Deutsche Kulturrat auch im Jahr 2014 die Arbeit des Programms „Kultur macht stark. 
Bündnisse für Bildung“ begleitet. Hier hat der Deutsche Kulturrat, der kein Projektpartner 
ist, weiterhin eine Mittlerfunktion zwischen dem fördernden Ministerium, dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF), und den Projektpartnern 
übernommen.  
 
Zum vierten Mal wurde der 21. Mai, der Internationale Tag der kulturellen Vielfalt, 
begangen. Der 21. Mai wurde bereits im Jahr 2001 von der UNESCO zum „Welttag der 
kulturellen Vielfalt für Dialog und Entwicklung“ ausgerufen. Der Deutsche Kulturrat 
beging diesen Tag erstmals am 21. Mai 2011 mit dem Aktionstag „Kultur gut stärken“. 
Bundesweit fanden unter diesem Motto Veranstaltungen statt, die sich besonders mit der 
Frage der Kulturfinanzierung und der Sicherung der kulturellen Vielfalt befasst haben. Im 
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Jahr 2012 stand wiederum unter der Überschrift „Kultur gut stärken“ das Thema „Wert 
der Kreativität“ im Vordergrund und im Jahr 2013 „Kulturelle Bildung“. Der Aktionstag im 
Jahr 2013 war eingebunden in die UNESCO-Woche zur kulturellen Bildung, die am 20. Mai 
2013 startete. Im Jahr 2014 wurde als Themenschwerpunkt Kulturelle Vielfalt und 
Freihandel gewählt. Zusammen mit der Akademie der Künste wurde hierzu eine große 
Veranstaltung in Berlin durchgeführt. 
 
2.1 Struktur und Arbeitsweise des Deutschen Kulturrates 
 
2.1.1 Mitglieder des Deutschen Kulturrates 
 
Mitglieder des Deutschen Kulturrates sind seine acht Sektionen, die die künstlerischen 
Sparten repräsentieren. Es sind: 
 

 Deutscher Musikrat 

 Rat für darstellende Kunst und Tanz 

 Deutsche Literaturkonferenz 

 Deutscher Kunstrat 

 Rat für Baukultur und Denkmalkultur 

 Sektion Design 

 Sektion Film und audiovisuelle Medien 

 Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung 
 
Den Sektionen gehören wiederum die spartenspezifischen Bundeskulturverbände an. In 
den Sektionen sind Verbände der Künstler, der Kultureinrichtungen, der Kulturwirtschaft 
und der Kulturvereine versammelt. Die Sektionen sind unterschiedlich formell verfasst. 
Einige sind eingetragene Vereine, andere arbeiten als Arbeitsgemeinschaften zusammen. 
 
Der Deutsche Kulturrat befasst sich mit spartenübergreifenden Fragen. Dazu gehören die 
Rahmenbedingungen im Arbeits- und Sozialrecht, im Steuerrecht, im Urheberrecht sowie 
anderen Rechtsgebieten. Von großer Bedeutung sind für den Deutschen Kulturrat 
bildungspolitische Fragen sowie das erwähnte Thema „Wert der Kreativität“. Auf Wunsch 
einer Sektion kann sich der Deutsche Kulturrat auch mit spartenspezifischen Fragen 
befassen. 
 
2.1.2 Gremien des Deutschen Kulturrates 
 
2.1.2.1 Mitgliederversammlung 
 
Die Mitglieder des Deutschen Kulturrates, also die Sektionen, treffen sich in der ein Mal 
im Jahr stattfindenden Mitgliederversammlung. Jedes Mitglied kann sieben Delegierte in 
die Mitgliederversammlung entsenden. Die Mitgliederversammlung trifft die 
wesentlichen vereinsrechtlichen Entscheidungen. 
 
Die Mitgliederversammlung 2014 fand am 25. September 2014 statt. Im Mittelpunkt 
standen satzungsgemäße Aufgaben wie die Entgegennahme des Berichts über die Arbeit 
des Deutschen Kulturrates im Jahr 2013, die Entlastung für den Haushalt 2013 und die 
Verabschiedung des Haushalts 2015.  
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Kulturstaatsministerin Monika Grütters, MdB war in der Mitgliederversammlung zu Gast 
und hat ausgewählte Aspekte ihrer kulturpolitischen Agenda vorgestellt. Für die 
Delegierten der Mitglieder des Deutschen Kulturrates war das Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und den USA TTIP von herausragender Bedeutung.  
 
2.1.2.2 Sprecherrat 
 
Der Sprecherrat trifft sich viermal im Jahr. Er führt die kulturpolitischen Debatten und 
verabschiedet die Stellungnahmen, Resolutionen und Positionspapiere des Deutschen 
Kulturrates. Jedes Mitglied, also jede Sektion, ist durch zwei Sprecher und zwei 
Stellvertretende Sprecher im Sprecherrat vertreten und wirkt darüber an der 
Entscheidungsfindung im Deutschen Kulturrat mit.  
 
Sprecherratssitzungen fanden am 19.03., 18.06., 24.09. und 10.12.2014 statt. Der 
Sprecherrat befasste sich in seinen Sitzungen mit der Verabschiedung der Wahlprüfsteine 
zur Europawahl 2014 sowie der Diskussion und Verabschiedung von dreizehn 
Stellungnahmen bzw. Positionspapieren. Ferner dienen die Sprecherratssitzungen der 
kulturpolitischen Information und dem inhaltlichen Austausch. 
 
In der Sprecherratssitzung am 24.09.2014 war der Leiter der Abteilung Kultur und 
Kommunikation im Auswärtigen Amt Dr. Andreas Görgen zu Gast im Sprecherrat. Themen 
waren die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik sowie die Europäische Kulturpolitik. In 
der Sprecherratssitzung am 10.12.2014 war die Bundesministerin für Arbeit und Soziales 
Andrea Nahles, MdB zu Gast. Hier wurden die Sicherung der Künstlersozialversicherung, 
das geplante Tarifeinheitsgesetz sowie die soziale Sicherung von im Kultur- und 
Medienbereich Tätigen, die nicht Mitglied in der Künstlersozialversicherung werden 
können, diskutiert. 
 
2.1.2.3 Vorstand 
 
Der dreiköpfige Vorstand des Deutschen Kulturrates wird vom Sprecherrat alle drei Jahre 
gewählt. Er vertritt den Verein und ist für alle Aufgaben des Vereins zuständig, sofern sie 
nicht per Satzung der Mitgliederversammlung oder dem Sprecherrat übertragen wurden.  
 
Der Vorstand des Deutschen Kulturrates wurde im März 2013 für drei Jahre gewählt. Dem 
Vorstand gehören an: Christian Höppner (Deutscher Musikrat) als Präsident, Andreas 
Kämpf (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung) als Vizepräsident und Regine Möbius 
(Deutsche Literaturkonferenz) als Vizepräsidentin.  
 
Der Vorstand legte in seiner konstituierenden Sitzung am 19.04.2013 seine 
Arbeitsschwerpunkte für die Jahre 2013 bis 2016 fest. Es sind: Teilhabe, Digitalisierung, 
künstlerisches Schaffen, Arbeitsmarkt Kultur und nationale/internationale Kulturpolitik. 
Als Grundlage seiner Arbeit definierte der Vorstand das Eintreten für kulturelle Vielfalt. 
Dabei definiert der Vorstand für seine Arbeit kulturelle Vielfalt folgendermaßen: 
 

 Kulturelle Vielfalt umfasst die zeitgenössischen künstlerischen Ausdrucksformen 
und das kulturelle Erbe. 
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 Kulturelle Vielfalt steht für die Summe kultureller Identitäten und ihrer 
Beziehungen zueinander.  

 Kulturelle Vielfalt setzt kulturelle Teilhabe voraus.     
 

Diese Arbeitsplanung war für das Jahr 2014 handlungsleitend. Die Vertreter in den 
Gremien des Deutschen Kulturrates arbeiten ehrenamtlich. Sie erhalten weder eine 
Aufwandsentschädigung noch eine Erstattung der Reisekosten. Lediglich für die 
Vorstandsmitglieder werden die Reisekosten übernommen. 
 
2.1.2.4 Geschäftsstelle 
 
Die Geschäftsstelle des Deutschen Kulturrates hat die Aufgabe, die Beschlüsse der 
Gremien umzusetzen und gegenüber Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit zu vertreten. 
Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates, Olaf Zimmermann, vertritt den 
Deutschen Kulturrat gerichtlich und außergerichtlich als besonderer Vertreter nach § 30 
BGB. 
 
Die Geschäftsstelle unterstützt darüber hinaus die Gremien in ihrer Arbeit durch die 
Aufbereitung von Themen, Vorbereitung von Sitzungen einschließlich der Recherche und 
Zusammenstellung von Materialien und die Nachbereitung von Sitzungen einschließlich 
der Erstellung von Protokollen, Vorbereitung von Stellungnahmen und Zusammenstellung 
von Materialien. 
 
Weiter bildet die Geschäftsstelle den Kern der Redaktion von Politik & Kultur, der Zeitung 
des Deutschen Kulturrates sowie der Beilagen. Sie plant die Themen, sucht und betreut 
die Text- und Bildautoren.  
 
Von der Geschäftsstelle wird auch das Vorhaben „Dialogplattform Kulturelle Bildung“ 
bearbeitet, das zum fachlichen und öffentlichen Dialog zur kulturellen Bildung einen 
Beitrag leistet. 
 
Daneben obliegen der Geschäftsstelle die Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Kulturrates 
sowie die Durchführung von Veranstaltungen des Deutschen Kulturrates. 
 
2.1.2.5 Fachausschüsse  
 
Der Sprecherrat kann zur Vorbereitung von Stellungnahmen Fachausschüsse einsetzen. 
Sie haben wesentlichen Anteil an der Erarbeitung der Stellungnahmen und Positionen des 
Deutschen Kulturrates. Hier beraten Experten aus den Mitgliedsverbänden des Deutschen 
Kulturrates und externe Experten gemeinsam rechts-, sozial-, bildungs- und 
kulturpolitische Fragen.  
 
Die Amtszeit der Fachausschüsse ist an die Amtszeit des Vorstands gebunden. Die 
ordentlichen Fachausschussmitglieder werden von den Sektionen des Deutschen 
Kulturrates benannt und vom Sprecherrat bestätigt. Jede Sektion kann so viele 
Fachausschussmitglieder benennen wie sie möchte. Stimmberechtigt sind allerdings nur 
zwei Ausschussmitglieder pro Sektion. Neben den ordentlichen Fachausschussmitgliedern 
gehören den Fachausschüssen Gäste an, die Rede- aber kein Stimmrecht haben. Auch die 
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Gäste werden vom Sprecherrat bestätigt. 
 
2.1.2.5.1 Fachausschuss Arbeit und Soziales 
 
Der Fachausschuss Arbeit und Soziales traf sich am 10.04., am 04.06. und am 29.10.2014 
unter der Leitung des Ausschussvorsitzenden Georg Halupczok.  
 
In der Sitzung am 10.04.2014 informierte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) über den Referentenentwurf des Gesetzes zur Stabilisierung der 
Künstlersozialkasse. Hierüber fand eine intensive Diskussion statt. Weiter wurden am 
10.04. Eckpunkte für eine Stellungnahme zum Mindestlohn für Praktikanten beraten. Im 
Zuge des Gesetzes zum Mindestlohn wurde auch vorgesehen, bei Praktika einen 
Mindestlohn vorzusehen. Hiervon sollten nur Pflichtpraktika sowie Praktika mit einer 
Laufzeit von 6 Wochen ausgenommen werden. Ein erstes Ergebnis der 
Fachausschussberatungen war, sich für eine Frist von drei Monaten für freiwillige Praktika 
auszusprechen, in der der Mindestlohn keine Anwendung findet. Die Ergebnisse der 
Beratungen vom 10.04. wurden im ersten Entwurf einer Stellungnahme zu Praktika im 
Kultur- und Medienbereich zusammengefasst. Dieser Entwurf wurde in der Sitzung am 
04.06. diskutiert und anschließend in den Sprecherrat eingebracht. Am 29.10.2014 wurde 
in der Ausschusssitzung über das geplante Tarifeinheitsgesetz der Bundesregierung 
intensiv debattiert. In dieser Diskussion wurde deutlich, dass das Gesetz abgelehnt wird. 
Zum anderen wurde über Mindeststandards bei der Honorierung vor allem freiberuflicher 
Leistungen diskutiert. Hierzu fand ein intensiver Austausch der Fachausschussmitglieder 
untereinander statt. Letzteres Thema sollte im Jahr 2015 weiter bearbeitet werden. 
 
2.1.2.5.2 Fachausschuss Bildung 
 
Der Fachausschuss Bildung traf sich am 09.04., am 03.06. und am 08.10.2014 unter der 
Leitung des Ausschussvorsitzenden Prof. Christian Höppner.  
 
In den beiden erstgenannten Sitzungen wurde über die Stellungnahme des Deutschen 
Kulturrates zur kulturellen Kinder- und Jugendbildung beraten. In der Sitzung am 03.06. 
wurde der zweite Entwurf dezidiert durchgegangen. Der darauf aufbauende dritte 
Entwurf der Stellungnahme wurde zusätzlich im Umlaufverfahren abgestimmt. Am 08.10. 
fand eine Themensammlung zur Fragestellung Aus- und Weiterbildung in der kulturellen 
Bildung statt, die in den nachfolgenden Sitzungen intensiver diskutiert werden sollte. Eine 
wichtige Fragestellung war hier, ob eine Deprofessionalisierung in der kulturellen Bildung 
stattfindet oder ob Fachkräfte eigentlich zur Verfügung stehen, aufgrund knapper Kassen 
aber nicht beschäftigt werden.  
 
2.1.2.5.3 Fachausschuss Europa/Internationales 
 
Der Fachausschuss traf sich 23.01., 17.06., 23.09. und am 03.11.2014 unter der Leitung 
des Ausschussvorsitzenden Andreas Kämpf.  
 
In der Sitzung am 23.01. und am 17.06.2014 wurde über die europäische Kulturpolitik 
diskutiert. Es wurde in einer ersten Runde debattiert, was zu den Kernaufgaben der 
europäischen Kulturpolitik aus zivilgesellschaftlicher Sicht gehören sollte. Am 23.09. 
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wurde ausführlich über die Ergebnisse der ersten Ausschreibungsrunde des EU-
Kulturprogramms „Kreatives Europa“ berichtet. Der Fachausschuss kam zu dem Schluss, 
eine Stellungnahme hierzu zu erarbeiten. Weiter hat der Fachausschuss über die Idee 
einer umfassenden Stellungnahme zur europäischen Kulturpolitik beraten. Die Mitglieder 
kamen zu dem Schluss, zur Vorbereitung dieser Stellungnahme zunächst einen Workshop 
zur europäischen Kulturpolitik durchzuführen, zu dem auch die Mitglieder der anderen 
Ausschüsse eingeladen werden sollen. Am 03.11.2014 wurde der Entwurf der 
Stellungnahme zur ersten Ausschreibungsrunde des Rahmenprogramms „Kreatives 
Europa“ diskutiert. Weiter wurde der Workshop zur europäischen Kulturpolitik 
konkretisiert. 
 
2.1.2.5.4 Fachausschuss Kulturerbe  
 
Der Fachausschuss Kulturerbe wurde vom Sprecherrat in seiner Sitzung am 24.09.2014 
eingesetzt, da das Thema in den kulturpolitischen Debatten deutlich an Bedeutung 
gewonnen hatte. Die bestehende adhoc-Arbeitsgruppe Immaterielles Kulturerbe wurde 
ebenso aufgelöst wie die adhoc-Arbeitsgruppe Raubgut.  
 
Der Fachausschuss Kulturerbe konstituierte sich am 14.10.2014. Als Vorsitzende wurde 
Dr. Barbara Seifen bestätigt. Der Fachausschuss befasste sich als erstes mit dem 
Fragenkatalog des BKM zur Novellierung des Kulturgutschutzes und erarbeitete hierzu 
Eckpunkte einer Stellungnahme. In der Sitzung am 11.11.2014 wurde der erste Entwurf 
der Stellungnahme diskutiert und bearbeitet. Weiter wurde nach ausführlicher Diskussion 
vereinbart, sich im kommenden Jahr mit der Frage zu befassen, was unter Kulturerbe zu 
verstehen ist, sowie sich mit Fragen der Digitalisierung des Kulturerbes zu beschäftigen. 
 
2.1.2.5.5 Fachausschuss Medien 
 
Der Fachausschuss Medien traf sich am 15.01., 11.03., 06.05., 01.07., 03.09. und am 
27.10.2014 unter der Leitung des Fachausschussvorsitzenden Prof. Dr. Lothar Mikos.  
 
Im Zentrum der Fachausschussarbeit stand die Erarbeitung einer Stellungnahme zum 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk in der digitalen Welt. Aufgrund zahlreicher, teilweise 
stark divergierender Positionen aus dem Mitgliedsspektrum des Deutschen Kulturrates 
waren häufige Fachausschusssitzungen erforderlich, um Kompromisslinien auszuloten. 
Dabei wurde sich unter anderem mit einzelnen Regelungen des Rundfunkstaatsvertrags 
sowie den landesgesetzlichen Regelungen für die einzelnen Rundfunkanstalten 
auseinandergesetzt. Der Entwurf der Stellungnahme wurde über mehrere Stufen, erste 
Themensammlung, Synopse der gesetzlichen Vorschriften und deren Umsetzung bis zu 
ersten Textbausteinen, erarbeitet. Die Textbausteine wurden von den 
Fachausschussmitgliedern eingehend debattiert. Dabei wurde teilweise mit 
Einzelmitgliedern aus den Sektionen gesondert Rücksprache genommen.  
 
2.1.2.5.6 Fachausschuss Steuern 
 
Der Fachausschuss Steuern führte im Jahr 2014 keine Sitzungen durch. 
 



 

12 

2.1.2.5.7 Fachausschuss Urheberrecht 
 
Der Fachausschuss Urheberrecht traf sich am 14.01., 10.02., 17.03., 12.06. und am 
25.08.2014 unter der Leitung der Fachausschussvorsitzenden Prof. Dr. Gabriele Beger.  
 
Am 14.01. wurde sich mit der „Öffentlichen Konsultation zur Überprüfung der Regeln zum 
Urheberrecht“ beschäftigt und hierzu eine Stellungnahme erarbeitet. Am 10.02. wurde 
über Schrankenregelungen im Urheberrecht beraten. Mit Blick auf die Formulierung im 
Koalitionsvertrag, dass eine Bildungs- und Wissenschaftsschranke in das Urheberrecht 
eingeführt werden soll, wurde sich mit den bestehenden Schranken im Urheberrecht und 
den aktuellen Debatten zu Schrankenregeln befasst. Am 17.03 und am 12.06. wurden der 
erste und zweite Entwurf einer Stellungnahme zur Bildungs- und Wissenschaftsschranke 
besprochen. In der Sitzung am 25.08. wurden die Fragen des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz zur Umsetzung der EU-VG-Richtlinie in deutsches Recht 
besprochen und die Grundzüge einer Stellungnahme erarbeitet.  
 
2.1.2.5.8 adhoc-AG TTIP/CETA/TiSA 
 
Unmittelbar nach Bekanntwerden der Aufnahme von Verhandlungen eines 
Verhandlungsmandats der EU-Kommission für ein Freihandelsabkommen mit den USA 
(TTIP) hat der Deutsche Kulturrat eine adhoc-AG eingerichtet, die sich mit dem Thema 
befasst und eine Stellungnahme erarbeitet hat. Dabei konnte auf den vorhandenen 
Diskurs zu Kultur und Welthandel zurückgegriffen werden.  
 
Die adhoc-AG TTIP traf sich am 03.04. und am 08.05.2014 unter der Leitung von Andreas 
Kämpf. Im Mittelpunkt stand der Austausch zum aktuellen Sachstand zu TTIP. Hierzu 
berichteten die Teilnehmer aus ihren jeweiligen Arbeitsfeldern. Weiter wurden Eckpunkte 
für den Entwurf einer Stellungnahme diskutiert, der in der Sitzung am 08.05. besprochen 
wurde. Die Änderungen sind in einen zweiten Entwurf eingeflossen, der nach einem 
Umlaufverfahren in der adhoc-AG dem Sprecherrat zur Diskussion und Beschlussfassung 
vorgelegt wurde.   
 
In der Mitgliederversammlung wurde TTIP, wie unter 2.1.2.1 Mitgliederversammlung 
beschrieben, sehr engagiert diskutiert. Dabei wurde auch deutlich, dass TTIP nicht 
losgelöst von anderen Freihandelsabkommen diskutiert werden darf. Die adhoc-AG TTIP 
wurde daher zur adhoc-AG TTIP, CETA, TiSA erweitert. Der Präsident des Deutschen 
Kulturrates Prof. Christian Höppner hat aufgrund der herausragenden Bedeutung dieses 
Themas und des erforderlichen kulturpolitischen Austauschs in Berlin die Leitung der 
adhoc-AG TTIP/CETA/TiSA übernommen.  
 
Die adhoc-AG TTIP/CETA/TISA traf sich am 17.11.2014 unter der Leitung des Präsidenten 
des Deutschen Kulturrates Prof. Höppner. Im Mittelpunkt der Beratungen stand das 
Freihandelsabkommen zwischen Kanada und der EU, CETA. Hierzu wurden Eckpunkte für 
eine Stellungnahme erarbeitet. Weiter wurde über den aktuellen Sachstand der 
Verhandlungen zum TTIP- sowie zum TISA-Abkommen beraten. 
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2.1.2.5.9 adhoc-AG Immaterielles Kulturerbe 
 
Die adhoc-AG Immaterielles Kulturerbe fand am 28.04.2014 unter der Leitung von Olaf 
Zimmermann statt. Die AG-Teilnehmer berichteten, was sie vom Sachstand ihrer 
Bewerbungen gehört hatten. Die Teilnehmer beklagten eine unzureichende 
Informationspolitik der Länder und der Deutschen UNESCO-Kommission über den 
Sachstand Immaterielles Kulturerbe gegenüber den Antragstellern. Angesichts der 
unzureichenden Informationspolitik zu diesem Thema wurde vorgeschlagen, dass der 
Deutsche Kulturrat sich stärker des Themas annimmt und erwägt, einen Tag der 
kulturellen Vielfalt in den kommenden Jahren dem Thema immateriellem Kulturerbe zu 
widmen.  
 
2.1.2.5.10 adhoc-AG Raubgut 
 
Angesichts der kulturpolitischen Diskussion um den „Gurlitt-Fund“ und der damit erneut 
aufflammenden Debatte um NS-verfolgungsbedingt entzogenes Kulturgut wurde ein 
adhoc-AG eingerichtet, die sich speziell mit dieser Fragestellung beschäftigen und eine 
Stellungnahme erarbeiten sollte.  
 
Die adhoc-AG Raubgut konstituierte sich am 08.05. und am 10.07.2014 unter der Leitung 
von Olaf Zimmermann. In der ersten Sitzung wurde das Thema umrissen und beschlossen, 
sich auf geraubte Kunstwerke und Bücher in der NS-Zeit zunächst zu konzentrieren. Es 
wurde am 10.07. eine erste Skizze für eine Stellungnahme debattiert, die dann im 
Umlaufverfahren fertig gestellt wurde. 
 
2.1.3 Arbeitskreis Kultur bildet. 
 
Der Arbeitskreis Kultur bildet. ist ein fester Bestandteil des Projekts „Dialogplattform 
Kulturelle Bildung“ und tagt unter der Leitung des Präsidenten des Deutschen Kulturrates, 
Prof. Christian Höppner. Im Arbeitskreis Kultur bildet. arbeiten Experten aus dem 
originären Feld der kulturellen Bildung mit Fachleuten aus anderen gesellschaftlichen 
Feldern zusammen und diskutieren gemeinsam Fragen der kulturellen Bildung.  
 
Der Arbeitskreis traf sich im Jahr 2014 zu zwei Sitzungen, am 18.03. und am 28.10.2014. 
Alle Sitzungen dienen zunächst einer ausführlichen Diskussion zu Fragen der kulturellen 
Bildung aus Sicht der vertretenen Fachverbände und -organisationen, Wissenschaftler 
und Ministerien. Im Anschluss an die Informationsrunde, in der das Spektrum kultureller 
Bildung in Deutschland, aber auch im internationalen Kontext deutlich wird, werden 
spezifische Themen vertieft.  
 
In der Sitzung am 18.03. beschäftigten sich die Mitglieder des Arbeitskreises vertiefend 
mit der Frage der Teilhabe an kultureller Bildung. Dieses Thema wurde aus verschiedenen 
Perspektiven beleuchtet. So ging es unter anderem um den Stellenwert der 
bürgerschaftlichen Engagements zum Gelingen von Teilhabe, um Fragen der Teilhabe im 
ländlichen Raum, um die unterschiedlichen Migrantengruppen in Deutschland, um 
altersspezifische Angebote und anderes mehr. Besonders intensiv wurde die Frage 
diskutiert, ob von Teilhabe, Teilhabemöglichkeiten oder Teilhabegerechtigkeit gesprochen 
werden sollte. 
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Thema der Sitzung am 28.10. war die Frage der Nachhaltigkeit kultureller Bildung 
insbesondere in Bezug auf die Förderstrukturen. Zur Einführung in die Diskussion hielten 
Vertreter der im Arbeitskreis vertretenen Bundesministerien (BKM und BMFSFJ), 
Stiftungen (Stiftung Mercator) sowie Zuwendungsnehmer (BKJ) jeweils ein 
Kurzstatement. Darin legten sie zunächst ihre Perspektiven auf den Begriff der 
Nachhaltigkeit dar. Weiter definierten sie Kriterien für eine nachhaltige Förderpraxis in 
der kulturellen Bildung. Im Anschluss an die Kurzstatements diskutierte der Arbeitskreis 
unter anderem die Frage, auf welche Bildungsbereiche – Kita, Schule oder 
außerschulische Einrichtungen – eine nachhaltige Förderung kultureller Bildung primär ihr 
Augenmerk richten sollte. Als wichtige Kriterien wurden die Vernetzung der vorhandenen 
Strukturen sowie die Notwendigkeit einer „infrastrukturellen Projektförderung“ 
identifiziert.  
 
Über die Sitzungen des Arbeitskreises wird auf dem Internetportal Kultur bildet. 
regelmäßig berichtet. Siehe hierzu: http://www.kultur-bildet.de/themen-des-
arbeitskreises-kultur-bildet 
 
2.1.4 Übersicht der Gremiensitzungen im Jahr 2014 
 
In der nachfolgenden Übersicht sind die Termine der Gremiensitzungen aus dem Jahr 
2014 zusammengestellt. 
 

Datum Sitzung 

Januar  

14.01. Fachausschuss Urheberrecht 

15.01. Fachausschuss Medien 

23.01. Fachausschuss Europa/Internationales 

Februar  

10.02. Fachausschuss Urheberrecht 

März  

11.03. Fachausschuss Medien 

17.03 Fachausschuss Urheberrecht 

18.03. Arbeitskreis Kultur bildet. 

19.03. Sprecherrat 

April  

03.04. adhoc-AG TTIP 

09.04. Fachausschuss Bildung 

10.04. Fachausschuss Arbeit und Soziales 

28.04. adhoc-AG Immaterielles Kulturerbe 

Mai  

06.05 Fachausschuss Medien 

08.05. adhoc-AG TTIP 

08.05. adhoc-AG Raubgut 

Juni  

03.06. Fachausschuss Bildung 

04.06. Fachausschuss Arbeit und Soziales 
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12.06. Fachausschuss Urheberrecht 

17.06. Fachausschuss Europa/Internationales 

18.06. Sprecherrat 

Juli  

01.07. Fachausschuss Medien 

10.07. adhoc-AG Raubgut 

August  

25.08. Fachausschuss Urheberrecht 

September  

03.09. Fachausschuss Medien 

23.09. Fachausschuss Europa/Internationales 

24.09. Sprecherrat 

5.09. Mitgliederversammlung 

Oktober  

08.10. Fachausschuss Bildung 

14.10. Fachausschuss Kulturerbe 

27.10. Fachausschuss Medien 

28.10. Arbeitskreis Kultur bildet. 

29.10. Fachausschuss Arbeit und Soziales 

November  

03.11. Fachausschuss Europa/Internationales 

11.11. Fachausschuss Kulturerbe 

17.11. adhoc-AG TTIP/CETA/TiSA 

Dezember  

10.12. Sprecherrat 

 
2.2 Stellungnahmen des Deutschen Kulturrates 
 
Wie bereits ausgeführt, bündelt der Deutsche Kulturrat in seinen Stellungnahmen die 
Positionen aus dem Kulturbereich. Die Stellungnahmen werden in den Fachausschüssen 
vorbereitet und vom Sprecherrat verabschiedet. 
 
Die Stellungnahmen wurden, wie erwähnt, den jeweils verantwortlichen Stellen, also 
Bundes- und Landesministerien sowie den Mitgliedern des Deutschen Bundestags oder 
der EU-Kommission, zugeleitet. Sie sind gebündelt unter 
http://www.kulturrat.de/text.php?rubrik=4 und unter 
http://www.kulturrat.de/dokumente/kulturrat-stellungnahmen-2014.pdf abzurufen. 
Ebenso sind sie unter den genannten Adressen jeweils einzeln abzurufen. Um den Zugriff 
zu den spezifischen Themen zu erleichtern, werden auf der Internetseite des Deutschen 
Kulturrates die Stellungnahmen zusätzlich nach Themen sortiert präsentiert, folgende 
Kategorien wurden gebildet: 
 

 Arbeit + Soziales 

 Bildung 

 Engagement 

 Europa  

 International 

http://www.kulturrat.de/text.php?rubrik=4
http://www.kulturrat.de/dokumente/kulturrat-stellungnahmen-2014.pdf
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 National 

 Steuern 

 Urheberrecht 
 

Weiter wurden die Stellungnahmen in der Zeitung Politik & Kultur des Deutschen 
Kulturrates veröffentlicht. 
 
Folgende Stellungnahmen wurden im Jahr 2014 verabschiedet: 
 

 „Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Öffentlichen Konsultation zur 
Überprüfung der Regeln zum Urheberrecht“ vom 31.01.2014  

 „Impulse des Deutschen Kulturrates für die Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik der 18. Wahlperiode“ vom 19.03.2014  

 „Arbeits- und Sozialpolitik für die Kultur“ vom 19.03.2014  

 „Für eine Verantwortungspartnerschaft in der kulturellen Bildung für Kinder 
und Jugendliche“ vom 18.06.2014  

 „Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Diskussion einer Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke im Urheberrecht“ vom 18.06.2014   

 „Praktika im Kultur- und Medienbereich differenziert betrachten“ vom 
18.06.2014  

 „Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zu den TTIP-Verhandlungen“ vom 
18.06.2014  

 „Kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten“ vom 
15.09.2014  

 „Zum Umgang mit NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut“ vom 
24.09.2014  

 „Resolution: EU-Grundrechtecharta mit Leben erfüllen“ vom 24.09.2014  

 „Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Tarifeinheit. Stellungnahme des 
Deutschen Kulturrates“ vom 21.11.2014  

 „Novellierung des Kulturgutschutzes in Deutschland“ vom 10.12.2014  

 „Erste Ausschreibungsrunde des EU-Kulturförderprogramms ‚Kreatives 
Europa‘“ vom 10.12.2014  

 
Von diesen Stellungnahmen sind sieben proaktiv, d.h. hier ging die Initiative vom 
Deutschen Kulturrates aus, sich in der Fragestellung zu positionieren: 
 

 „Impulse des Deutschen Kulturrates für die Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik der 18. Wahlperiode“ vom 19.03.2014  

 „Arbeits- und Sozialpolitik für die Kultur“ vom 19.03.2014  

 „Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Diskussion einer Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke im Urheberrecht“ vom 18.06.2014  

 „Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zu den TTIP-Verhandlungen“ vom 
18.06.2014  

 „Zum Umgang mit NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut“ vom 
24.09.2014  

 „Resolution: EU-Grundrechtecharta mit Leben erfüllen“ vom 24.09.2014  
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 „Erste Ausschreibungsrunde des EU-Kulturförderprogramms ‚Kreatives 
Europa‘“ vom 10.12.2014  

 
Drei Stellungnahmen befassen sich mit Entscheidungsprozessen auf der europäischen 
Ebene, die entweder eine Rückwirkung auf die Bundespolitik haben oder die 
bundesdeutschen Kulturakteure unmittelbar betreffen: 
 

 „Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Öffentlichen Konsultation zur 
Überprüfung der Regeln zum Urheberrecht“ vom 31.01.2014   

 „Resolution: EU-Grundrechtecharta mit Leben erfüllen“ vom 24.09.2014  

 „Erste Ausschreibungsrunde des EU-Kulturförderprogramms ‚Kreatives 
Europa‘“ vom 10.12.2014   

 
Vier Stellungnahmen beziehen sich auf konkrete Gesetzesvorhaben der Bundesregierung: 
 

 „Praktika im Kultur- und Medienbereich differenziert betrachten“ vom 
18.06.2014  

 „Kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten“ vom 
15.09.2014  

 „Entwurf eines Gesetzes zur Regelung der Tarifeinheit. Stellungnahme des 
Deutschen Kulturrates“ vom 21.11.2014  

 „Novellierung des Kulturgutschutzes in Deutschland“ vom 10.12.2014  
 
Eine Stellungnahme bezieht sich auf eine KMK-Empfehlung: 
 

 „Für eine Verantwortungspartnerschaft in der kulturellen Bildung für Kinder 
und Jugendliche“ vom 18.06.2014  

 
Eine Stellungnahme wurde zusammen mit Verbänden anderer gesellschaftlicher Bereiche 
verabschiedet: 
 

 „Für einen fairen und nachhaltigen Länderfinanzausgleich. Gemeinsamer 
Forderungskatalog des Deutschen Kulturrates, des Paritätischen 
Gesamtverbandes, des Deutschen Gewerkschaftsbund, der Diakonie 
Deutschland, des Sozialverband VdK und der Volkssolidarität“ vom 05.11.2014  

 
2.3 Wahlprüfsteine des Deutschen Kulturrates zur Wahl des Europäischen Parlaments 
 
Vom 22. bis 25.05.2014 wurde das Europäische Parlament neu gewählt. Wie zu den 
letzten Wahlen zum Europäischen Parlament hat der Deutsche Kulturrat auch zur Wahl 
im Mai 2014 Fragen an die Parteien formuliert. Abweichend von der sonst üblichen 
Verfahrensweise, dass nur Parteien befragt werden, die dem Deutschen Bundestag 
angehören, wurde zur Europawahl auch die FDP befragt, die im Jahr 2013 den Einzug in 
den Deutschen Bundestag nicht geschafft hat, sowie die Piratenpartei, die bereits dem 
Europäischen Parlament mit schwedischen Abgeordneten angehörte.  
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Folgende Fragen wurden an die Parteien mit der Bitte um Beantwortung gesandt: 
 

1. Welche kulturpolitischen Initiativen planen Sie im neuen Europäischen 
Parlament? 

2. Welche Bedeutung messen Sie der Kunst-, Meinungs- und Informationsfreiheit 
in Europa zu? Welche Maßnahmen zu deren Sicherung wollen Sie 
gegebenenfalls ergreifen? 

3. Wie bewerten Sie aus parlamentarischer Sicht die Ergebnisse der „Offenen 
Methode der Koordinierung“ und des „Strukturierten Dialogs“ im 
Kulturbereich in den letzten Jahren und welche Schlüsse ziehen Sie daraus? 

4. Welche Maßnahmen zur verstärkten Einbeziehung der nationalen wie der 
europäischen zivilgesellschaftlichen Organisationen in die Beratungs- und 
Entscheidungsprozesse der europäischen Kulturpolitik werden sie ergreifen? 

5. Welche Initiativen planen Sie, dass bei Freihandelsabkommen wie z.B. dem 
TTIP die völkerrechtlich verbindliche „UNESCO-Konvention zum Schutz und zur 
Forderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen“ eingehalten und 
angewandt wird? 

6. Planen Sie Initiativen zur Harmonisierung der Umsatzsteuer? Wenn ja, in 
welchen Bereichen? 

7. Planen Sie medienpolitische Maßnahmen? Wenn ja, in welchen Bereichen? 
8. Planen Sie Initiativen zur Veränderung des Urheberrechts in der digitalen 

Welt? Wenn ja, welche? 
9. Welche Bedeutung messen Sie der Auswärtigen Kulturpolitik beim 

gemeinsamen Auswärtigen Dienste der EU zu? Sehen Sie hier einen 
Ausbaubedarf? 

10. Wie wollen Sie sich für eine nachhaltige EU-Kulturförderpolitik stark machen? 
 
Aus den Erfahrungen der letzten Wahlprüfsteine zur Wahl des Europäischen Parlaments 
wurde sich bewusst für zehn themenspezifische Fragen entschieden, die relativ offen 
gestellt waren und damit den Parteien Raum für die Beantwortung boten. 
 
Die kompletten Antworten der Parteien wurden zusammen mit einer Synopse und einer 
Einführung auf der Website des Deutschen Kulturrates veröffentlicht unter 
http://www.kulturrat.de/dokumente/wahlpruefsteine-europawahl2014.pdf. Ein 
einführender Beitrag und eine Synopse mit den wesentlichen Antworten der Parteien 
wurde in der Ausgabe 3/2014 (Mai/Juni 2014) der Zeitung Politik & Kultur veröffentlicht. 
Die komplette Ausgabe ist zusätzlich im Internet abrufbar unter: 
http://www.kulturrat.de/dokumente/puk/puk2014/puk03-14.pdf. Am 21.05.2014 
wurden die Wahlprüfsteine und die Antworten der Parteien in einem Pressegespräch 
vorgestellt. 
 
Mit Blick auf die Neubesetzung der Europäischen Kommission wurde an das Europäische 
Parlament appelliert, die EU-Grundrechtecharta mit Leben zu erfüllen. Hierfür wurde eine 
eigene „Resolution: EU-Grundrechtecharta mit Leben erfüllen. Sechs Forderungen an das 
Europäische Parlament anlässlich der Neubesetzung der EU-Kommission“ verabschiedet.  
 
 

http://www.kulturrat.de/dokumente/wahlpruefsteine-europawahl2014.pdf
http://www.kulturrat.de/dokumente/puk/puk2014/puk03-14.pdf
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2.4 Kulturpolitischer Diskurs 
 
Neben der Ausschussarbeit, in der viele Themen des Deutschen Kulturrates sachkundig 
bearbeitet werden, gibt es verschiedene Fragestellungen, die ausschussübergreifend 
debattiert werden. Unter dem Punkt 2.1.2.3 Vorstand wurde bereits ausgeführt, welche 
Schwerpunkte der Vorstand in seiner Amtszeit (2013-2016) setzen will.  
 
2.4.1 Kultur und Arbeitsmarkt 
 
Nachdem in den Jahren 2011 bis 2013 im Rahmen von eigenständigen Projekten das 
Thema Arbeitsmarkt Kultur unter spezifischen Fragestellungen beleuchtet wurde, galt es 
im Jahr 2014 verstärkt diese Fragestellung im Gremiendiskurs zu verankern. Eine 
bedeutende Rolle spielt die Fragestellung im Fachausschuss Arbeit und Soziales. Hier 
wurde unter anderem über den Mindestlohn, die Situation von Praktikanten, den Erhalt 
der Tariffreiheit sowie die Vergütung freiberuflicher Leistungen debattiert. Diese 
Diskussionen konnten teilweise im Jahr 2014 in Stellungnahmen verdichtet werden. Im 
Fachausschuss Bildung wurde sich vor allem mit der Ausbildung für den Arbeitsmarkt 
Kultur unter dem spezifischen Blickwinkel der kulturellen Bildung befasst. Eine wichtige 
Frage war dabei, wie dieses komplexe Thema systematisch behandelt werden könnte. Im 
Fachausschuss Medien und im Fachausschuss Urheberrecht lag der Fokus der Debatte zu 
dem Thema auf der Diskussion zum Wert der Kreativität und der angemessenen 
Vergütung. Dabei wurde im Fachausschuss Urheberrecht auch das Spannungsfeld 
zwischen Zugang zu Bildung und Wissenschaft sowie die Ertragsmöglichkeiten 
kulturwirtschaftlicher Akteure diskutiert. 
 
Aufgrund der übergreifenden Diskussion dieses Themas und der wissenschaftlichen 
Expertise durch die Erstellung von zwei Studien zum Arbeitsmarkt Kultur wurde die 
Stellvertretende Geschäftsführerin des Deutschen Kulturrates Gabriele Schulz von der 
baden-württembergischen Wissenschaftsministerin Theresia Bauer, MdL in den 
Hochschulrat der Musikhochschule Trossingen berufen.  
 
2.4.2 Kultur und Welthandel  
 
Bereits in den Jahren 1999 bis 2003 befasste sich der Deutsche Kulturrat intensiv mit dem 
Thema Kultur und Welthandel. Hintergrund war die Doha-Runde der 
Welthandelsorganisationen zum GATS-Abkommen. Zusammen mit dem damaligen 
Intendanten des WDR Fritz Pleitgen war der damalige Präsident des Deutschen 
Kulturrates Prof. Dr. Max Fuchs 2003 in Cancun, um die besonderen Belange von Kultur 
und Medien bei den GATS-Verhandlungen vorzutragen. Der Deutsche Kulturrat hat sich in 
diesem Zusammenhang intensiv mit der Frage von Kultur als Daseinsvorsorge 
auseinandergesetzt.  
 
Hieran konnte bei der Beschäftigung mit dem geplanten Freihandelsabkommen zwischen 
der EU und den USA (TTIP) angeknüpft werden, da wesentliche Elemente wie 
Meistbegünstigung, Inländerprinzip und anderes mehr auch beim TTIP-Abkommen gelten 
sollen. In verschiedenen Pressemitteilungen vor und nach Erteilung des 
Verhandlungsmandats hat der Deutsche Kulturrat auf das Problem der Einbeziehung von 
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Kultur und audiovisuellen Medien hingewiesen. Insbesondere wurde sich kritisch mit den 
Formulierungen des Verhandlungsmandats zu audiovisuellen Medien auseinandergesetzt.  
 
Die Beschäftigung mit dem Thema wurde im Jahr 2014 fortgesetzt und hier auf der 
Grundlage der Informationen aus den Verhandlungen eine neue Stellungnahme 
formuliert. Weiter wurden in der Zeitung Politik & Kultur fortlaufend Artikel zu dem 
Thema veröffentlicht. Das Besondere dieser Beiträge besteht darin, dass sowohl TTIP-
Befürworter als auch Gegner zu Wort gekommen sind. Fortlaufend wurden die zu dem 
Thema erschienenen Beiträge in einem Dossier zusammengefasst und zusätzlich als 
gebündeltes pdf-Dokument auf der Seite des Deutschen Kulturrates veröffentlicht. Am 
18.12.2014 ist die 4. Auflage dieser Zusammenstellung erschienen. 
 
Weiter hat der Deutsche Kulturrat die Zusammenarbeit mit anderen 
zivilgesellschaftlichen Akteuren sowie mit Wirtschaftsverbänden zum Thema Freihandel 
verstärkt. Der Deutsche Kulturrat gehört zu den Unterstützern der selbst organisierten 
Europäischen Bürgerinitiative „Stop TTIP“. 
 
Der Deutsche Kulturrat wurde ferner in den TTIP-Beirat des Bundesministers für 
Wirtschaft und Energie berufen.  
 
2.4.3 Kultur und Reformationsjubiläum  
 
Der Deutsche Kulturrat beteiligt sich seit 2008 an den Debatten zum 
Reformationsjubiläum 2017. Diese Diskussion findet publizistisch seit 2008 in der Zeitung 
Politik & Kultur in der Kolumne „Luther 2017“ statt. Diese Reihe wurde in 2014 
fortgeführt.  
 
Darüber hinaus wurde in Zusammenarbeit mit der Buchmesse Leipzig, dem Verband 
deutscher Schriftsteller und der Evangelischen Kirche in Sachsen eine Veranstaltung 
während der Leipziger Buchmesse durchgeführt. Diese Veranstaltung fand im Rahmen der 
Reihe „Vom Wert der Werte“ statt und soll bis zum Jahr 2017 fortgeführt werden. 
 
Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates OIaf Zimmermann gehört als Gast dem 
Lenkungsausschuss zum Reformationsjubiläum 2017 an.  
 
2.4.4 Kulturelle Vielfalt 
 
Das Thema Kulturelle Vielfalt wird aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchtet. Bereits 
der bis zum März 2013 amtierende Vorstand hatte das Eintreten für kulturelle Vielfalt als 
Leitmotiv seiner Arbeit formuliert. Der im März 2013 neugewählte Vorstand hat diese 
Ausrichtung noch einmal bestärkt. Das Eintreten für kulturelle Vielfalt zieht sich als roter 
Faden durch die Arbeit der Fachausschüsse des Deutschen Kulturrates und hat nicht 
zuletzt im Rahmen der Diskussion um das Freihandelsabkommen zwischen der USA und 
der EU neue Bedeutung erhalten.  
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2.4.5 Kultur und Bildung 
 
Seit seiner Gründung im Jahr 1981 setzt sich der Deutsche Kulturrat für die Stärkung der 
kulturellen Bildung ein. Er hat sich in Stellungnahmen und Fachbüchern zu dieser 
Fragestellung positioniert, dabei war die Partizipation an kultureller Bildung stets ein 
besonderes Anliegen. In diesem Zusammenhang hat sich der Deutsche Kulturrat 
besonders um das Thema interkulturelle Bildung sowie Integration gekümmert. Nachdem 
diese Fragestellung zunächst im Rahmen eines vom BMBF finanzierten Projektes 
behandelt wurde, hat sie nunmehr Eingang in die reguläre Fachausschussarbeit gefunden.  
 
Der Deutsche Kulturrat hat das vom BMBF geförderte Projekt „Kultur macht stark. 
Bündnisse für Bildung“ auch im Jahr 2014 begleitet. Der Geschäftsführer des Deutschen 
Kulturrates gehört der Jury dieses Projekts an. Die Jury hat über die gesamte Laufzeit 
dieses Projektes (2013-2017) eine beratende Funktion. Gefördert durch das BMBF hat der 
Deutsche Kulturrat ein Dossier zu „Kultur macht stark“ erstellt, das der Zeitung Politik & 
Kultur beigelegt wurde. 
 
Ein zentrales Thema im Fachausschuss Bildung ist die Frage nach der Professionalität 
kultureller Bildung, der Aus- und Weiterbildung der Akteure sowie der Beschäftigung in 
dem Feld. So ist festzustellen, dass Projekte der kulturellen Bildung attraktive zusätzliche 
Arbeitsfelder für freiberufliche Künstler sind, was auch dazu beiträgt, dass die 
Beschäftigung in dem Feld vielfach prekär ist. 
 
Mit Fragen der kulturellen Bildung wird sich in unterschiedlichen Formaten und auf 
verschiedenen Ebenen ebenfalls im Rahmen des Projektes „Dialogplattform Kulturelle 
Bildung“ befasst. Neben dem bereits erwähnten Arbeitskreis Kultur bildet. sind an dieser 
Stelle das Internetportal Kultur bildet., die gleichnamige Beilage zu Politik & Kultur sowie 
die Dialogforen zu nennen.  
 
2.4.6 Kultur und Medien  
 
Auch wenn audiovisuelle Medien ein Teilbereich des Kultursektors sind und vielfache 
Überschneidungen und Wechselwirkungen zwischen Kultur und Medien bestehen, hat 
der Deutsche Kulturrat im Jahr 2014 einen besonderen Akzent auf Kultur und Medien 
gesetzt. Welche Bedeutung diese Fragestellung hat und wie komplex das Thema ist, ist 
bereits daran zu ersehen, dass der Fachausschuss Medien der am häufigsten tagende 
Fachausschuss des Deutschen Kulturrates ist. Gerade im Themenbereich Kultur und 
Medien besteht auch innerhalb des Kultursektors ein großer Diskussionsbedarf. Geht es 
doch um die Frage, in welche Richtung sich die audiovisuellen Medien entwickeln, welche 
Bedeutung das Internet als Verbreitungsweg hat, welche Vergütungsmodelle tragfähig 
sind, wie Archivschätze gehoben werden können und wie eine Medienentwicklung in 
Europa aussehen kann, die eine gewisse Unabhängigkeit von großen US-amerikanischen 
Konzernen hat.  
 
Über die Erarbeitung von Stellungnahmen hinaus hat das Thema Kultur und Medien auch 
deshalb eine große Bedeutung, weil der Präsident des Deutschen Kulturrates Prof. 
Christian Höppner dem Rundfunkrat der Deutschen Welle angehört und dort 
Berichterstatter für den Haushalt und stellv. Vorsitzender des Ausschusses „Deutsche 
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Welle Akademie“ ist. Weiter steht Prof. Christian Höppner dem (Programm) Medienrat 
von RTL vor.  
 
Weiter wurde mit Unterstützung des WDR ein Dossier zum öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk erarbeitet, das der Zeitung Politik & Kultur beigelegt wurde.  
 
2.4.7 Kultur und Erbe 
 
Nicht zuletzt durch den Bewerbungsprozess für die Aufnahme in die Nationale Liste zum 
Immateriellen Kulturerbe wurde im Deutschen Kulturrat die Diskussion um Kulturerbe 
verstärkt. Weitere Schubkraft erhielt die Diskussion durch die von Kulturstaatsministerin 
Grütters im Jahr 2014 angestoßene Diskussion zur Neuordnung der Provenienzforschung 
und die geplante Intensivierung der Zusammenarbeit von Bund und Ländern. Der 
Deutsche Kulturrat hatte speziell zu diesem Themenbereich eine adhoc-AG Raubgut 
eingerichtet. Da das Thema insgesamt an Bedeutung gewonnen hat, wurde ein eigener 
Fachausschuss Kulturerbe gebildet, der als erstes eine Stellungnahme zur Novellierung 
des Kulturgutschutzgesetzes erarbeitete und sich für das Jahr 2015 das Thema Kulturerbe 
und Digitalisierung vorgenommen hat. 
 
2.4.8 Aktionstag „Kultur gut stärken“ 
 
Seit dem Jahr 2011 hat der Deutsche Kulturrat am 21. Mai einen Aktionstag zum Tag der 
kulturellen Vielfalt durchgeführt. Ursprünglich war geplant, sich an dem Tag mit dem 
Thema Kunstfreiheit und kulturelle Vielfalt auseinanderzusetzen. Aufgrund der aktuellen, 
kulturpolitischen Entwicklung wurde das Thema des Aktionstags verändert. Statt 
Kunstfreiheit standen die TTIP-Verhandlungen im Mittelpunkt. 
 
Da die Akademie der Künste ebenfalls zum 21. Mai eine Veranstaltung zum Thema TTIP 
plante, wurde eine Zusammenarbeit vereinbart und Kulturstaatsministerin Grütters zu 
einem Vortrag zu „TTIP und kulturelle Vielfalt“ eingeladen. Aufgrund der Termine von 
Kulturstaatsministerin Grütters fand der Aktionstag am Vortag, also am 20.05.2014, statt.  
 
Es wurden tagsüber vier Workshops mit grundlegenden Informationen zum Thema TTIP 
durchgeführt, die für die Mitglieder der Mitgliedsverbände der Sektionen des Deutschen 
Kulturrates sowie für die Mitglieder der Akademie der Künste offen waren. Hier ging es 
vor allem um die Vermittlung grundlegender Informationen zum Thema sowie um die  
spartenspezifische Betroffenheit: 
 

 Workshop Buchbranche: Einführungsreferat Birgit Reuss (Börsenverein des 
Deutschen Buchhandels), Moderation: Olaf Zimmermann 

 Workshop Theater: Einführungsreferat Rolf Bolwin (Deutscher Bühnenverein), 
Moderation: Olaf Zimmermann 

 Workshop öffentlich-rechtlicher Rundfunk: Einführungsreferat Jürgen Burggraf 
(ARD-Verbindungsbüro), Moderation: Gabriele Schulz 

 Workshop Film: Einführungsreferat Heiko Wiese (SPIO), Moderation: Gabriele 
Schulz 
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Am Abend fand eine Diskussionsveranstaltung statt. Nach einer Begrüßung durch Klaus 
Staeck als Präsident der Akademie der Künste und Prof. Christian Höppner als Präsident 
des Deutschen Kulturrates hielt Kulturstaatsministerin Monika Grütters einen Vortrag zu 
„TTIP und kulturelle Vielfalt“. Es schloss sich eine Podiumsdiskussion mit den folgenden 
Gästen an:  
 

 Maurice Gourdault-Montagne, Botschafter der Französischen Republik in 
Deutschland 

 Verena Metze-Mangold, Vizepräsidentin der Deutschen UNESCO-Kommission 
 Gerhard Pfennig, Sprecher der Initiative Urheberrecht  
 Klaus Staeck, Präsident der Akademie der Künste  
 Hans-Jürgen Urban, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied der IG Metall 
 Olaf Zimmermann, Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates 

 
Die Diskussion wurde von Jürgen König, Deutschlandradio Kultur moderiert und im 
Rundfunk (Deutschlandradio und WDR 3) ausgestrahlt. 
 

 
3. Teilnahme an Anhörungen und Beratung durch Vertreter des Deutschen 
Kulturrates 
 
Der Deutsche Kulturrat ist im kontinuierlichen Dialog mit Abgeordneten aller im 
Deutschen Bundestag vertretenen Parteien. Der Deutsche Kulturrat ist überparteilich und 
allein seinen satzungsgemäßen Aufgaben und Zielen verpflichtet. 
 
3.1 Gespräche mit Entscheidungsträgern aus Bundes- und Landesministerien, bei 
Parteien sowie Mitgliedern des Deutschen Bundestags 
 
Im Folgenden sind ausgewählte Termine des Präsidenten Prof. Christian Höppner und des 
Geschäftsführers Olaf Zimmermann aufgeführt: 
 

Januar  

13.01. Kulturministerin von NRW Ute Schäfer, MdL 

29.01. Siegmund Ehrmann, MdB; Vorsitzender des Ausschusses für Kultur und 
Medien des Deutschen Bundestags 

Februar   

12.02. Sigrid Hupach, MdB; Kulturpolitische Sprecherin der Fraktion Die Linke 
im Deutschen Bundestag 

12.02. Michael Kretschmer, MdB; Stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

13.02. Stefan Luther, Leiter der Unterabteilung Grundsatz im 
Bundesministerium für Bildung und Forschung 

17.02. Werner Seibt, Leiter der Abteilung Kultur und Kommunikation im 
Auswärtigen Amt 

27.02. Dr. Günter Winands, Leiter der Abteilung Kultur und Medien im BKM 

März  

04.03. Ministerin Prof. Dr. Johanna Wanka, Bundesministerium für Bildung 
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und Forschung 

05.03. Prof. Dr. Karl Kardinal Lehmann, Bischof von Mainz 

11.03. Patrizia Lips, MdB; Vorsitzende des Ausschusses für Bildung und 
Forschung des Deutschen Bundestags 

12.03. Ministerin Sylvia Löhrmann, MdL; Präsidentin der 
Kultusministerkonferenz 

25.03. Dr. Peter Tauber, MdB; Generalsekretär der CDU 

26.03. Dr. Michael Kühn; Generalsekretär der ARD 

April  

01.04. Ute Bertram, MdB; Berichterstatterin für kulturelle Vielfalt der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

01.04. Burkhard Blienert, MdB 

02.04. Dr. Claudia Lücking-Michel, MdB 

03.04. Erika Steinbach, MdB 

04.04. Staatssekretär Björn Böhning; Chef der Staatskanzlei Berlin 

07.04. Hiltrud Lotze, MdB 

08.04. Ministerin Andrea Nahles, MdB; Bundesministerin für Arbeit und 
Soziales 

11.04. Minister Stephan Dorgerloh; Vizepräsident der KMK 

15.04. Kornelia Haugg; Leiter der Abteilung Allgemeine Bildung des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

Mai  

12.05. Dr. Andreas Görgen; Leiter der Abteilung Kultur und Kommunikation im 
Auswärtigen Amt  

13.05.  Dr. Günter Winands; Leiter der Abteilung Kultur und Medien im BKM 

14.05. Tom Buhrow; Intendant des WDR 

15.05. Aiman Mazyek; Vorsitzender des Zentralrats der Muslime 

19.05. Ansgar Heveling, MdB 

Juni  

02.06. Martin Dörmann, MdB 

02.06. Staatsministerin für Kultur und Medien Prof. Monika Grütters, MdB 

04.06. Dr. Michael Fuchs, MdB; Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion 

11.06. Nicola Beer, MdL; Generalsekretärin der FDP 

24.06. Kerstin Griese, MdB, Vorsitzende des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales des Deutschen Bundestags 

Juli  

07.07. Parlamentarische Staatssekretärin Brigitte Zypries, MdB; 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 

23.07. Heiko Maas; Bundesminister der Justiz und für Verbraucherschutz 

August  

27.08. Dr. Eva Högl, MdB; Stellvertretende Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion 

29.08. Minister Stephan Dorgerloh; Vizepräsident der KMK 

September  

05.09. Ulle Schauws, MdB; Kulturpolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen 
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09.09. Intendant Lutz Marmor; Vorsitzender der ARD 

18.09. Bischof Prof. Dr. Heinrich Bedford-Strohm 

22.09. Staatssekretär Marc Jan Eumann, MdL, Vorsitzender der 
Medienkommission der SPD 

29.09. Thorsten Schäfer-Gümbel, MdL; Stellvertretender Vorsitzender der SPD 

Oktober   

06.10. Minister Ulrich Commerçon, MdL (Saarländischer Kulturminister) 

06.10. Ulrich Petzold, MdB 

10.10. Andreas Bialas, MdL; Kulturpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im 
Landtag NRW 

27.10. Dr. Heiko Geue, Leiter der Abteilung Grundsatz im Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

31.10. Kornelia Haugg; Leiter der Abteilung Allgemeine Bildung des 
Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

November   

07.11. Michael Kretschmer, MdB; Stellvertretender Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

01.12. Bernd Lange, MdEP; Vorsitzender des Ausschusses für Internationalen 
Handel des Europäischen Parlaments 

 
3.2 Beratung durch Vertreter des Deutschen Kulturrates 
 
Sowohl der Präsident des Deutschen Kulturrates Prof. Christian Höppner als auch der 
Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates Olaf Zimmermann werden zu Vorträgen und 
Beratungen im gesamten Bundesgebiet eingeladen. Die nachfolgende Aufstellung 
dokumentiert die Vorträge und Teilnahme an Podiumsdiskussionen:  
 

Januar  

20.01. Vortrag des Geschäftsführers, Olaf Zimmermann, bei der 
Jahrestagung des Arbeitskreises Kunst- und Kulturstiftung zu 
Thema Verantwortung von Stiftungen 

22.01.  Teilnahme des Präsidenten, Prof. Christian Höppner, an einer 
Podiumsdiskussion zum Thema TTIP in der französischen 
Nationalversammlung, Thema waren Ausnahmeregelungen für den 
Kultur- und Mediensektor 

Februar  

24.02. Anhörung des Geschäftsführers, Olaf Zimmermann, im 
Kulturausschuss des Abgeordnetenhauses Berlin zum Thema TTIP 

März  

05.03. Aschermittwoch der Künste in Mainz, Kooperation mit Katholischer 
Akademie Mainz; Moderation: Podiumsgespräch zu 100 Jahre 1. 
Weltkrieg und Bildende Kunst durch Olaf Zimmermann 

10.03. Rede von Olaf Zimmermann bei Kulturpartnertreffen WDR 3 zum 
Thema TTIP 

13.03. Veranstaltung vom „Wert der Wert“ zum Thema Religionsfreiheit 
und Politik in Kooperation mit ver.di und Evangelischer Akademie 
Meißen, Moderation: Regine Möbius 
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29.03. Grußwort zu 50 Jahre WDR, Prof. Christian Höppner 

April  

14.04. Vortrag zum Thema Kulturelle Bildung bei der Jahrestagung des 
Allgemeinen Deutschen Tanzlehrerverbands, Prof. Christian 
Höppner 

23.04. Podiumsteilnahme Niedersächsische Landtagsfraktion Bündnis 
90/Die Grünen zum Thema TTIP in Hannover, Olaf Zimmermann 

Mai  

07.05. KulTour von attac Veranstaltung Freiburg, Andreas Kämpf 

14.05. KulTour von attac Veranstaltung Berlin, Olaf Zimmermann 

20.05. Veranstaltung zu TTIP in Kooperation mit der Akademie der 
Künste, Prof. Christian Höppner und Olaf Zimmermann 

21.05. Vortrag und Diskussionsveranstaltung zu TTIP beim Kulturforum 
der SPD Hannover zusammen mit dem Handelspolitischen 
Sprecher der Sozialistischen Fraktion im EP Bernd Lange, Olaf 
Zimmermann 

22.05. Teilnahme an Podiumsdiskussion zu Kulturstiftungen beim 
Deutschen Stiftungstag, Olaf Zimmermann 

Juni  

04.06. Anhörung Bundestagsfraktion Die Linke zu TTIP, Olaf Zimmermann 

05.06. Teilnahme an Podiumsdiskussion zu 50 Jahre USK, Olaf 
Zimmermann 

11. bis 12.06. Teilnahme an Diskussionen und Podiumsdiskussion Forum 
D’Avignon, Prof. Christian Höppner 

27.06. Veranstaltung Europäische Kulturpolitik, Andreas Kämpf 

September  

09.09. Veranstaltung ver.di Filmunion zu TTIP, Olaf Zimmermann 

11.09. Grußwort zu TTIP beim Branchentreff Pop in der Landesvertretung 
Baden-Württemberg, Prof. Christian Höppner 

26.09. Teilnahme an Podiumsdiskussion der Mercator-Stiftung zu 
kultureller Bildung in der Schule, Olaf Zimmermann 

27.09. Vortrag zum regionalen Kulturpolitik beim Denkfest der 
Kulturregion Rhein-Neckar in Bensheim, Olaf Zimmermann 

Oktober  

13.10. Vortrag zu TTIP beim Bayerischen Musikrat, Prof. Christian 
Höppner 

13.10. Junge Deutsche Philharmonie Festakt zum Jubiläum, Prof. Christian 
Höppner 

15.10. Podiumsdiskussion Plattform Kulturelle Bildung Brandenburg; 
Gabriele Schulz 

15.10. Begrüßung zur Veranstaltung „Vertreibung als künstlerischer 
Impuls?“ der Stiftung Zentrum gegen Vertreibung, Prof. Christian 
Höppner 

30.10. Anhörung im Landtag NRW zum Kulturfördergesetz NRW, Olaf 
Zimmermann 

31.10. Vortrag und Diskussion bei SPD-Grundwertekommission zum 
Thema TTIP, Olaf Zimmermann 
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November  

10.11. Teilnahme an Podiumsdiskussion zur Digitalisierung von Kulturgut 
in Französischer Botschaft, Olaf Zimmermann 

15.11. Vortrag zum Thema TTIP bei Mitgliederversammlung der 
Deutschen Filmakademie, Olaf Zimmermann 

17.11. Teilnahme an Podiumsdiskussion zum Thema TTIP beim 
Kulturforum der SPD Hamburg, Olaf Zimmermann 

18.11. Vortrag beim Berliner Initiativkreis öffentlich-rechtlicher Rundfunk 
zum Thema TTIP, Olaf Zimmermann 

 
Diese Vorträge und Teilnahmen an Podiumsdiskussionen belegen, dass die Expertise der 
Vertreter des Deutschen Kulturrates nicht nur auf der bundes-, sondern auch der landes- 
und kommunalpolitischen Ebene nachgefragt ist und damit eine Rückkopplung zwischen 
dem kulturpolitischen Handeln auf der bundespolitischen Ebene und den Debatten in den 
Ländern und Kommunen stattfindet.  
 
3.3 Mitwirkung in Gremien 
 
Der Deutsche Kulturrat wirkt in folgenden Gremien mit: 
 

 Vertretung im Rundfunkrat der Deutschen Welle, Vertretung: Prof. Christian 
Höppner 

 Vertretung im Medienbeirat von RTL, Vertretung: Prof. Christian Höppner, dort: 
Vorsitz des Medienbeirates  

 Vertretung in der Deutschen UNESCO-Kommission, Vertretung: Prof. Christian 
Höppner 

 Vertretung im Fachausschuss Kultur der Deutschen UNESCO-Kommission, 
Vertretung: Prof. Christian Höppner 

 Vertretung im Arbeitskreis gesellschaftliche Gruppen der Stiftung Haus der 
Geschichte, Vertretung: Regine Möbius 

 Vertretung im Stiftungsbeirat der Kulturstiftung des Bundes, Vertretung: Olaf 
Zimmermann 

 Vertretung im Beirat des Erich-Pommer-Instituts, Vertretung: Olaf Zimmermann 

 Mitarbeit in Bündnis für Gemeinnützigkeit, Vertretung Olaf Zimmermann 
(Zusammenschluss von Dachverbänden aus verschiedenen gesellschaftlichen 
Bereichen) 

 Mitarbeit in Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagements, Vertretung: Olaf 
Zimmermann (breites Bündnis zivilgesellschaftlicher Organisationen) 

 Vertretung im Trägerkreis „geben gibt“, Vertretung: Stefanie Ernst (Verleihung 
Deutscher Engagementpreis) 

 Vertretung im Stiftungsbeirat der Stiftung Lesen, Vertretung: Olaf Zimmermann 

 Vertretung im Beirat des Instituts für Auslandsbeziehungen, Vertretung: Olaf 
Zimmermann 

 Vertretung in Initiative Hören, Vertretung: Prof. Christian Höppner 

 Vertretung in Landessynode der Evangelischen Kirche Berlin-Brandenburg-
schlesische Oberlausitz, Vertretung: Olaf Zimmermann 
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Darüber hinaus wurden im Zusammenhang mit der Arbeit zum geplanten 
Freihandelsabkommen zwischen der EU und des USA der Kontakt zu Umweltverbänden 
und Zusammenschlüssen neuer sozialer Bewegungen vertieft. 
 
3.3.1 Neue Berufungen 
 
Der Deutsche Kulturrat wurde auf Vorschlag anderer Verbände als Mitglied in die 
Deutsche UNESCO-Kommission aufgenommen. Die Vertretung wird vom Präsidenten 
Prof. Christian Höppner wahrgenommen.  
 
Weiter wurde der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates Olaf Zimmermann aufgrund 
des Engagements zum Themenbereich Kultur und Kirche in die Synode der Evangelischen 
Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz für die Dauer von sechs Jahren 
berufen.  
 
 
 

4. Veranstaltungen 
 
4.1. Vergabe des Kulturgroschens des Deutschen Kulturrates 
 
Als Preisträger des Kulturgroschens 2013 wurde bereits am 05.12.2012 Staatsminister 
Bernd Neumann, MdB unter der Maßgabe festgelegt, dass er nach der Bundestagswahl 
2013 nicht erneut das Amt des Kulturstaatsministers bekleidet. Staatsminister Neumann 
wurde in einem persönlichen Gespräch nach der Bundestagswahl über die Preisvergabe 
unterrichtet. Nachdem Staatsminister Neumann am 22.10.2013 öffentlich bekannt gab, 
nicht mehr für das Amt des Kulturstaatsministers zur Verfügung zu stehen, veröffentlichte 
der Deutsche Kulturrat die Vergabe des Kulturgroschens an ihn. Es wurde ein Termin im 
Dezember avisiert. Aufgrund der Erkrankung von Staatsminister a.D. Bernd Neumann 
wurde die Preisverleihung auf März 2014 verschoben.  
 
Die Preisverleihung fand am 18.03.2014 in Kooperation mit der Stiftung Brandenburger 
Tor statt. Kulturstaatsministerin Monika Grütters, MdB sprach einleitende Wort und 
schlug damit eine Brücke zu ihrer vorherigen Tätigkeit bei der Stiftung Brandenburger Tor. 
Nach einer Begrüßung durch den Präsidenten des Deutschen Kulturrates Prof. Christian 
Höppner hielt Bundestagspräsident Prof. Dr. Norbert Lammert, MdB die Laudatio. 
Anschließend dankte Staatsminister a.D. Bernd Neumann.  
 
Der Vorsitzende der Jury zur Verleihung des Kulturgroschens ist Prof. Christian Höppner. 
 
4.2 Kooperation bei Veranstaltungen 
 

4.2.1 Kooperation Veranstaltung „Vom Wert der Werte“ 
 
Der Deutsche Kulturrat lud gemeinsam mit dem Verband deutscher Schriftsteller VS in 
ver.di und der Evangelischen Akademie Meißen am 13.03.2014 zur 
Diskussionsveranstaltung zum Thema Recht auf Religionsfreiheit auf der Leipziger 
Buchmesse ein. Themen waren: Wie hält es die Bundesregierung mit dem Einsatz für 
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verfolgte Christen bzw. verfolgte religiöse Minderheiten? Wie ist es mit der 
Religionsfreiheit weltweit und besonders hier in Deutschland bestellt? Ist in einer 
zunehmend säkularen und pluralen Gesellschaft das Recht auf Religionsfreiheit noch 
selbstverständlich? Diese und weitere aktuelle Fragen diskutierten: 
 

 Friedrich Schorlemmer (Theologe) 

 Imre Török (VS Bundesvorsitzender) 

 Christiane Thiel (Autorin, Pfarrerin) und  

 Michael Kretschmer, MdB (CDU-Landesverband Sachsen, Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion).  

 
Die Moderation übernahm Regine Möbius (Autorin, Vizepräsidentin Deutscher Kulturrat).  
 
4.2.2 Kooperation Veranstaltung Kulturelle Bildungspolitik des Bundes 
 
Beim vierten Dialogforum „Kultur bildet.“ am 10.06.2014, das in Kooperation mit 
Kulturprojekte Berlin durchgeführt wurde, hielt die Bundesministerin für Bildung und 
Forschung, Prof. Dr. Johanna Wanka, einführend ihre erste Grundsatzrede zur Zukunft der 
kulturellen Bildung. Sie identifizierte vier Maxime, darunter die Verwirklichung von 
Bildungsgerechtigkeit in lebenslanger Perspektive durch kulturelle Bildung, die Förderung 
der Forschung zur kulturellen Bildung sowie den Ausbau der bestehenden Netzwerke. 
Außerdem hob sie die Notwendigkeit einer Integration der Älteren im ländlichen Raum als 
Herausforderung für die Zukunft hervor. 
 
Im Anschluss diskutierten Leonie Baumann, Rektorin der Kunsthochschule Berlin 
Weißensee, Gerd Taube, Vorsitzender der Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung, Andrea Tober, Leiterin des Education-Programms der Berliner 
Philharmoniker, und Olaf Zimmermann, Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates über 
den Ist- und Soll-Zustand der kulturellen Bildung auf Bundesebene. Es moderierte Hans-
Dieter Heimendahl (Deutschlandradio Kultur). 
 
Die Diskussion wurde von WDR 3 und Deutschlandradio Kultur ausgestrahlt. 
 
4.2.3 Kooperation Veranstaltung zum Bundesweiten Vorlesetag 2014 
 
Der Bundesweite Vorlesetag wurde im Jahr 2014 vom Deutschen Kulturrat durch 
vielfältige Aktivitäten unterstützt. Er wird von der Stiftung Lesen, von Die ZEIT und der 
Bahn Stiftung initiiert. Am 21.11.2014 fand im Rahmen der Aktionen des Deutschen 
Kulturrates eine Podiumsdiskussion „Lesen und lesen lassen… Strategien gegen 
Analphabetismus“ im Podewil in Berlin statt. Nach einem Impulsvortrag von Dr. Jörg F. 
Maas, dem Hauptgeschäftsführer der Stiftung Lesen, diskutierten: 
 

 Dr. Gisela Beste, Stellvertretende Direktorin des Landesinstitutes für Schule und 
Medien Berlin-Brandenburg (LISUM),  

 Klaus Buddeberg, Mitarbeiter der leo. - Level-One Studie, Fakultät für 
Erziehungswissenschaft, Universität Hamburg, 

 Prof. Christian Höppner, Präsident des Deutschen Kulturrates und  

 Prof. Karl Karst, Initiator und Vorstand der Initiative Hören.  
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Die Diskussion wurde aufgezeichnet und sowohl von Deutschlandradio Kultur als auch 
von WDR 3 übertragen.  
 
4.3 Parlamentarisches Treffen 
 
Am 20.02.2014 führte der Deutsche Kulturrat auf Anregung des Vorsitzenden des 
Ausschusses für Kultur und Medien des Deutschen Bundestags einen Parlamentarischen 
Abend durch. Thema war die Reform der Künstlersozialversicherung. Da eine Reihe von 
Abgeordneten neu für dieses Thema zuständig waren, ging es darum, die spezifischen 
Anliegen bei diesem Thema vorzustellen. Es nahmen teil: 
 

 Burkhard Blienert, MdB (SPD, Mitglied Kulturausschuss, Stv. Mitglied 
Haushaltsausschuss) 

 Martin Dörmann, MdB (SPD, Kulturpolitischer Sprecher) 

 Siegmund Ehrmann, MdB (SPD, Vorsitzender Kulturausschuss) 

 Dr. Astrid Freudenstein, MdB (CDU/CSU, Mitglied Kulturausschuss, Mitglied A+S- 
Ausschuss) 

 Kerstin Griese, MdB (SPD, Vorsitzende A+S-Ausschuss) 

 Ansgar Heveling, MdB (CDU/CSU, Obmann im Kulturausschuss) 

 Siegrid Hupach, MdB (Die Linke, Kulturpolitische Sprecherin) 

 Ralf Kapschack, MdB (SPD, Mitglied A+S-Ausschuss) 

 Gabriele Lösekrug-Möller, MdB (Parl. Staatssekretärin BMAS) 

 Hiltrud Lotze, MdB (SPD, Mitglied Kulturausschuss) 

 Tabea Rößner, MdB (Bündnis 90/Die Grünen, Obfrau im Kulturausschuss) 

 Karl Schiewerling, MdB (CDU, sozialpolitischer Sprecher) 

 Marco Wanderwitz, MdB (CDU, kulturpolitischer Sprecher) 
 

 Christian Höppner, Deutscher Kulturrat 

 Uwe Fritz, Künstlersozialkasse 

 Gabriele Schulz, Deutscher Kulturrat 

 Olaf Zimmermann, Deutscher Kulturrat 
 
 

5. Öffentlichkeitsarbeit 
 
Die Öffentlichkeitsarbeit des Deutschen Kulturrates hat sich zu einem Markenzeichen 
entwickelt. Der Deutsche Kulturrat informiert die Öffentlichkeit mit Pressemitteilungen 
sowie einem mehrmals in der Woche erscheinenden Newsletter. Im Newsletter wird auch 
auf Artikel und Informationen in anderen Medien verwiesen.  
 
Im Jahr 2014 wurden 150 Pressemitteilungen veröffentlicht. Es wurden 12 reguläre 
Monatsnewsletter Januar bis Dezember verschickt sowie 2 Sondernewsletter mit 
Hinweisen auf die Fülle und Komplexität der Internetangebots www.kulturrat.de. Es 
wurden vier TTIP-Dossiers mit in Politik & Kultur zum Thema TTIP erschienenen Beiträgen 
veröffentlicht. Zur Roten Liste, einer ständigen Rubrik in der Zeitung Politik & Kultur, in 

http://www.kulturrat.de/
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der von Schließung bedrohte Kultureinrichtungen vorgestellt werden, wurden sechs 
Pressemitteilungen veröffentlicht. 
 
Insgesamt wurden vier Pressegespräche durchgeführt: 
 

 Pressegespräch Vorstellung des P & K-Dossier „Kultur macht stark“ am 30.04.2014  

 Pressegespräch zur Vorstellung der Wahlprüfsteine zur EU-Wahl am 21.05.2014  

 Pressegespräch zu TTIP am 25.06.2014  

 Pressegespräch zur Vorstellung des P & K-Dossiers zum öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk am 29.10.2014  

 
5.1 Zeitung Politik & Kultur  
 
Wie in den Vorjahren erschien auch im Jahr 2014 die Zeitung Politik & Kultur sechsmal. 
Die Ausgaben stießen auf eine große Resonanz. Jede Zeitung ist neben der Printausgabe 
als pdf-Datei im Wissensportal www.kulturrat.de verfügbar. Die im Conbrio-Verlag 
erscheinende Zeitung ist neben den Abonnement auch an Bahnhöfen, Flughäfen sowie 
großen Kiosken erhältlich. Die Zeitung Politik & Kultur wird von Olaf Zimmermann und 
Theo Geißler herausgegeben. Sie richtet sich an Entscheidungsträger aus Politik, 
Verwaltung, Vereinen, Verbänden, Stiftungen sowie die kulturpolitisch interessierte 
Öffentlichkeit. In der Zeitung sind kontroverse Diskussionen erwünscht. Es geht darum, 
ein Thema aus unterschiedlichen Perspektiven zu beleuchten und darzustellen. 
 
Folgende Schwerpunkte wurden im Jahr 2014 in Politik & Kultur gesetzt:  
 

 Politik & Kultur 1/2014 (28 Seiten)  
o Schwerpunkt: Immaterielles Kulturerbe 

 Politik & Kultur 2/2014 (28 Seiten)  
o Schwerpunkt: Kulturpolitik aktuell nach der Bundestagswahl 

 Politik & Kultur 3/2014 (32 Seiten und Dossier „Kultur macht stark“)  
o Schwerpunkt: Wahl zum Europäischen Parlament 

 Politik & Kultur 4/2014 (28 Seiten und 12 Seiten Beilage „Kultur bildet“)  
o Schwerpunkt: Kunstfreiheit 

 Politik & Kultur 5/2014 (32 Seiten)  
o Schwerpunkt: Raubgutdebatte und Provenienzforschung 

 Politik & Kultur 6/2014 (28 Seiten und Beilage „Kultur bildet“ und Dossier 
„Öffentlich-rechtlicher Rundfunk“)  

o Schwerpunkt: Digitale Agenda  
 
Insgesamt sind rund 225 Beiträge erschienen, davon wurden 25 von Mitarbeitern des 
Deutschen Kulturrates verfasst. Damit wurden rund 89% der Beiträge von externen 
Autoren geschrieben. 
 
5.1.1 Beilage Kultur bildet. 
 
Im Jahr 2014 erschienen zwei Beilagen Kultur bildet. Diese Beilagen sind Bestandteil des 
Projektes „Dialogplattform Kulturelle Bildung“.  
 

http://www.kulturrat.de/
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Im Mittelpunkt der fünften Ausgabe von Kultur bildet., die der Politik & Kultur 4/2014 
beilag, stand das Thema „Inklusion in der kulturellen Bildung“. Neben allgemeinen 
Fragenstellungen zur Idee sowie zur Umsetzung von Inklusion werden die spezifischen 
Potenziale kultureller Bildung sowie spartenspezifische Aspekte (Musik, Museum, Film, 
Zirkus, Theater und Tanz) für diesen Prozess aufgezeigt. Einen weiteren Schwerpunkt 
bildet die Diskussion um die Umsetzung von Inklusion in der (Regel-)Schule. 
 
Die sechste Ausgabe von Kultur bildet., die in der Ausgabe 6/2014 von Politik & Kultur 
erschien, widmet sich den Themen Leseförderung und funktionaler Analphabetismus. In 
den Beiträgen beschäftigen sich die Autorinnen und Autoren unter anderem mit dem 
Lesen aus philosophischer Perspektive, verschiedenen Lesekompetenz-Studien sowie 
Leseförderprogrammen. 
 
5.1.2 P & K-Dossier „Es geht voran. Kultur macht stark“ 
 
Der Ausgabe 3/2014 von Politik & Kultur lag das Dossier „Es geht voran. Kultur macht 
stark“ bei. In diesem Dossier wird sich mit dem vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung geförderten Programm „Bündnisse für Bildung. Kultur macht stark“ 
auseinandergesetzt. Das Bundesministerium für Bildung und Forschung stellt für dieses 
Programm über 200 Millionen Euro für fünf Jahre zur Verfügung. Vergeben werden die 
Fördermittel über 34 Programmpartner, die ihrerseits Fördermittel zur Durchführung von 
außerschulischen kulturellen Bildungsprojekten, die sich an Kinder und Jugendliche aus 
bildungsfernen Schichten richten, weitergeben. Im Dossier wird sich mit den Vorzügen, 
aber auch Umsetzungsproblemen im Rahmen dieses Programms auseinandergesetzt.  
 
5.1.3 P & K-Dossier „Sind wir noch auf Sendung. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk“ 
 
In der Ausgabe 6/2014 erscheint das Dossier „Sind wir noch auf Sendung. Der öffentlich-
rechtliche Rundfunk“. Es erscheint zu einem Zeitpunkt, an dem wichtige medienpolitische 
Weichenstellungen anstehen. Im Koalitionsvertrag haben CDU, CSU und SPD vereinbart, 
eine Bund-Länder-Kommission zur Medienordnung einzurichten. Hier wird es um die 
Auflösung der Grenzen zwischen Rundfunk-, Telekommunikations- und Netzpolitik gehen. 
Sowohl die EU-Kommission als auch die Bundesregierung verfolgen ein digitales 
Arbeitsprogramm unter anderem zur Stärkung der Internetwirtschaft. Die 
Bundesregierung hat gerade dazu eine eher schmalbrüstige Digitale Agenda vorgelegt. 
Dies alles geschieht vor dem Hintergrund einer nahezu marktbeherrschenden Stellung 
einiger weniger international agierender Internetkonzerne, die auch audiovisuelle Inhalte 
liefern. In dem Dossier werden die aktuellen Anforderungen an den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk skizziert. Aktuelle Reformbemühungen werden vorgestellt und ein Blick in die 
Zukunft gewagt.    
 
5.2 Website www.kulturrat.de 
 
Die Website www.kulturrat.de ist eine Wissens- und Informationsplattform zu 
kulturpolitischen Fragen. Neben Pressemitteilungen und Stellungnahmen, die 
kontinuierlich eingestellt werden, werden hier weitergehende Informationen zu 
verschiedenen kulturpolitischen Fragen aufbereitet. Die Zeitung Politik & Kultur sowie die 
Beilagen werden als pdf-Dateien zum kostenfreien Herunterladen angeboten. Einzelne 

http://www.kulturrat.de/
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Beiträge, beispielsweise aus der Luther 2017-Kolumne, werden zusätzlich in eigenen 
Rubriken als Einzelbeiträge angeboten. Die Website wird kontinuierlich gepflegt und 
aktualisiert. Weiter ist die Rote Liste regelmäßig abzurufen. 
 
5.2.1 Website Kultur bildet. 
 
Das Internetportal »Kultur bildet.« ging am 13.02.2013 online. Es bietet neben täglich 
erscheinenden News, Terminen und Jobangeboten im Bereich der kulturellen Bildung 
eine umfassende Datenbank mit mittlerweile 1325 Einträgen zu den Akteuren (773), 
Projekten (356) und Wettbewerben (196) in diesem Feld. Darüber hinaus sind knapp 350 
Publikationen sowie die einschlägigen rechtlichen Vorschriften, Bundestagsdrucksachen 
sowie Positionspapiere von zivilgesellschaftlichen Akteuren auf kultur-bildet.de zu finden.  
 
Zentraler Bestandteil der Internetplattform sind die tagesaktuell erscheinenden News und 
Termine. Im Jahr 2014 wurden insgesamt 817 Newsartikel in den folgenden Rubriken 
veröffentlicht: 
 

 Veranstaltungshinweise 

 Meldungen 

 Ausschreibungen 

 Berichte 

 Neuerscheinungen 

 Interviews 

 Zeitschriftenschau 

 Kommentare 
 

Im Januar 2014 wurde die Rubrik „Projekt der Woche“ neu hinzugefügt. Unter dieser 
Rubrik wird jeden Montag ein Projekt der kulturellen Bildung vorgestellt und in seiner 
Bedeutung hervorgehoben, das besonders innovativ, außergewöhnlich und / oder 
nachhaltig angelegt ist. Für den Zeitraum einer Woche erscheint es prominent auf der 
Startseite des Internetportals (Slideshow), über die die Nutzerinnen und Nutzer zum 
Newsartikel mit zahlreichen Informationen zu Idee und Umsetzung gelangen. Das „Projekt 
der Woche“ wird zudem über den wöchentlich versendeten „Kultur bildet.“-Newsletter 
publik gemacht. Das „Projekt der Woche“ wird von den Projektmitarbeiterinnen 
ausgewählt. Dabei wird eine breite Streuung angestrebt. Vorgestellt werden kleine und 
größere Vorhaben, Projekte, die sich an spezielle Zielgruppen richten, Projekte in der 
Schule oder auch in der Erwachsenenbildung, Projekte in urbanen Zentren wie auch im 
ländlichen Raum. Die „Projekte der Woche“ veranschaulichen die Bandbreite an 
Projekten in der kulturellen Bildung. 
 
5.3 Broschüre „Gemeinsam stark für die Kultur“ 
 
Um die Arbeit des Deutschen Kulturrates verständlicher zu machen und die 
Entscheidungswege transparent darzustellen, wurde im Jahr 2014 die Broschüre 
„Gemeinsam stark für die Kultur“ erstellt. Sie ersetzt den im Jahr 1998 entwickelten Flyer 
zur Vorstellung des Deutschen Kulturrates.  
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Die Broschüre wurde ein Mal der Zeitung Politik & Kultur beigelegt und wird ansonsten 
bei Veranstaltungen ausgelegt bzw. bei Gesprächen mitgegeben. Sie ist zusätzlich als pdf-
Datei abrufbar. 
 
5.4 Film „Karl erklärt den Deutschen Kulturrat“ 
 
Um insbesondere jüngere Menschen über die Arbeit, das Spektrum der Tätigkeiten sowie 
die Arbeitsweise des Deutschen Kulturrates zu informieren, wurde der Erklärfilm „Karl 
erklärt den Deutschen Kulturrat“ in Auftrag gegeben. Ziel dieses Films ist insbesondere, 
die demokratischen Entscheidungswege im Deutschen Kulturrat zu verdeutlichen. Der 
Film wurde im Portal vimeo, das eher ein kulturell interessiertes Publikum anspricht sowie 
auf der Website des Deutschen Kulturrates veröffentlicht. Er ist abrufbar unter: 
http://www.kulturrat.de/detail.php?detail=2916&rubrik=1 
 
5.5 Herausgabe von Publikationen 
 
Im Jahr 2014 ist eine Publikation veröffentlicht worden, die auf Beiträgen, die in Politik & 
Kultur erschienen sind, basiert. Es ist: 
 

 Kulturpolitik auf den Punkt gebracht: Kommentare und Begriffe von Olaf 
Zimmermann. Reihe Aus Politik & Kultur 11. Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo 
Geißler, Band 11  

 
Ergänzend zu den in diesem Band versammelten Editorials des Herausgebers von Politik & 
Kultur Olaf Zimmermann wurde vom Autor ein kulturpolitisches Glossar erstellt, das das 
Buch zu einem wichtigen kulturpolitischen Hilfsmittel werden lässt. Das Buch ermöglicht 
die Beiträge aus Politik & Kultur und die in ihnen formulierten kulturpolitischen Ideen 
einem weiteren Publikum zugänglich zu machen.  
 
 

6. Projekte 
 
Im Jahr 2014 folgende Projekte durchgeführt: 
 

 Bündelung verbandlicher Kulturpolitik unter spartenübergreifendem Blickwinkel 
und Politikberatung durch den Deutschen Kulturrat, gefördert von Der 
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien 

 Dialogplattform Kulturelle Bildung, gefördert durch das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung, 

 Erstellung des Dossiers Kultur macht stark, gefördert durch das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, 

 Erstellung des Dossiers zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk, gefördert durch den 
WDR 

 
Zwischen diesen Projekten bestehen zahlreiche Synergieeffekte.  
 
 
 

http://www.kulturrat.de/detail.php?detail=2916&rubrik=1
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7. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
In der Geschäftsstelle des Deutschen Kulturrates waren im Jahr 2014 folgende 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Voll- oder in Teilzeit beschäftigt:  
 
Olaf Zimmermann, Geschäftsführer  
Gabriele Schulz, Stv. Geschäftsführerin  
Stefanie Ernst, Referentin für Öffentlichkeitsarbeit (bis 15.09.2014) 
Andrea Wenger, Assistentin der Geschäftsführung  
Carolin Ries, Projektassistentin  
Verena Schmidt, Studentische Aushilfe bis 07/2014, ab 09/2014 Projektassistentin 
Tim Schneider, Studentische Aushilfe bis 07/2014, ab 09/2014 Projektassistent 
Jessica Föller, Praktikantin  
Rike Rathjens, Studentische Aushilfe 
 
 

8. Dank 
 
Die Arbeit des Deutschen Kulturrates wäre nicht möglich ohne die Unterstützung der 
Menschen, die sich für den Deutschen Kulturrat einsetzen, die ihn unterstützen und die in 
den Gremien mitwirken. Unser Dank gilt daher besonders den Mitgliedern der 
Fachausschüsse sowie den Sprecherinnen und Sprechern. Ihre Arbeit ist unersetzlich. Nur 
durch sie ist es möglich, die unterschiedlichen Positionen aus dem Kulturbereich 
tatsächlich zu bündeln. Sie informieren, wo es „brennt“, wo Handlungsbedarf besteht, 
aber auch welche Gesetzesänderungen sich positiv auswirken.  
 
Die Anregungen, die Kritik aber auch das Lob spornen an. Besonders hervorzuheben ist, 
dass neben dem Sachverstand auch finanzielle Leistungen eingebracht werden, da die 
Reisekosten selbst getragen werden.  
 
Sehr herzlich danken wir den Zuwendungsgebern. Einmal Der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien für die Finanzierung des Vorhabens „Bündelung 
verbandlicher Kulturpolitik unter spartenübergreifendem Blickwinkel und Politikberatung 
durch den Deutschen Kulturrat e.V.“. Dieses Kernprojekt umfasst alle Fachausschüsse des 
Deutschen Kulturrates sowie die darin erarbeiteten Stellungnahmen. Wir danken dem 
Bundesministerium für Bildung und Forschung für die Unterstützung des Projektes 
„Dialogplattform Kulturelle Bildung“. Wir freuen uns über diese erneute Zusammenarbeit 
mit dem Bundesministerium für Bildung und Forschung in Fragen der kulturellen Bildung. 
Ebenso danken möchten wir dem Bundesministerium für Bildung und Forschung für die 
Unterstützung des Dossiers „Es geht voran. Kultur macht stark“ und dem WDR für die 
Finanzierung des Dossiers „Sind wir noch auf Sendung. Der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk“.  
 
Zu danken ist den Autorinnen und Autoren von Politik & Kultur, die in der Regel die 
Beiträge kostenlos zur Verfügung stellen. Von ihren Beiträgen lebt die Zeitung. 
Kontroversen sind hier ausdrücklich gewünscht.  
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Weiter gilt unser Dank dem ConBrio Verlag. Stets unkompliziert, schnell und flexibel 
setzen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unsere Wünsche um.  
 
Besonders danken wir auch Deutschlandradio und WDR 3 bei der Kooperation bei den 
Dialogforen „Kultur bildet.“. Dank der Rundfunkübertragungen konnten über die direkten 
Teilnehmenden der Dialogforen zahlreiche weitere Zuhörer erreicht werden.  
 
Ebenfalls herzlich danken wir der Stiftung Brandenburger Tor für die bewährte 
Kooperation bei der Verleihung des Kulturgroschens. Die Zusammenarbeit ist stets durch 
Vertrauen und Teamgeist geprägt.  
 
Herzlich danken möchten wir den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Deutschen 
Kulturrates. Ihr Engagement und ihre Identifikation mit der Arbeit sind eine 
unverzichtbare Grundlage für den Erfolg des Deutschen Kulturrates.  
 
Wir wünschen uns eine weitere gute Zusammenarbeit mit allen, die zum Gelingen der 
Arbeit des Deutschen Kulturrates einen Beitrag leisten. Da Demokratie auch von Kritik 
lebt, freuen wir uns weiterhin über Lob und Kritik und vor allem über spannende 
Diskussionen.  
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9. Anhang  
 
9.1 Gremienmitglieder  
 
9.1.1 Vorstand 
 

 Prof. Christian Höppner (Präsident) 

 Andreas Kämpf (Vizepräsident) 

 Regine Möbius (Vizepräsidentin) 
 
9.1.2 Mitglieder des Sprecherrates  
 
Deutscher Musikrat  

 Prof. Christian Höppner (Deutscher Musikrat) [Sprecher]  

 Hartmut Karmeier (Deutsche Orchestervereinigung) [Sprecher]  

 Prof. Udo Dahmen (Percussion Creative) [Stellvertretender Sprecher] 

 Prof. Dr. Eckart Lange (Konferenz der Landesmusikräte) [Stellvertretender 
Sprecher]  

 
Rat für darstellende Kunst und Tanz  

 Rolf Bolwin (Deutscher Bühnenverein - Bundesverband der Theater und 
Orchester) [Sprecher]  

 Barbara Flügge-Wollenberg (Deutscher Bundesverband Tanz) [Sprecherin]  

 Heinrich Bleicher-Nagelsmann (ver.di) [Stellvertretender Sprecher]  

 Joachim Reiss (Bundesverband Theater in Schulen) [Stellvertretender Sprecher]  
 
Deutsche Literaturkonferenz  

 Regine Möbius (Verband deutscher Schriftsteller in ver.di) [Sprecherin]  

 Dr. Frank Simon-Ritz (Bibliothek und Information Deutschland) [Sprecher] 

 Eckhardt Kloos (Ausgleichsvereinigung Verlage) [Stellvertretender Sprecher]  

 Dr. Robert Staats (Verwertungsgesellschaft Wort) [Stellvertretender Sprecher]  
 
Deutscher Kunstrat 

 Annemarie Helmer-Heichele (Bundesverband Bildender Künstlerinnen und 
Künstler) [Sprecherin]  

 Dr. Karin Lingl (Stiftung Kunstfonds) [Sprecherin]  

 Wolfgang Suttner (Arbeitsgemeinschaft Deutscher Kunstvereine) 
[Stellvertretender Sprecher]  

 Prof. Dr. Gerhard Pfennig (VG Bild-Kunst) [Stellvertretender Sprecher]  
 
Rat für Baukultur und Denkmalkultur 

 Dr. Olaf Bahner (Bund Deutscher Architekten) [Sprecher]  

 Dr. Barbara Seifen (Vereinigung der Landesdenkmalpfleger) [Sprecherin]  

 Dipl. Ing. Matthias Burkart (Vereinigung Freischaffender Architekten) 
[Stellvertretender Sprecher]  

 Dr. Sabine Verk-Lindner (Vereinigung für Stadt-, Land- und Regionalplanung] 
[Stellvertretende Sprecherin] 
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Sektion Design 

 Henning Krause (Deutscher Designertag) [Sprecher]  

 Prof. Susanne Lengyel (Verband Deutscher Industrie Designer e.V.) [Sprecherin]  

 Mara Michel (VDMD) [Stellvertretende Sprecherin]  

 Jens R. Nielsen (Illustratoren Organisation e.V.) [Stellvertretender Sprecher]  
 
Sektion Film und Audiovisuelle Medien 

 Manuel Siebenmann (Bundesverband der Fernseh- und Filmregisseure) [Sprecher]  

 Thorsten Unger (G.A.M.E Bundesverband der Computerspieleentwickler) 
[Sprecher]  

 Cornelia Klauß (Bundesverband Kommunale Filmarbeit) [Stellvertretende 
Sprecherin]  

 Pim Richter (Verband deutscher Drehbuchautoren e.V. )[Stellvertretender 
Sprecher]  

 
Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung 

 Andreas Kämpf (Bundesvereinigung soziokultureller Zentren) [Sprecher]  

 Hildegard Bockhorst (Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung) 
[Sprecherin]  

 Ulrike Blumenreich (Kulturpolitische Gesellschaft) [Stellvertretende Sprecherin]  

 Prof. Dr. Steffen Höhne (Fachverband Kulturmanagement) [Stellvertretender 
Sprecher]  

 
9.1.2 Mitglieder der Fachausschüsse und adhoc-AGs  
 
9.1.2.1 Fachausschuss Arbeit und Soziales 
 
Bearbeitung aller Themen des Arbeits- und Sozialrechts auf der nationalen und 
europäischen Ebene; Berufe im Arbeitsmarkt Kultur  
 

 Agneskirchner, Alice (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Arbeitsgemeinschaft 
Dokumentarfilm)  

 Beckmann, Matthias (Deutscher Kunstrat, Deutscher Künstlerbund)  

 Beiersdorf, Christian (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Spiele Autoren 
Zunft)  

 Bruch, Sabine vom (Deutscher Literaturkonferenz, Verband der Freien Lektorinnen 
und Lektoren)  

 Halupczok, Georg (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
Soziokultureller Zentren)  

 Hellmannsberger, Franka (Deutsche Literaturkonferenz, Verwertungsgesellschaft 
WORT)  

 Helmer-Heichele, Annemarie (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender 
Künstlerinnen und Künstler)  

 Herzog-Schaffner, Elisabeth (Deutscher Musikrat, Deutscher Tonkünstlerverband)  

 Hofter, Sibylle (Deutscher Kunstrat, Internationales Künstlergremium)  
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 Höhne, Prof. Dr. Steffen (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Fachverband 
Kulturmanagement)  

 Kloos, Eckhard (Deutsche Literaturkonferenz, Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels)  

 Könemann, Tobias (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Vereinigung deutscher 
Opernchöre und Bühnentänzer)  

 Krause, Henning (Sektion Design, Berufsverband der Kommunikationsdesigner)  

 Lison, Barbara (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information Deutschland)  

 Löwer, Jörg (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Genossenschaft deutscher 
Bühnenangehöriger)  

 Masopust, Andreas (Deutscher Musikrat, Deutsche Orchestervereinigung)  

 Michel, Mara (Sektion Design, Netzwerk deutscher Mode- und  

 Textildesigner)  

 Müller-Morenius, Lorenz (Deutscher Kunstrat, ver.di Fachgruppe Bildende Kunst)  

 Osteroth, Alexander (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Interessenverband 
Deutscher Schauspieler)  

 Polaczek, Dr. Barbara (Deutscher Kunstrat, Deutscher Kunsthistorikerverband)  

 Schafmeister, Heinrich (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Bundesverband 
der Film- und Fernsehschauspieler)  

 Schallon, Michael (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Bundesverband 
Kinematografie)  

 Schmalbauch, Ilka (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Deutscher Bühnenverein)  

 Sievers, Dr. Norbert (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Kulturpolitische 
Gesellschaft)  

 Wenzl, Juliane (Sektion Design, Illustratoren Organisation)  
 
Gäste  

 Fritz, Uwe (Künstlersozialkasse)  

 Kaulisch, Dr. Thomas (BMAS)  

 Schulz-Hombach, Dr. Stephanie (BKM)  
 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann 
 
9.1.2.2 Fachausschuss Bildung 
 
Bearbeitung aller Fragen der kulturellen Bildung auf der nationalen und europäischen 
Ebene; Begleitung des Projektes des Deutschen Kulturrates „Dialogplattform Kulturelle 
Bildung“.  
 

 Badel, Christian (Sektion Design, Illustratorenorganisation)  

 Blumenreich, Ulrike (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Kulturpolitische 
Gesellschaft)  

 Burkart, Matthias (Rat für Baukultur, Vereinigung freischaffender Architekten)  

 Driesch, Michaela van (Deutscher Kunstrat, GEDOK)  

 Echtler, Birgit (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Stiftung Zuhören)  

 Glogowski, Robert (Sektion Design, Berufsverband der Kommunikationsdesigner)  
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 Hanke, Cornelia (Deutscher Kunstrat, Verband der Restauratoren)  

 Hoffmann, Anja (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesverband  

 Museumspädagogik)  

 Hoffmann, Klaus (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Bundesarbeitsgemeinschaft 
Spiel und Theater)  

 Höppner, Prof. Christian (Deutscher Musikrat)  

 Höxter, Clemens (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Fachverband für 
Kunstpädagogik)  

 Hübner, Kerstin (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
Kulturelle Kinder- und Jugendbildung)  

 Jank, Prof. Dr. Birgit (Deutscher Musikrat)  

 Klauß, Cornelia (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Bundesverband  

 kommunale Filmarbeit)  

 Keuchel, Prof. Dr. Susanne (Rat für Soziokultur, Akademie Remscheid für kulturelle 
Bildung)  

 Knöll, Daniel (Deutscher Musikrat, Society of Music Merchants)  

 Krause-Pichler, Dr. Adelheid (Deutscher Musikrat, Deutscher Tonkünstlerverband)  

 Lang, René (Sektion Design, Verband Deutscher Modedesigner)  

 Mertens, Gerald (Deutscher Musikrat, Deutsche Orchestervereinigung)  

 Möbius, Regine (Deutsche Literaturkonferenz, VS in ver.di)  

 Müller-Wenzel, Christin (Deutscher Kunstrat, Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Kunstvereine)  

 Mützlaff, Marleen (Deutscher Musikrat, Arbeitskreis Musik in der Jugend)  

 Neukirchen, Vera (Deutscher Kunstrat, Deutscher Museumsbund)  

 Pannes, Matthias (Deutscher Musikrat, Verband deutscher Musikschulen)  

 Petzold, Veronika (Deutscher Musikrat, Deutscher Chorverband)  

 Rein, Dr. Anette (Deutscher Musikrat, Bundesverband freiberuflicher 
Ethnolog_innen)  

 Reinwand-Weiss, Prof. Dr. Vanessa-Isabelle (Rat für Soziokultur und kulturelle 
Bildung, Bundesakademie für kulturelle Bildung Wolfenbüttel)  

 Reiss, Joachim (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Bundesverband Theater in 
Schulen)  

 Rudin, Rolf (Deutscher Musikrat, World Association for Symphonic Band and 
Ensembles Sektion Deutschland)  

 Schäfer-Remele, Uwe (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Bundesverband 
Theaterpädagogik)  

 Schaub, Werner (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender Künstlerinnen und 
Künstler)  

 Schleihagen, Barbara (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information 
Deutschland)  

 Schumacher, Heidi (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Allgemeiner Deutscher 
Tanzlehrerverband)  

 Sill, Heidi (Deutscher Kunstrat, Deutscher Künstlerbund)  

 Staal, Margret (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
Soziokultureller Zentren)  

 Theileis, Ines (Deutscher Musikrat, Bundesverband Deutscher Privatmusikschulen)  

 Welzel, Prof. Dr. Barbara (Deutscher Kunstrat, Deutscher Kunsthistorikerverband)  
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 Westphal, Johanna (Deutscher Kunstrat, International Council of Museums 
Deutschland)  

 Zielke, Dörthe (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesverband der 
Jugendkunstschulen und Kulturpädagogischen Einrichtungen)  

 Zink, Rudolf (Deutscher Kunstrat, ver.di Fachgruppe Bildende Kunst)  
 
Gäste  

 Ehrhardt, Dr. Irina (BMBF)  

 Freese, Jörg (Deutscher Landkreistag)  

 Saad, Dr. Sebastian (BKM)  

 Sieben, Gerda (jfc Medienzentrum)  
 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann 
 
9.1.2.3 Fachausschuss Europa/Internationales 
 
Bearbeitung aller Fragen der auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik; Kulturförderung der 
europäischen Union; europäische Kulturpolitik  
 

 Bauerle-Willert, Dr. Dorothee (Deutscher Kunstrat, Internationales 
Künstlergremium)  

 Baumann, Dr. Sabine (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesakademie 
für kulturelle Bildung Wolfenbüttel) 

 Bausdorf, Andreas (Deutscher Musikrat, Deutsche Orchestervereinigung)  

 Becker, Dirk-Uwe (Deutsche Literaturkonferenz, Freier Autorenverband)  

 Bleicher-Nagelsmann, Heinrich (Rat für darstellende Kunst und Tanz, ver.di - 
Fachgruppe Darstellende Kunst)  

 Bleuel, Hans-Peter (Deutsche Literaturkonferenz, Verwertungsgesellschaft WORT)  

 Bornemann, Sabine (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Kulturpolitische 
Gesellschaft)  

 Drücke, Dr. Florian (Deutscher Musikrat, Bundesverband Musikindustrie)  

 Dudt, Simone (Deutscher Musikrat, European Music Council)  

 Ebert, Dr. Johannes (Goethe-Institut)  

 Eidson, Ute (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesverband der 
Jugendschulen und kulturpädagogischen Einrichtungen)  

 Erdmann, Prof. Helmut W. (Deutscher Musikrat, Deutscher Komponistenverband)  

 Flaig, Ulrike (Deutscher Kunstrat, Deutscher Künstlerbund)  

 Fricke, Almuth (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Institut für Bildung und 
Kultur)  

 Gillig, Etienne (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Interessenverband deutscher 
Schauspieler)  

 Glogowski, Robert (Sektion Design, Berufsverband der Kommunikationsdesigner)  

 Grätz, Ronald (Deutscher Musikrat, Institut für Auslandsbeziehungen)  

 Hoffmann, Klaus (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Bundesarbeitsgemeinschaft 
Spiel und Theater)  
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 Kämpf, Andreas (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
Soziokultureller Zentren)  

 Klauser, Hella (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information Deutschland)  

 Klauß, Cornelia (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Bundesverband 
kommunale Filmarbeit)  

 Knöll, Daniel (Deutscher Musikrat, Society of Music Merchants)  

 Lienke, Lutz (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Fachverband für 
Kunstpädagogik)  

 Lipp, Dr. Thorolf (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Arbeitsgemeinschaft 
Dokumentarfilm)  

 Merkel, Christine M. (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Deutsche 
UNESCO-Kommission)  

 Nolte, Anja (Sektion Design, Illustratorenorganisation)  

 Piaseczny, Julia (Sektion Film und audiovisuelle Medien, SPIO)  

 Pininsky, Prof. Dr. Peter Z. (Rat für Baukultur, Vereinigung freischaffender 
Architekten)  

 Rademacher, Prof. Ulrich (Deutscher Musikrat, Verband deutscher Musikschulen)  

 Reifenscheid-Ronnisch, Dr. Beate (Deutscher Kunstrat, International Council of 
Museums)  

 Schaluschke, Anja (Deutscher Kunstrat, Deutscher Museumsbund)  

 Schaub, Werner (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender Künstlerinnen und 
Künstler)  

 Scheller, Ingrid (Deutscher Kunstrat, GEDOK)  

 Schneider, Nicole (Rat für Baukultur, Bundesstiftung Baukultur)  

 Weis, Thomas (Deutscher Kunstrat, Internationale Gesellschaft der Bildenden 
Künste)  

 Weiss-Dannholz, Gudrun (Sektion Design, Verband Deutscher Modedesigner)  

 Witte, Rolf (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
Kulturelle Kinder- und Jugendbildung)  

 Wohlrab, Theresa (Deutscher Kunstrat, Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Kunstvereine)  

 
Gäste  

 Gessler, Barbara (EU-Kommission)  

 Strachwitz, Dr. Rupert Graf (Maecenata Stiftung)  
 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann 
 
9.1.2.4 Fachausschuss Kulturerbe 
 
Bearbeitung aller Fragen zum Kulturerbe auf nationaler und europäischer Ebene; 
immaterielles und materielles Kulturerbe 
 

 Bürger, Prof. Dr. Thomas (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information 
Deutschland) 

 Echter, Dr. Claus-Peter (Europa Nostra) 
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 Finke, Behrend (Deutscher Kunstrat, Verband unabhängiger 
Kunstsachverständiger) 

 Förster, Dr. Gerlinde (Deutscher Kunstrat, GEDOK) 
 Hauptmann, Dr. Cornelius (Deutscher Musikrat, Deutscher Tonkünstlerverband) 
 Henker, Dr. Michael (Deutscher Kunstrat, ICOM)  
 Hillmann, Christoph (Deutscher Musikrat, Union Deutscher Jazzmusiker) 
 Kalina, Erhard (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender Künstlerinnen und 

Künstler) 
 Kasten, Dr. Jürgen (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Bundesverband der Film- und Fernsehregisseure) 
 Klauß, Cornelia (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, Bundesverband 

Kommunale Filmarbeit) 
 Klemm, Prof. Ekkehard (Deutscher Musikrat, Bundesvereinigung Deutscher 

Chorverbände) 
 Kussin, Christiane (Deutsche Literaturkonferenz, Arbeitsgemeinschaft Literarischer 

Gesellschaften)  
 Lingl, Dr. Karin (Deutscher Kunstrat, Stiftung Kunstfonds) 
 Lipp, Dr. Thorolf (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, AG 

Dokumentarfilm) 
 Meinl, A. Gerhard (Deutscher Musikrat, Bundesverband der Deutschen 

Musikinstrumentenhersteller/Deutscher Musikverleger-Verband)  
 Müller-Hornbach, Prof. Gerhard (Deutscher Musikrat, Landesmusikrat Hessen)  
 Poßmann, Helmut (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, SPIO) 
 Pöttinger, Dr. Ida (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Gesellschaft für 

Medienpädagogik und Kommunkationskultur)  
 Rademacher, Prof. Dr. Ulrich (Deutscher Musikrat, Verband deutscher 

Musikschulen) 
 Raue, Jan (Deutscher Kunstrat, Verband der Restauratoren) 
 Rescher, Holger (Rat für Baukultur und Denkmalkultur, Deutsche Stiftung 

Denkmalschutz) 
 Schaluschke, Anja (Deutscher Kunstrat, Deutscher Museumsbund) 
 Schmidt, Prof. Dr. Dörte (Deutscher Musikrat, Gesellschaft für Musikforschung)  
 Seifen, Dr. Barbara (Rat für Baukultur und Denkmalkultur, Vereinigung der 

Landesdenkmalpfleger in der Bundesrepublik Deutschland)  
 Steiger, Dr. Andreas Grünewald (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, 

Bundesakademie Wolfenbüttel) 
 Wahl, Prof. Dr. Chris (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, AG 

Filmwissenschaft)  
 Welzel, Prof. Dr. Barbara (Deutscher Kunstrat, Verband Deutscher Kunsthistoriker) 
 Wilske, Prof. Dr. Hermann (Deutscher Musikrat, Landesmusikrat Baden-

Württemberg)  
 
Gäste    

 Berthomier, Dr. Marjorie (Institut francais) 
 Haspel, Prof. Dr. Jörg (ICOMOS)  
 Junkersdorf, Eberhard (Friedrich-Murnau-Stiftung) 
 Koch, Dr. Uwe (Deutsches Nationalkomitee für Denkmalschutz)   
 Kockel, Dr. Titus (Zentralverband des Deutschen Handwerks) 
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 Lange, Andreas (Computerspielemuseum Berlin) 
 Wemhoff, Matthias (Verband der Landesarchäologen) 

 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann  
 
9.1.2.5 Fachausschuss Medien 
 
Bearbeitung aller medienpolitischen Fragen auf der Bundes- und der europäischen Ebene 
mit Blick auf die Medien Zeitungen, Rundfunk und Internet; Deutsche Welle  
 

 Ahrens, Axel (Sektion Design, Illustratorenorganisation) 
 Bausdorf, Andreas (Deutscher Musikrat, Deutsche Orchestervereinigung) 
 Bleicher-Nagelsmann, Heinrich (Rat für darstellende Kunst und Tanz, ver.di - 

Fachgruppe darstellende Kunst) 
 Bleuel, Hans-Peter (Deutsche Literaturkonferenz, Verwertungsgesellschaft WORT) 
 Brand, Jens (Deutscher Kunstrat, Internationales Künstlergremium) 
 Burkart, Matthias (Rat für Baukultur und Denkmalkultur, Vereinigung 

freischaffender Architekten)  
 Castendyk, Prof. Dr. Oliver (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Produzentenallianz) 
 Ehlert, Andrea (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesakademie für 

kulturelle Bildung Wolfenbüttel) 
 Eisch, Rainer (Deutscher Kunstrat, Deutscher Künstlerbund) 
 Fabich, Dr. Rainer (Deutscher Musikrat, Deutscher Komponistenverband) 
 Frickel, Thomas (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Arbeitsgemeinschaft Dokumentarfilm) 
 Herzogenrath, Norbert (Ratz für Soziokultur und kulturelle Bildung, Fachverband 

Kunstpädagogik) 
 Höppner, Prof. Christian (Deutscher Musikrat) 
 Lutsch, Christian (Sektion Design, Forum für Entwerfen) 
 Mai, Felix (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, ZDF) 
 Piaseczny, Julia (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, SPIO) 
 Reich, Frank (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Bundesverband Freier Theater) 
 Rahe, Kristina (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 

soziokultureller Zentren) 
 Schubert, Benjamin (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender Künstlerinnen 

und Künstler) 
 Schulz, Maren (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, VPRT) 
 Seitz, Daniel (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Gesellschaft für 

Medienpädagogik und Kommunikationskultur) 
 Siebenmann, Manuel (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Bundesverband Regie) 
 Störkmann, Bernhard (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Bundesverband Film- und Fernsehschauspieler)  
 Suttner, Wolfgang (Deutscher Kunstrat, Arbeitsgemeinschaft Deutscher 

Kunstvereine) 
 Timmermann, Ulrich (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, ARD) 
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 Uppenbrink, Katharina (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 
Verband deutscher Drehbuchautoren) 

 Wahjudi, Claudia (Deutscher Kunstrat, GEDOK) 
 Werner, Dr. Klaus Ulrich (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information 

Deutschland)  
 Wouda, Suzanna (Sektion Design, Netzwerk deutscher Mode- und Textildesigner) 

 
Gäste 

 Mikos, Prof. Dr. Lothar (Filmuniversität Babelsberg KONRAD WOLF) 
 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann  
 
9.1.2.6 Fachausschuss Steuern 
 
Bearbeitung aller steuerrechtlichen Fragen auf der Bundes- und der europäischen  
Ebene 
 

 Bode, Rainer (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
soziokultureller Zentren) 

 Dreher, Dr. Kyra (Deutsche Literaturkonferenz, Börsenverein des deutschen 
Buchhandels) 

 Grams, Dr. Harald (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
Kultureller Zentren) 

 Guhr, Constanze (Sektion Design, Illustratorenorganisation) 
 Gysi, Andrea (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender Künstlerinnen und 

Künstler) 
 Irion, Michael (Deutscher Musikrat, Deutsche Orchestervereinigung) 
 Jensen, Björn (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Arbeitsgemeinschaft Dokumentarfilm) 
 Heering, Martin (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Bundesverband Freier 

Theater) 
 Klompmaker, Beate (Deutscher Kunstrat, Deutscher Künstlerbund) 
 Körber, Michael (Rat für darstellende Kunst und Tanz, 

Tanzschuleninhabervereinigung im Allgemeinen Deutschen Tanzlehrerverband) 
 Krause, Henning (Sektion Design, Berufsverband der Kommunikationsdesigner) 
 Lingl, Dr. Karin (Deutscher Kunstrat, Stiftung Kunstfonds) 
 Lorenzen, Dr. Heinz-Jürgen (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information 

Deutschland) 
 Naumann, Dirk (Rat für Soziokultur und kulturelle Zentren, Bundesakademie für 

kulturelle Bildung Wolfenbüttel) 
 Scholz, Peter (Sektion Design, Deutscher Designertag) 
 Schröder, Michael (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Deutscher Bühnenverein) 
 Sell, Michael (Deutscher Musikrat, Deutscher Komponistenverband) 
 Sturm, Birgit Maria (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Deutscher Galerien und 

Editionen) 
 Wohlrab, Theresa (Deutscher Kunstrat, Arbeitsgemeinschaft Deutscher 

Kunstvereine) 
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Gäste 
 Raue, Prof. Dr. Peter (Raue Rechtsanwälte)  
 Schulz-Hombach, Dr. Stephanie (BKM)  
 Strachwitz, Dr. Rupert Graf (Maecenata-Stiftung) 
 Unverdorben, Friedhelm (Raue Rechtsanwälte) 

 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann  
 
9.1.2.7 Fachausschuss Urheberrecht 
 
Bearbeitung aller urheberrechtlichen Fragen auf der Bundes- und der europäischen Ebene 
 

 Ahlberg, Prof. Dr. Hartwig (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Fachverband 
für Kulturmanagement)  

 Auler, Andreas (Sektion Design, Deutscher Designertag) 
 Barwick, Susanne (Deutsche Literaturkonferenz, Börsenverein des deutschen 

Buchhandels) 
 Beger, Prof. Dr. Gabriele (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information 

Deutschland) 
 Bernuth, Dr. Wolf von (Deutsche Literaturkonferenz, Verband Bildungsmedien) 
 Bertram, Dr. Konstantin (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

G.A.M.E. Bundesverband der Computerspielindustrie) 
 Bode, Rainer (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 

Soziokultureller Zentren) 
 Bolwin, Rolf (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Deutscher Bühnenverein) 
 Castendyk, Prof. Dr. Oliver (Sektion Film und audiovisuelle Medien, 

Produzentenallianz) 
 Evers, Guido (Deutscher Musikrat) 
 Evers, Jörg (Deutscher Musikrat, Deutscher Komponistenverband) 
 Duderstädt, Michael (Deutscher Musikrat, GEMA) 
 Gerlach, Dr. Tilo (Deutscher Musikrat, Gesellschaft zur Verwertung von 

Leistungsrechten) 
 Hewig, Dr. Dirk (Deutscher Musikrat, Deutscher Tonkünstlerverband) 
 Houareau, René (Deutscher Musikrat, Bundesverband Musikindustrie) 
 Hofmann, Jürgen (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, VPRT) 
 Kalina, Erhard (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender Künstlerinnen und 

Künstler) 
 Kasten, Jürgen (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, Bundesverband 

der Film- und Fernsehregisseure in Deutschland) 
 Klages, Christlieb (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Arbeitsgemeinschaft Dokumentarfilm) 
 Klawitter, Prof. Christian (Sektion Design, Deutscher Designertag) 
 Könemann, Tobias (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Vereinigung Deutscher 

Opernchöre und Bühnentänzer) 
 Krauß, Christian (Deutscher Musikrat, VG Musikedition) 
 Kress, Michael (Deutscher Kunstrat, Deutscher Künstlerbund) 
 Krogmann, Dr. Carrie (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, ZDF) 
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 Kuntze, Dr. Christian (Deutscher Musikrat, Bundesverband deutscher 
Privatmusikschulen) 

 Lindner, Mathias (Deutscher Kunstrat, Arbeitsgemeinschaft Deutscher 
Kunstvereine) 

 Lipowsky-Möhler, Christine (Sektion Design, Netzwerk deutscher Mode- und 
Textildesigner) 

 Locher, Prof. Dr. Hubert (Deutscher Kunstrat, Deutscher Kunsthistorikerverband) 
 Mertens, Gerald (Deutscher Musikrat, Deutsche Orchestervereinigung e.V.) 
 Neubauer, Dr. Michael (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Bundesverband Kinematografie) 
 Nielsen, Jens R. (Sektion Design, Illustratorenorganisation) 
 Risthaus, Dr. Stefan (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Spiele-Autoren-

Zunft) 
 Ruhfus, Maren (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, VG Media) 
 Schermer-Rauwolf, Gerlinde (Deutsche Literaturkonferenz, Verband deutscher 

Schriftsteller) 
 Schierholz, Dr. Anke (Deutscher Kunstrat, Verwertungsgesellschaft Bild-Kunst) 
 Schmuckert, Thomas (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, 

Bundesverband der Film- und Fernsehschauspieler) 
 Staats, Dr. Robert (Deutsche Literaturkonferenz, Verwertungsgesellschaft WORT) 
 Steinweg, Wolf (Deutscher Musikrat, Verband deutscher Musikschulen) 
 Wiese, Heiko (Sektion Film, Rundfunk und audiovisuelle Medien, SPIO)  

 
Gäste 

 Haupt, Dr. Stefan  
 Schulz-Hombach, Dr. Stephanie (BKM)  
 Wandtke, Prof. Dr. Artur (Humboldt-Universität zu Berlin) 

 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann  
 
9.1.2.8 adhoc-AG TTIP/CETA/TiSA 
 

 Bauermeister, Cordula (Sektion Film und audiovisuelle Medien, ver.di)  

 Bleicher-Nagelsmann, Heinrich (Rat für darstellende Kunst und Tanz, ver.di)  

 Gerlach, Dr. Tilo (Deutscher Musikrat, GVL)  

 Grandmontagne, Marc (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, 

 Kulturpolitische Gesellschaft)  

 Kämpf, Andreas (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Bundesvereinigung 
soziokultureller Zentren)  

 Krause, Henning (Sektion Design, Deutscher Designertag)  

 Mai, Iris (Deutsche Literaturkonferenz)  

 Pfennig, Prof. Dr. Gerhard (Deutscher Kunstrat, VG Bild-Kunst)  

 Piaseczny, Julia (Sektion Film und audiovisuelle Medien, SPIO)  

 Reuss, Birgit (Deutsche Literaturkonferenz, Börsenvereindes deutschen  

 Buchhandels)  

 Uppenbrink, Katharina (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Verband  

 deutscher Drehbuchautoren)  
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Gäste  

 Blinn, Dr. Hans-Jürgen (Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiterbildung und 
Kultur Rheinland-Pfalz)  

 Burggraf, Jürgen (ARD-Verbindungsbüro Brüssel)  

 Gorecki-Schöberl, Elisabeth (BKM)  

 Schulz-Hombach, Dr. Stephanie (BKM)  
 
Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann 
 
9.1.2.9 adhoc-AG Immaterielles Kulturerbe  
 

 Adt, Prof. Christoph (Deutscher Musikrat, Rektorenkonferenz der 
Musikhochschulen)  

 Finke, Christian (Deutscher Musikrat, Präsidium)  

 Fleischle-Braun, Dr. Claudia (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Gesellschaft für 
Tanzforschung)  

 Helmer-Heichele, Annemarie (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Bildender 
Künstlerinnen und Künstler)  

 Jaskulsky, Prof. Dr. Hans (Deutscher Musikrat, Bundesvereinigung Deutscher 
Chorverbände)  

 Liedtke, Dr. Ulrike (Deutscher Musikrat, Präsidium)  

 Lipp, Dr. Toralf (Sektion Film und audiovisuelle Medien, Arbeitsgemeinschaft 
Dokumentarfilm)  

 Löwer, Jörg (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Genossenschaft deutscher 
Bühnenangehöriger)  

 Mertens, Gerald (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Deutsche 
Orchestervereinigung)  

 Otrin, Jas (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Deutscher Bundesverband für 
Tanzpädagogik)  

 Overbeck, Lorenz (Deutscher Musikrat, Bundesvereinigung Deutscher 
Orchesterverbände)  

 Pannes, Matthias (Deutscher Musikrat, Verband deutscher Musikschulen)  

 Roth, Michael M. (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung, Akademie 
Remscheid)  

 Schmidt-Henkel, Hinrich (Deutsche Literaturkonferenz, Verband deutscher 
Schriftsteller)  

 Schnell, Stephan (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Bund deutscher 
Amateurtheater)  

 Schumacher, Heidi (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Allgemeiner Deutscher 
Tanzlehrerverband)  

 Stieber, Peter (Deutscher Musikrat, LMR Rheinland-Pfalz)  

 Vogel, Katrin (Rat für darstellende Kunst und Tanz, Deutscher Bühnenverein)  

 Werner, Dr. Klaus (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information 
Deutschland)  
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Geschäftsführung  

 Olaf Zimmermann 
 
9.1.2.10 adhoc-AG Raubgut 
 

 Ruppelt, Dr. Georg (Deutsche Literaturkonferenz, Bibliothek Information 
Deutschland) 

 Andreas, Dr. Christoph (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Deutscher Galerien 
und Kunsthändler) 

 Henker, Dr. Michael (Deutscher Kunstrat, ICOM-Deutschland)  

 Nathan, Dr. Johannes (Deutscher Kunstrat, Verband Deutscher Kunsthistoriker) 

 Sturm, Birgit Maria (Deutscher Kunstrat, Bundesverband Deutscher Galerien und 
Kunsthändler)  

 
Gäste 

 Raue, Prof. Dr. Peter  
 
Geschäftsführung 

 Olaf Zimmermann 
 
9.1.2.11 Arbeitskreis »Kultur bildet.«  
 
Der Arbeitskreis Kultur bildet. dient dem fachlichen Austausch zu Fragen der kulturellen 
Bildung. Er ist ein Bestandteil der „Dialogplattform Kulturelle Bildung“.  
 

 Ehrhardt, Dr. Irina (Bundesministerium für Bildung und Forschung) 

 Faber, Prof. Dr. Angela (Deutscher Städtetag) 

 Freese, Jörg (Deutscher Landkreistag) 

 Hannken, Dr. Catrin (Bundesministerium für Bildung und Forschung, Leiterin des 
Referats „Bildung in Regionen“, verantwortlich für das Bundesprogramm „Kultur 
macht stark“) 

 Höppner, Prof. Christian (Präsident des Deutschen Kulturrates) 

 Joseph, Peter (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend)  

 Kaltenbach, Karin (AWO Bundesakademie) 

 Kiesel, Prof. Dr. Doron (Zentralrat der Juden in Deutschland) 

 Kneip, Winfried (Rat für Kulturelle Bildung) 

 Köhler, Dr. Ayyub Axel (Koordinationsrat der Muslime) 

 Kücük, Kenan (Multikulturelles Forum Lünen, Runder Tisch Interkultur des 
Deutschen Kulturrates) 

 Kühn, Dr. Michael (ARD-Generalsekretariat) 

 Leotsakou, Athena (Bundesarbeitsgemeinschaft der Immigrantenverbände in der 
Bundesrepublik Deutschland, Runder Tisch Interkultur des Deutschen Kulturrates) 

 Losem, Uta (Kommissariat der deutschen Bischöfe, Katholisches Büro in Berlin)  

 Nehls, Dr. Sabine (Deutscher Gewerkschaftsbund)  

 Reiss, Joachim (Bundesverband Theater in Schulen) 

 Saad, Dr. Sebastian (Referat Kulturelle Bildung, Die Beauftragte der 
Bundesregierung für Kultur und Medien) 
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 Schams, Mareike (Deutscher Volkshochschul-Verband e.V.) 

 Schneider, Prof. Dr. Wolfgang (Universität Hildesheim) 

 Schönwandt, Martin (Deutscher Olympischer Sportbund) 

 Schwermer, Andrea (Sekretariat der Kultusministerkonferenz) 

 Sendler-Koschel, Birgit (Evangelische Kirche in Deutschland) 

 Taube, Dr. Gerd (Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Jugendbildung) 
 
Geschäftsführung 

 Olaf Zimmermann 
 
 
 
9.2 Stellungnahmen 
 
9.2.1 Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur „Öffentlichen Konsultation zur 
Überprüfung der Regeln zum Urheberrecht“ 
 
Berlin, den 31.01.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, vereinigt in seinen Reihen Verbände der Künstler, der 
Kultureinrichtungen, der Kulturvereine und der Kulturwirtschaft aller künstlerischen 
Sparten. Er vertritt damit sowohl Rechteinhaber als auch Nutzer künstlerischer Werke.    
  
Der Zugang zu Kunst und Kultur wie auch die Sicherung der Vielfalt künstlerischer 
Ausdrucks- und Verbreitungsformen müssen aus Sicht des Deutschen Kulturrates im Sinne 
des „UNESCO-Übereinkommens über den Schutz und die Förderung der Vielfalt 
kultureller Ausdrucksformen“ Leitlinie der Kulturpolitik sein.    
  
Der Deutsche Kulturrat hat im September 2012 die aus seiner Sicht erforderlichen 
Anpassungen des Urheberrechts in seinem Positionspapier „Zur Zukunft des 
Urheberrechts – Positionspapier des Deutschen Kulturrates“ beschrieben. Für das Jahr 
2014 plant der Deutsche Kulturrat, ein Positionspapier zu Schrankenregelungen im 
Urheberrecht vorzulegen.  
  
Im Folgenden nimmt der Deutsche Kulturrat zu ausgewählten Fragen der „Öffentlichen 
Konsultation zur Überprüfung der Regeln zum Urheberrecht“ Stellung:    
  
II. Rights and the functioning of the Single Market    
 
A. Why is it not possible to access many online content services from anywhere in 
Europe?   
  
Angesichts der weitreichenden Harmonisierung des Urheberrechts in der EU bestehen 
zumindest im Onlinebereich kaum noch nennenswerte Unterschiede, die sich als 
Handelshemmnis auswirken könnten. Die Ursachen für eine eingeschränkte Verfügbarkeit 
von Onlinediensten in manchen EU-Staaten sowie eine fehlende grenzüberschreitende 
Verfügbarkeit sind also nicht in der Territorialität des Urheberrechts zu suchen.    
  

http://www.kulturrat.de/detail.php?detail=2398&rubrik=4
http://www.kulturrat.de/detail.php?detail=2398&rubrik=4
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Die echten Schwierigkeiten liegen nach Auskunft vieler DSPs (Digital Service Provider) 
stattdessen in den unterschiedlichen steuerlichen, regulatorischen und 
vertriebstechnischen Eigenheiten der Märkte. Wenn Schwierigkeiten bei der Lizenzierung 
auftreten, ergeben sich diese vor allem durch eine Fragmentierung der Rechte in 
inhaltlicher Hinsicht (unterschiedliche Repertoires, Urheber- vs. Leistungsschutzrechte, 
kollektiv wahrgenommene Rechte vs. individuell, d.h. durch Verlage wahrgenommene 
Rechte). Auch hier können die Ursachen nicht beim Thema Territorialität gesucht werden.  
  
Frage 5: Are there reasons why, even in cases where you hold all the necessary rights for 
all the territories in question, you would still find it necessary or justified to impose 
territorial restrictions on a service provider (in order, for instance, to ensure that access to 
certain content is not possible in certain European countries)?  
  
Die Territorialität des Urheberrechts ist für die kulturelle Vielfalt in Europa von großer 
Bedeutung. National unbeschränkte Urheberrechte würden das Kulturschaffen für 
regional unterschiedliche Nachfrage erschweren und die regional beschränkte 
Verwertung verhindern.  
  
Eine Durchbrechung des Territorialitätsprinzips mit dem Ergebnis, dass Lizenzen nicht 
mehr für das Territorium einzelner Mitgliedstaaten erteilt werden könnten, hätte ein race 
to the bottom zur Folge mit dem Ergebnis, dass sich die Nutzer dann im Territorium mit 
der niedrigsten Vergütung um eine Lizenz bemühen würden, um diese europaweit nutzen 
zu können. Als natürliche Reaktion des Marktes stünde zu erwarten, dass sich die 
Vergütungshöhe in Europa angleicht mit dem Ergebnis, dass es keine Niedrigpreise für 
wirtschaftlich schwächere Märkte (z.B. neue Mitgliedstaaten) mehr geben kann. Dies 
würde die Entstehung neuer Dienste in diesen Ländern erschweren.    
  
Das ändert nichts daran, dass Nutzungsrechte seitens der Rechteinhaber multiterritorial 
vergeben werden können. Gerade im Musikbereich entsteht eine leistungsfähige 
Infrastruktur für die grenzüberschreitende Lizenzierung von Urheberrechten, die der 
grenzüberschreitenden Verfügbarkeit von Musikdiensten Vorschub leisten wird. Die 
Politik sollte sich der Förderung solcher Lizenzierungsmodelle annehmen.  
  
Im Bereich des Films ist die territorial beschränkte Einräumung von Rechten als zur 
Finanzierung audiovisueller Produktionen eine sinnvolle und – etwa zum Zweck der 
Vorfinanzierung neuer Produktionen durch territorial segmentierte Pre-Sales – sogar 
notwendige und unter dem Gesichtspunkt der kulturellen Vielfalt erhaltenswerte 
Marktvoraussetzung. Auch für eine wirtschaftlich erfolgreiche Verwertung und 
Refinanzierung von Filmwerken ist die Möglichkeit zur Vergabe exklusiver territorial 
begrenzter Lizenzen entscheidende Voraussetzung. Gleiches gilt für internationale 
Koproduktionen, in deren Rahmen die Partner sowohl zum Zwecke der Finanzierung des 
Films als auch in Bezug auf die Aufteilung der Erlöse aus der Verwertung des Films 
bestimmte Territorien und die darauf bezogenen Rechte untereinander aufteilen.  
  
In der Buchbranche stellt das Territorialitätsprinzip im Urheberrecht ebenfalls kein 
Problem dar. Der Verlag erwirbt vom Autor grundsätzlich weltweite exklusive Rechte in 
allen Sprachen, Lizenzen an ausländische Verlage werden auch wiederum in der Regel 
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weltweit für eine Sprache erteilt. Speziell im Bereich der Bildungsmedien gibt es keine 
Nachfrage für mehrere Länder umfassende Lizenzen.    
  
Weiter ist zu betonen, dass ein beschränktes Angebot von urheberrechtlich geschützten 
Inhalten innerhalb der EU weniger auf das Territorialitätsprinzip zurückzuführen ist, 
sondern vor allem daran liegt, dass keine ausreichenden Mittel zur Verfügung stehen, um 
entsprechende Vergütungen zu zahlen. Speziell Bibliotheken und andere Kultur- und 
Bildungseinrichtungen müssen mit ausreichenden Mitteln ausgestattet werden, um 
Lizenzen erwerben zu können.  
  
B. Is there a need for more clarity as regards the scope of what needs to be authorised 
(or not) in digital transmissions?    
  
Ansatzpunkte für die Überwindung der Zersplitterung der Rechte wären: Eine Stärkung 
der Rechteaggregatoren und die Förderung der Kooperationen von Rechteinhabern (z.B. 
gemeinsame Lizensierungsplattformen).  
  
Bei der örtlichen Anknüpfung stellt sich die Frage des Herkunftslandprinzips gegenüber 
dem Bestimmungslandprinzip. Die aktuelle Rechtsprechung stellt in Auslegung des 
Bestimmungslandprinzips auf die Zielrichtung des Dienstes ab. Eine Anknüpfung an das 
Herkunftslandprinzip des Dienstes hätte weitreichende negative Folgen für den Standort 
Deutschland, weil damit zu erwarten wäre, dass alle Dienste in Länder mit niedrigen 
Tarifen und schlechter Abdeckung durch Kontrollen abwandern würden.    
  
Frage 8: Is the scope of the „making available“ right in cross-border situations – i.e. 
when the content is disseminated across border – sufficiently clear?    
  
Es sollte klargestellt werden, dass es sich um ein zweistufiges Nutzungsrecht handelt, 
bestehend aus der Bereithaltung und der Übermittlung des Werkes an den Nutzer, wobei 
es auf den Abruf nicht ankommt. Man benötigt das Recht deshalb für sämtliche Länder, in 
denen das Werk bestimmungsgemäß abgerufen werden kann.    
  
Frage 11: Should the provision of a hyperlink leading to a work or other subject matter 
protected under copyright, either in general or under specific circumstances, be subject to 
the authorisation of the rightholder?    
  
Die reine Angabe von Fundstellen im Internet per einfachem Hyperlink stellt kein Problem 
dar, wenn durch das Setzen des Links nicht Werke zugänglich gemacht werden, die bei 
Besuch der Originalseite Zugangsbeschränkungen unterliegen. Wenn jedoch – wie beim 
Framing – fremde urheberrechtlich geschützte Inhalte so dargestellt werden als wenn es 
eigene wären, die sich auf der eigenen Website befänden, sollte eine Einwilligung des 
Rechteinhabers in jedem Fall nötig sein. Es ist nicht einzusehen, dass derjenige, der sein 
Werk ins Netz stellt, technische Schutzmaßnahmen ergreifen muss, um eine solche Art 
der Linksetzung zu verhindern.    
  
Wünschenswert wäre auch eine Lösung für Links, die zu offensichtlich illegal angebotenen 
digitalen Kreativgütern führen, die sich dann auf einem anderen Server befinden. Hier 
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lehnen die Betreiber der so genannten Linksammlungen ihre Verantwortung mit dem 
Hinweis ab, dass sie selbst gar keinen Inhalt anbieten.  
  
Frage 12: Should the viewing of a web-page where this implies the temporary 
reproduction of a work or other subject matter protected under copyright on the screen 
and in the cache memory of the user’s computer, either in general or under specific 
circumstances, be subject to the authorisation of the rightholder?  
  
Grundsätzlich sollte die bloße Ansicht einer Website auch in Zukunft nicht Gegenstand 
einer Lizensierung sein. Zu prüfen ist allerdings, ob in geeigneter Weise klargestellt 
werden kann, dass die vorübergehende Vervielfältigung, zu der es bei der Ansicht kommt, 
jedenfalls dann nicht gesetzlich erlaubt ist, wenn es sich bei der Plattform, die aufgerufen 
wurde, um ein rechtswidriges Angebot handelt.      
  
Frage 14: What would be the consequences of providing a legal framework enabling the 
resale of previously purchased digital content? Please specify per market (type of 
content) concerned.  
Der Verkauf und die Weitergabe „gebrauchter“ digitaler Inhalte (E-Books etc.) muss 
grundsätzlich vom Rechteinhaber unterbunden werden können. Denn digitale Dateien 
unterliegen keinem Qualitätsverlust durch Benutung. Vielmehr handelt es sich um Klone 
der Originale. Die Ermöglichung eines „Gebrauchtmarktes“ für digitale Dateien würde zu 
einem erheblichen Eingriff in den Primärmarkt der Werke führen. Die Klone würden (bei 
gleicher Qualität) preiswerter angeboten werden. Die Urheber würden hierfür keine 
Vergütung erhalten.  
Ungeklärt ist bislang jedoch die Frage, wie eine Ausleihe digitaler Werke durch 
Bibliotheken ermöglicht werden soll und kann. 
   
C. Registration of works and other subject matter – is it a good idea?  
    
Eine Registrierungspflicht der Rechteinhaber widerspricht bestehendem internationalem 
Recht. Hierauf weist die EU-Kommission zutreffend hin. Sinnvoll können dagegen in 
bestimmten Bereichen Registrierungspflichten auf Seiten der Nutzer sein. Dies ist 
beispielsweise im Bereich der verwaisten Werke auf EU-Ebene (Datenbank bei dem 
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt) und bei vergriffenen Werken auf nationaler 
Ebene in Deutschland (Register für vergriffene Werke beim Deutschen Patent- und 
Markenamt) vorgesehen.  
  
D. How to improve the use and interoperability of identifiers    
  
Der Einsatz von technischen Standards (z.B. ISAN) ist sehr sinnvoll. Die Branchenverbände 
arbeiten an diesen Standards. Zentral ist aber nicht nur deren Erarbeitung, sondern vor 
allem deren Verwendung durch die Nutzer. Hier wäre es durchaus zu begrüßen, wenn der 
Einsatz von derartigen Kennzeichen auf EU-Ebene in geeigneter Weise unterstützt werden 
könnte.  
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E. Term of protection – is it approriate?  
  
Es besteht kein Anlass an den urheberrechtlichen Schutzfristen für Werke etwas zu 
ändern. Mit Blick auf Tonträger wurde vor einigen Jahren europaweit die Schutzfrist auf 
70 Jahre nach Erscheinen der Aufnahme verlängert. Diese positive Veränderung ist 
besonders für jene Musiker von Bedeutung, die keine vertraglichen Ansprüche aus 
Lizenzbeteiligungen haben und nun über die gesetzlichen Vergütungsansprüche eine 
Vergütung erhalten, wichtig zur Sicherung ihres Lebensunterhalts. Für unbefriedigend 
erachtet der Deutsche Kulturrat, dass die Verlängerung der Schutzfrist nur für Tonträger 
gilt. Dadurch entsteht eine Ungleichbehandlung zwischen Tonträgern und audiovisuellen 
Werken, die durch nichts gerechtfertigt ist. Es ist absurd, dass beispielsweise die an einem 
Film beteiligten Schauspieler nicht mehr geschützt sind, wohl aber noch die Musiker des 
Soundtracks desselben Films. Häufig ist auch dasselbe Konzert sowohl als Tonträger als 
auch auf DVD erhältlich, man denke nur an die Konzertmitschnitte Herbert von Karajans. 
Dies zeigt, dass eine einheitliche Schutzfrist von 70 Jahren nach der Aufnahme 
unabhängig vom Trägermedium, also unter Einbeziehung audiovisueller Aufzeichnungen, 
sachgerecht ist.    
  
Unbefriedigend ist auch die Diskriminierung der ausübenden Künstler gegenüber den 
Tonträgerherstellern beim Schutzfristbeginn. Durch Art. 11 Abs. 2 der Info-Soc Richtlinie 
wurde Art. 3 Abs. 2 der Schutzdauerrichtlinie für die Tonträgerhersteller dahingehend 
geändert, dass der Schutzfristbeginn bei Darbietungen, die zunächst – beispielsweise 
durch den Rundfunk – öffentlich wiedergegeben wurden, aber Jahre später erstmalig als 
CD erscheinen, das Datum des späteren Erscheinens ist. Demgegenüber ist für die 
ausübenden Künstler Art. 3 Abs. 1 der Schutzdauerrichtlinie weiterhin maßgeblich, der bei 
öffentlicher Wiedergabe und Erscheinen auf den früheren Zeitpunkt abstellt. Eine 
Darbietung, die 1960 als Livesendung gesendet wurde und dann 49 Jahre im Archiv 
schlummerte und erst 2009 als Tonträger erschien, begründete für die ausübenden 
Künstler Leistungsschutzrechte ab 1960, während die Tonträgerherstellerrechte 2009 
beginnen. Diese Diskriminierung der kreativen ausübenden Künstler ist nicht hinnehmbar, 
Art. 11 Abs. 2 der Info-Soc Richtlinie sollte vielmehr auch auf ausübende Künstler 
erstreckt werden.  
  
III. Limitations and exceptions in the Single Market    
  
Schrankenregelungen haben im Urheberrecht eine lange Tradition. Durch sie werden 
unter anderem Nutzungen für Wissenschaft und Unterricht, für behinderte Menschen 
oder für Schulfunksendungen privilegiert. Sie sind sinnvoll, wo die Rechtsinhaber aus – in 
der Regel – praktischen Gründen das Ausschließlichkeitsrecht nicht individuell lizenzieren 
können und dadurch Nutzungen, die im Interesse der Allgemeinheit an sich gewünscht 
sind, nicht erfolgen können. Sie sind als Eingriff in das Eigentumsrecht zumeist nur dann 
zulässig, wenn die Rechteinhaber für die unter die Schrankenregelung fallenden 
Nutzungen eine angemessene Vergütung erhalten. Als Beispiel für eine 
Schrankenregelung, die allen Beteiligten dient, sei die seit über 40 Jahren bewährte 
Privatkopieschranke genannt: weil gegenüber den privaten Nutzern (Verbrauchern) ein 
Kopierverbot nicht durchgesetzt werden kann, wird die Privatkopie von dem 
urheberrechtlichen Verbotsrecht „ausgenommen“, doch die Rechteinhaber erhalten – 
über die Geräte- und Betreibervergütung – eine Vergütung für den Eingriff in die 
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ausschließlichen Rechte. Diese pragmatische Lösung wurde von den meisten 
Europäischen Ländern übernommen. Die Probleme, die ohne eine solche 
vergütungspflichtige Schranke entstehen zeigen sich deutlich in Großbritannien: den 
Rechteinhabern gelingt es weder gegenüber den privaten Nutzern das 
Vervielfältigungsrecht durchzusetzen, noch erhalten sie – wie in Deutschland – eine 
Vergütung für das massenhafte Kopieren ihrer Werke im privaten Umfeld.   Die Vorteile 
eines ausdifferenzierten Schrankensystems gegenüber Fair Use Lösungen liegen auf der 
Hand: das System der vergütungspflichtigen Schranken kann nicht nur das Interesse der 
Rechteinhaber an angemessener Vergütung für die Nutzung ihrer Werke und das 
Interesse der Allgemeinheit an Teilhabe an kulturellem Schaffen in einen Ausgleich 
bringen. Es erlaubt zudem, privilegierte Nutzer und Nutzungen eng zu definieren, um die 
in der Schranke liegende Abweichung vom Gedanken der Ausschließlichkeitsrechte so  
gering wie möglich zu halten. Unter Fair-Use gibt es dagegen nur entweder das 
Ausschließlichkeitsrecht mit Lizenzmöglichkeiten oder gar keine Vergütung. Der Deutsche 
Kulturrat spricht sich daher klar gegen das Konzept von Fair Use aus.  
  
Frage 22: Should some/all of the exceptions be made mandatory and, if so, is there a 
need for a higher level of harmonisation of such exceptions?    
Europaweit verbindlich eingeführt werden sollte die Privatkopieschranke – allerdings nur 
unter der Voraussetzung, dass (weiterhin) zwingend eine angemessene Vergütung der 
Rechteinhaber vorgesehen wird. Nur so kann für Länder, wie z.B. Großbritannien, 
sichergestellt werden, dass sowohl die privaten Verbraucher entkriminalisiert als auch die 
Rechteinhaber für die de facto nicht zu verhindernde Eingriffe in ihre Rechte angemessen 
vergütet werden. Es empfiehlt sich, auf das bewährte System der Geräte- und 
Speichermedienvergütung zurückzugreifen, dies aber so auszugestalten, dass eine 
willkürliche Kürzung der Vergütungen – wie unlängst in Spanien geschehen – nicht 
möglich ist.    
  
Frage 27: In the event that limitations and exceptions established at national level were to 
have cross-border effect, how should the question of “fair compensation” be addressed, 
when such compensation is part of the exception? (e.g. who pays whom, where?)    
  
Soweit Schrankenregelungen auch grenzüberschreitende Nutzungen abdecken, sollte die 
Vergütung stets von der Verwertungsgesellschaft eingezogen werden, die ihren Sitz in 
demselben Mitgliedstaat hat, wie der Begünstigte der Schrankenregelung. Die 
Weiterleitung der Vergütung an Rechtsinhaber, die in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnen oder niedergelassen sind, sollte auf der Grundlage von Gegenseitigkeitsverträgen 
zwischen den beteiligten Verwertungsgesellschaften sichergestellt werden.  
  
A. Access to content in libraries and archives  
  
Ebenso wie das Urheberrecht ist auch das Recht auf Teilhabe an Kunst und Kultur ein 
Menschenrecht. Das Internet eröffnet ganz neue Chancen der Teilhabe, die es zu nutzen 
gilt. Kultur- und Bildungseinrichtungen leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur 
kulturellen Teilhabe eines jeden Bürgers und zur Bewahrung des kulturellen Erbes. Sie 
können durch das Internet diesen gesellschaftlichen Wert erhöhen, wie z.B. der 
gemeinsame Aufbau der Deutschen Digitalen Bibliothek als Teil der Europeana durch 
Bibliotheken, Archive und Museen eindrucksvoll belegt.    
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Neues geistiges Schaffen setzt regelmäßig die Auseinandersetzung mit vorhandenen 
Werken voraus. Dem wird durch das Recht der freien Benutzung und einem 
differenzierten Schrankenkatalog im Urheberrecht Rechnung getragen. Besonders 
kontrovers wurden im Rahmen des letzten Gesetzgebungsverfahrens in Deutschland 
Schrankenregelungen zu Gunsten von Bildung und Wissenschaft diskutiert. Die geltenden 
Regelungen sind weiterhin umstritten.   
   
Aufgrund der Digitalisierung und des Internets haben sich neue Probleme ergeben, die 
den Online-Verleih von Medienprodukten, z.B. E-Books in Bibliotheken, betreffen. Die 
gegenwärtigen urheberrechtlichen Verwertungsrechte machen es erforderlich nach 
Wegen zu suchen, die die Interessen der Rechteinhaber und der Nutzer berücksichtigen. 
Dafür bieten sich Lizensierungsmodelle der Rechteinhaber und vor allem der 
Verwertungsgesellschaften an. Es ist zu überprüfen, ob die gegenwärtigen Lizenzsysteme 
ausreichend sind und die damit verbundenen Vergütungsansprüche gesichert werden 
können. 
 
D. Disabilities  
 
Frage 52: What mechanisms exist in the market place to facilitate accessibility to content? 
How successful are they?    
  
Verleger publizieren mehr und mehr E-Books im ePuB Format, welches bereits eine hohe 
Barrierefreiheit ermöglicht. Mit der Einführung von ePuB3 kann dies noch gesteigert 
werden. Sollte der Markt solche Formate nicht zur Verfügung stellen können, ist mit 
Rückgriff auf § 45a UrhG der Zugang zu den Werken gesichert.    
  
E. Text and data mining 
 
Frage 53: [In particular if you are a right holder:] Have you experienced specific problems 
resulting from the use of text and data mining in relation to copyright protected content, 
including across borders?    
  
Dieses Thema war bislang nur für Wissenschaftsverlage relevant. Die Verlage haben 
Forschern, deren Forschungseinrichtungen die entsprechenden Publikationen subskribiert 
hatten, Lizenzen ohne zusätzliche Kosten für die Durchsuchung ihrer Bücher und 
Zeitschriften erteilt. Auch in Zukunft sind deutsche Verleger bereit, in diesem Bereich 
Lizenzen zu erteilen.    
  
F. User-generated Content 
 
Frage 62: If your view is that a legislative solution is needed, what would be its main 
elements? Which activities should be covered and under what conditions?  
  
Im Bereich des User Generated Content sollte eine Lösung auf der Grundlage des 
bestehenden Rechts gesucht werden. In Deutschland sind freie Benutzungen erlaubt, 
während Bearbeitungen grundsätzlich der Zustimmung des Rechtsinhabers bedürfen, 
wenn sie veröffentlicht oder verwertet werden sollen. Diese Abgrenzung, die durch die 
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Rechtsprechung näher ausgestaltet ist, sollte nicht zuletzt aus 
urheberpersönlichkeitsrechtlichen Gründen beibehalten werden. Soweit Lizenzierungen 
von User Generated Content erforderlich sind, sollten hier durch die Rechtsinhaber – ggf. 
auch unter Einbeziehung der Verwertungsgesellschaften – einfache Lizenzmodelle 
bereitgestellt werden.  
  
Frage 63: If your view is that a different solution is needed, what would it be?    
  
Internetunternehmen – insbesondere Internet Service Provider, Hostprovider, 
Suchmaschinenanbieter und Betreiber sozialer Netzwerke – müssen im Rahmen des 
Zumutbaren dafür Sorge tragen, dass Urheberrechte gewahrt werden. In Bezug auf die 
öffentliche Zugänglichmachung privater Bearbeitungen, Werkverbindungen und 
Teilwerknutzungen sollten Hostprovider – namentlich Betreiber sozialer Netzwerke oder 
Anbieter von Videoplattformen wie YouTube – die Pflicht treffen, klar und deutlich darauf 
hinzuweisen, ob der Internetdienst entsprechende Lizenzen für seine Nutzer erworben 
hat oder ob die Nutzer von einer öffentlichen Wiedergabe absehen müssen.   
  
IV. Private copying and reprography  
  
Grundsätzlich dürfen Urheber darüber bestimmen, wie ihre Werke genutzt werden. Die 
Privatkopieschranke stellt eine Ausnahme von dieser Regel im Interesse der privaten 
Nutzer dar, weil Vervielfältigungen im privaten Bereich praktisch nicht kontrolliert 
werden können. Sie dient dem Interesse der privaten Nutzer und dient – in Verbindung 
mit dem Anspruch auf angemessene Vergütung – eine angemessene Vergütung der 
Rechtsinhaber. Beides – Vervielfältigungsrecht und Vergütungsanspruch – gehört 
zwingend zusammen. Eine Privatkopieschranke, die keine Vergütung vorsieht, verstößt 
gegen geltendes EU-Recht. Daran darf sich nichts ändern. Die angemessene Vergütung 
lässt sich dabei am besten über das System der Geräte- und Speichermedienvergütung 
sicherstellen („levies“). Lizenzierungen und Privatkopieschranke schließen sich im 
digitalen Bereich nicht aus, sondern ergänzen sich. Während der Zugang zu dem Werk – 
ähnlich wie beim Kauf eines Buches – im Wege der Lizenzierung ermöglicht wird, sollten 
die nachfolgenden Vervielfältigungen für private Zwecke unter die Privatkopieschranke 
fallen.  
  
Frage 65: Should digital copies made by end users for private purposes in the context of 
a service that has been licensed by rightholders, and where the harm to the rightholder is 
minimal, be subject to private copying levies?  
  
Diese Frage ist durch den Europäischen Gerichtshof in dem Verfahren VG WORT (C-
457/11-C-460/11) für das geltende Recht beantwortet worden. Soweit die 
Privatkopieschranke Vervielfältigungen gesetzlich erlaubt, sind die Vergütungen 
ausschließlich über die Geräte- und Speichermedienvergütung abzuwickeln.  Auch hieran 
sollte zwingend festgehalten werden. Alles andere würde lediglich zu einer Absenkung 
der Einnahmen aufgrund der Geräte- und Speichermedienvergütung führen und damit für 
Urheber und sonstige Rechtsinhaber von ganz erheblichem Nachteil sein.    
  
Frage 66: How would changes in levies with respect to the application to online services 
(e.g. services based on cloud computing allowing, for instance, users to have copies on 
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different devices) impact the development and functioning of new business models on 
the one hand and rightholders’ revenue on the other? 
  
Die Geräte- und Speichermedienvergütung ist auch dann zu zahlen, wenn geschützte 
Werke in Zusammenhang mit Online-Dienstleistungen (z. B. Cloud Computing) 
vervielfältigt werden. Das ist beispielsweise stets der Fall, wenn Werke von einem Cloud-
Portal heruntergeladen und auf dem PC oder auf einem Speichermedium abgespeichert 
werden. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob im Hinblick auf die zunehmende Nutzung von 
Cloud-Diensten im Wege des Streamings, bei denen es zu keiner dauerhaften 
Abspeicherung kommt, neue Vergütungsmöglichkeiten für Rechteinhaber eingeführt 
werden sollten.  
  
Frage 67: Would you see an added value in making levies visible on the invoices for 
products subject to levies? 
  
Es erscheint aus Gründen der Transparenz sinnvoll, dass Geräte- und 
Speichermedienvergütungen auf den Geräterechnungen ausgewiesen werden.  
  
Frage 68: Have you experienced a situation where a cross-border transaction resulted in 
undue levy payments, or duplicate payments of the same levy, or other obstacles to the 
free movement of goods or services?  
  
Nein. Die Rückerstattung von Geräte- und Speichermedienvergütungen im 
Zusammenhang mit Exporten wird in Deutschland in aller Regel problemlos über die 
zuständige Verwertungsgesellschaft abgewickelt. Dessen ungeachtet sollte konkret 
geprüft werden, ob es sinnvoll ist, auf europäischer Ebene eine Zentralstelle einzurichten, 
die europaweit derartige Rückerstattungen abwickelt.  
  
Frage 69: What percentage of products subject to a levy is sold to persons other than 
natural persons for purposes clearly unrelated to private copying? Do any of those 
transactions result in undue payments? Please explain in detail the example you provide 
(type of products, type of transaction, stakeholders, etc.).  
  
In Deutschland ist das Vervielfältigungsrecht nicht nur auf der Grundlage von Art. 5 Abs. 2 
Buchstabe b der Richtlinie 2001/29, sondern auch auf der Grundlage von Art. 5 Abs. 2 
Buchstabe a, Buchstabe c oder Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie gesetzlich beschränkt (vgl. § 53 
Abs. 1 bis 3 UrhG). Diese Vervielfältigungen sind sämtlich vergütungspflichtig und 
unterfallen dem System der Geräte- und Speichermedienvergütung. Vor diesem 
Hintergrund ist sowohl bei Verkäufen von Produkten an Privatpersonen als auch in den 
Bildungs-, Wissenschafts- oder geschäftlichen Bereich stets eine Geräte- und 
Speichermedienvergütung zu bezahlen. Das schließt es allerdings nicht aus, dass bei der 
Höhe der Vergütung zwischen den unterschiedlichen Bereichen differenziert werden 
kann. Maßgeblich ist hier, in welchem Umfang gesetzlich erlaubte Vervielfältigungen 
vorkommen. Bei Vervielfältigungen mittels bestimmter Geräte (z.B. Fotokopierer, 
Multifunktionsgeräten, Druckern, Scannern oder Faxgeräten) sind Nutzungen von Text 
und Bild für private Zwecke und zum sonstigen eigenen Gebrauch in gleicher Weise 
erlaubt; bei diesen Geräten ist deshalb ein einheitlicher Vergütungssatz für sämtliche 
Bereiche einzig sachgerecht. Bei anderen Geräten (z.B. PCs) ist es dagegen möglich, dass 
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gesetzlich erlaubte Nutzungen im privaten Bereich überwiegen; hier können sich deshalb 
unterschiedliche Vergütungssätze für den privaten und den geschäftlichen Bereich 
anbieten.  
  
Frage 70: Where such undue payments arise, what percentage of trade do they affect? To 
what extent could a priori exemptions and/or ex post reimbursement schemes existing in 
some Member States help to remedy the situation?  
  
Vgl. Antwort zu Frage 69. Soweit für bestimmte Bereiche (z.B. für Privatpersonen oder 
Unternehmen) unterschiedliche Vergütungssätze vorgesehen werden, sollte die 
Möglichkeit bestehen, dass die Vergütungspflichtigen von Vornherein nur den 
einschlägigen – niedrigeren – Tarif bezahlen oder aber nachträglich eine Erstattung 
geltend machen können. Derartige Systeme sollten idealerweise zwischen den 
Verwertungsgesellschaften und den Verbänden der Vergütungspflichtigen 
gesamtvertraglich vereinbart werden.  
  
Frage 71: If you have identified specific problems with the current functioning of the 
levy system, how would these problems best be solved? 
  
Das System der Geräte- und Speichermedienvergütung hat sich seit langem bewährt und 
muss im digitalen Zeitalter beibehalten werden. Es sichert eine angemessene Vergütung 
für Urheber und sonstige Rechtsinhaber im Hinblick auf massenhafte Vervielfältigungen, 
die anders nicht kompensiert werden könnten. Soweit es zu Schwierigkeiten in der Praxis 
kommt, sollten Lösungen in erster Linie auf nationaler Ebene gefunden werden. Das gilt 
insbesondere für die Frage, wie Vergütungen schnell und effektiv festgesetzt und geltend 
gemacht werden können. Allerdings sollte – wie bereits oben ausgeführt – konkret 
geprüft werden, inwieweit durch eine europäische Zentralstelle die Abwicklung bei 
Exportfällen erleichtert werden kann.  
  
V. Fair remuneration of authors and performers  
  
Für die Nutzung von künstlerischen Werken ist eine angemessene Vergütung 
unverzichtbar. Dieses gilt sowohl in den Vertragsbeziehungen zwischen Urhebern und 
Verwertern als auch mit Blick auf die Nutzer. 
  
VI. Respect for rights  
  
Im Mittelpunkt des Urheberrechts stehen der Urheber und seine Beziehung zum Werk. 
Allein der Urheber kann und muss entscheiden, ob er aus der Nutzung seiner Werke 
einen wirtschaftlichen Vorteil ziehen und diesen in Zusammenarbeit mit einem Verwerter 
realisieren will. Viele Urheber können nur mit einem Verwerter ihre Werke in die 
Öffentlichkeit bringen. Jedem Urheber ist es rechtlich unbenommen, seine Werke 
kostenfrei zur Verfügung zu stellen. Ebenso muss aber auch respektiert werden, wenn 
Urheber nicht wollen, dass ihre Werke kostenfrei genutzt oder aber weiterverwendet 
bzw. bearbeitet werden. Der Deutsche Kulturrat ist der Überzeugung, dass der Schutz des 
Urhebers und seines Werks sowie sein Recht, über das Ob und Wie der Nutzung zu 
entscheiden, ein unverrückbarer Grundsatz des Urheberrechts ist.  
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Frage 76: In particular, is the current legal framework clear enough to allow for 
sufficient involvement of intermediaries (such as Internet service providers, advertising 
brokers, payment service providers, domain name registrars, etc.) in inhibiting online 
copyright infringements with a commercial purpose? If not, what measures would be 
useful to foster the cooperation of intermediaries?  
  
Zur Beachtung des Urheberrechts verpflichtet sind nicht nur Personen, die unmittelbar 
Befugnisse des Urhebers missachten. Auch Internet Service Provider, Betreiber von 
Suchmaschinen, sozialen Netzwerken oder „Cloud“-Diensten sowie Werbewirtschaft und 
Finanzdienstleister trifft aus unserer Sicht eine Verkehrssicherungspflicht zum Schutz des 
Urheberrechts im Internet, weil sie aufgrund ihrer Marktstellung Gefahrenquellen für 
Rechtsverletzungen schaffen und z.B. durch das Angebot an den Nutzer anonym oder 
pseudonym agieren zu können, Rechtsverletzungen Vorschub leisten. Grundsätzlich sollte 
eine Verkehrssicherungspflicht für alle genannten Internetdienstleister gesetzlich 
festgeschrieben werden. Eine besondere Herausforderung besteht bei 
Internetplattformen, die an der Verwertung kreativer Inhalte wirtschaftlich partizipieren 
und oft ihr gesamtes Geschäftsmodell auf der Zugänglichmachung unlizenzierter 
urheberrechtlich geschützter Inhalte aufbauen. Anbieter solcher Internetplattformen 
berufen sich vor Gericht auf die Haftungsprivilegierung als bloßer Speicherplatzanbieter 
(Host Provider). Host Provider, die systematische Rechtsverletzungen ermöglichen und 
damit in Konkurrenz zu lizenzierten Content-Providern treten, müssen stärker als bisher in 
die Verantwortung genommen werden. Die bestehenden Regelungen zur 
Haftungsprivilegierung sind zu undifferenziert und bedürfen daher der Reform.  
  
VII. A single EU- Copyright Titel  
  
Ein eigenständiger EU-Urheberrechtstitel, der die nationalen Urheberrechtssysteme 
ersetzt, ist vor dem Hintergrund unterschiedlicher Urheberrechtstraditionen (droit 
d’auteur/copyright) derzeit weder realistisch noch erstrebenswert.  
  
 
 
9.2.2 Impulse des Deutschen Kulturrates für die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik 
der 18. Wahlperiode 
 
Berlin, den 19.03.2014. Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik (AKBP) muss in der 
globalisierten Welt eine neue Dimension entwickeln. Deutschland ist als Mitglied der 
Europäischen Union eingebunden in globale Diskussions- und Entscheidungsprozesse. Die 
Gewichte in der Welt verschieben sich, neue aufstrebende Nationen gewinnen politisch 
und wirtschaftlich an Stellenwert. Zugleich scheint der alte Ost-West-Konflikt wieder an 
Bedeutung zu gewinnen. Deutschland als wichtiger Industrienation kommt in der sich 
verändernden Welt eine wichtige Rolle zu. Vor diesem Hintergrund muss es darum gehen, 
eine Neupositionierung der AKBP vorzunehmen,  
  

 die sich als Teil des Nord-Süd-Dialogs versteht, 
 die Verständigung und den Austausch befördert, 
 mit der Kultur- und Bildungspolitik des Inlands eng verbunden ist,  
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 ihren Eigenwert nicht vernachlässigt.   
 

Der Deutsche Kulturrat benennt im Folgenden sechs aus seiner Sicht für die aktuelle 
Wahlperiode des Deutschen Bundestags (2013 bis 2017) wesentliche Aspekte für die 
AKBP.    
  
Verknüpfung der Kulturpolitik im Inland mit Auswärtiger Kultur- und Bildungspolitik    
  
Die AKBP steht in engem Zusammenhang mit der Kulturpolitik im Inland. Die Kulturpolitik 
im Inland setzt Rahmenbedingungen für die Kultur in Deutschland, die im Ausland gezeigt 
und wahrgenommen wird, ebenso wie für die Kultur aus dem Ausland, die in Deutschland 
präsentiert und rezipiert wird. In der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik werden 
Rahmenbedingungen für die Präsentation von und die Auseinandersetzung mit Kultur aus 
Deutschland gesetzt. In beiden Fällen sind Kunst und Kultur der Gegenstand. Es gilt 
jeweils alle Künste in ihrer Vielfalt und je eigener Ausprägung in den Blick zu nehmen. 
Gelegentlich wird die Bundeshaushaltsordnung als Begründung angeführt, warum 
Akteure der AKBP nicht im Inland aktiv werden dürfen. Eine solche Betrachtungsweise 
schafft eine künstliche Trennung, die den fachlichen Erfordernissen einer Kulturpolitik, die 
AKBP und Kulturpolitik im Inland verknüpft, entgegensteht.    
  
Der Deutsche Kulturrat fordert mit Blick auf den Gegenstand Kunst und Kultur, dass die 
Kulturpolitik im Inland und die Auswärtige Kultur- und Bildungspolitik enger verknüpft 
werden, um so den Austausch zu befördern. Bestehende haushaltsrechtliche 
Hemmnisse dieser Verknüpfung gilt es zu beseitigen.    
  
Vielfalt der Akteure    
  
In der AKBP ist eine Vielzahl von Akteuren aktiv. Diese Vielzahl ist auch ein Ausdruck der 
Vielfalt des kulturellen Lebens in Deutschland. Neben den Mittlerorganisationen sind 
Künstlerverbände, Verbände der kulturellen Jugendbildung, kulturwirtschaftliche 
Organisationen und nicht zuletzt die Kirchen sowie weitere Akteure in diesem Feld aktiv. 
Aus dieser Vielzahl resultiert auch eine Heterogenität der Zielsetzungen. Sehen die einen 
den Export von Kulturgütern und -dienstleistungen aus Deutschland als besonders wichtig 
an, stehen für andere der Künstleraustausch und die Präsentation von Kunst im Aus- und 
Inland im Vordergrund. Setzen einige den Akzent auf die Vermittlung deutscher Sprache, 
stellen andere den Knowhow-Transfer in den Mittelpunkt. Die nächsten erwarten neue 
künstlerische Ausdrucksformen, die aus der Begegnung entstehen. Im Deutschen 
Kulturrat sind Verbände und Organisationen versammelt, die für diese Vielfalt – auch an 
Interessen und Schwerpunkten – stehen.    
  
Aus gutem Grund wird die AKBP von einer Vielzahl zivilgesellschaftlicher Akteure 
realisiert. Diese zivilgesellschaftlichen Akteure haben andere Möglichkeiten der 
Kooperation und des Austausches als staatliche Institutionen. Dies gilt vor allem in 
Hinblick auf den Kulturdiskurs, die Zusammenarbeit mit Künstlern in der Opposition und 
anderem mehr. Die deutschen zivilgesellschaftlichen Akteure der AKBP sind in der 
Kulturszene in Deutschland verwurzelt und mit den Kulturszenen im Ausland vertraut. Sie 
können eigene Akzente setzen, um partnerschaftlich mit ausländischen Akteuren die 
AKBP mit Leben zu füllen.   
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Der Deutsche Kulturrat fordert, die Partner der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik 
in der eigenen Akzentsetzung zu stärken und sie mit ausreichenden Ressourcen 
auszustatten, damit sie ihre Arbeit verantwortlich umsetzen können.    
  
Nachhaltigkeit als Prinzip    
  
Nachhaltige AKBP hängt entscheidend davon ab, dass über einen längeren Zeitraum 
Vertrauen aufgebaut wird und so eine partnerschaftliche Zusammenarbeit erwachsen 
kann. Finanziell aufwändige und zeitlich begrenzte Großprojekte können allenfalls eine 
Ergänzung nachhaltiger, auf einen längeren Zeitraum angelegter AKBP sein.    
  
Der Deutsche Kulturrat fordert, die längerfristige Zusammenarbeit in den Mittelpunkt 
der Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik zu rücken. Dieses muss sich auch in der 
Finanzierung widerspiegeln.    
  
Chancen digitaler Techniken nutzen    
  
Neben dem persönlichen unmittelbaren Austausch bieten die digitalen Techniken neue 
Chancen des Austausches. Hierzu gehören die sozialen Netzwerke ebenso wie Online-
Lernplattformen und anderes mehr. Viele Akteure der AKBP nutzen diese Chancen 
bereits. Der Einsatz digitaler Techniken kann die bestehenden personalen Formen des 
Austausches aber nicht ersetzen, sondern nur ergänzen.    
  
Der Deutsche Kulturrat fordert, neben den Mitteln für den direkten Austausch 
zusätzliche für die digitale Vermittlung zur Verfügung zu stellen.    
  
Europäischer und internationaler Jugendkulturaustausch 
  
Der künstlerisch orientierte Jugendkulturaustausch eröffnet neue Perspektiven für die 
Zukunft der AKBP. Hier geht es sowohl um einen altersadäquaten Umgang mit den 
Künsten, als auch um menschliche Begegnung und aktive grenzüberschreitende kreative 
Zusammenarbeit von jungen Menschen. Diese Formen des Austauschs entwickeln das 
Bewusstsein von Jugendlichen für Europa und für die Eine Welt, für Fragen der 
Globalisierung und für kreative Formen der transnationalen Zusammenarbeit. 
  
Der Deutsche Kulturrat fordert, das Potential des europäischen und internationalen 
Jugendkulturaustauschs als wichtiges Standbein der Auswärtigen Kultur- und 
Bildungspolitik durch mehr Unterstützung besser zu nutzen. 
  
Kulturelle Bildung als Bindeglied zwischen Kunst und formaler Bildung 
  
Kulturelle Bildung spielt auf allen Kontinenten eine zunehmend wichtige Rolle in den 
Bildungssystemen. Neben den überwiegend kognitiven und formalen Bildungsangeboten 
können auch die Dimensionen der persönlichen und gesellschaftlichen Entwicklung und 
sozialer Kompetenz mit künstlerischen Mitteln in allen Altersgruppen angeregt werden. 
Im Zusammenhang mit Fragen von Kultur und Entwicklung sowie bei dem Aufbau 
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zivilgesellschaftlicher Strukturen im Kulturbereich von Transformationsgesellschaften 
können beispielweise Angebote kultureller Bildung entscheidende Impulse geben. 
  
Der Deutsche Kulturrat fordert, die Bildungskonzepte der Mittlerorganisationen der 
Auswärtigen Kultur- und Bildungspolitik zeitgemäß weiterzuentwickeln und die 
transnationale Arbeit anderer zivilgesellschaftlicher Akteure in diesem Feld 
anzuerkennen und aktiv zu unterstützen. 
   
 
 
9.2.3 Arbeits- und Sozialpolitik für die Kultur. Stellungnahme des Deutschen Kulturrates 
zu den arbeits- und sozialpolitischen Vorhaben im Koalitionsvertrag für den Kultur- und 
Mediensektor 
 
Berlin, den 19.03.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass sich die Regierungskoalition im Koalitionsvertrag 
ausdrücklich zur sozialen Absicherung im Kunst-, Kultur- und Mediensektor bekennt. Die 
soziale Absicherung der im Kunst-, Kultur- und Medienbereich Beschäftigten sowie der 
freiberuflich Tätigen muss im Sozial- und Kulturstaat Deutschland eine 
Selbstverständlichkeit sein. Gerade künstlerische Berufe und andere Kulturberufe 
zeichnen sich durch einige Spezifika aus: Sie sind teilweise durch kurz befristete 
Beschäftigungen gekennzeichnet. Der Selbständigkeit wird ein wichtiger Stellenwert 
beigemessen. Viele Erwerbsbiographien sind durch Patchwork-Tätigkeiten mit einem 
Neben- oder auch Nacheinander von dauerhafter sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung, kurz befristeter sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung, 
Selbständigkeit oder auch befristeter sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
geprägt. Die Einkommen schwanken je nach Auftragslage teilweise beträchtlich. Einige 
Berufe zeichnen sich durch eine verhältnismäßig kurze Laufbahn mit dem Erfordernis 
eines Berufsübergangs aus.    
  
Die Kultur- wie auch die Arbeits- und Sozialpolitik sind daher gefordert, diesen 
Besonderheiten Rechnung zu tragen.  
  
Im Folgenden nimmt der Deutsche Kulturrat zu drei im Koalitionsvertrag angesprochenen 
arbeits- und sozialrechtlichen Themen Stellung.    
  
Abgabegerechtigkeit bei der Künstlersozialabgabe  
  
Der Deutsche Kulturrat unterstützt ausdrücklich das Vorhaben der Bundesregierung, 
durch gesetzliche Maßnahmen für Abgabegerechtigkeit bei der 
Künstlersozialversicherung Sorge zu tragen. Abgabe- und Beitragsgerechtigkeit sind ein 
konstitutives Element des gesamten Sozialversicherungssystems, insofern sollte 
Abgabegerechtigkeit auch bei der Künstlersozialabgabe gewährleistet sein. Deshalb 
unterstützt der Deutsche Kulturrat, dass die Deutsche Rentenversicherung als bewährte 
und erfahrene Institution zur Prüfung der korrekten Abführung von Sozialabgaben für 
abhängig Beschäftigte künftig im selben Rhythmus von vier Jahren die Abführung der 
Künstlersozialabgabe bei Arbeitgebern prüft. Der Deutsche Kulturrat kann nicht 
erkennen, warum bei dieser Prüfung eine Kosten-Nutzenrechnung für erforderlich 
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erachtet wird, da der Gesetzgeber davon ausgehen muss, dass die Künstlersozialabgabe 
ebenso wie die Sozialabgaben für Arbeitnehmer ordnungsgemäß entrichtet wird.    
  
Zugleich sieht der Deutsche Kulturrat das Erfordernis, dass der Bund in stärkerem Maße 
für die Künstlersozialabgabeausfälle eintritt, die er politisch zu verantworten hat. So 
wurden in den vergangenen Jahren beispielsweise zur Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements Ausnahmen von der Abgabepflicht eingeführt. Wenn der Bund 
bürgerschaftlichen Vereinen Vergünstigungen gewährt, muss sichergestellt werden, dass 
die entstehenden Ausfälle nicht von den anderen Abgabepflichtigen geschultert werden 
müssen. Daher muss der Bund künftig in stärkerem Maße mit seinem Bundeszuschuss für 
die beschlossenen Ausnahmen eintreten.    
  
Bei der Einführung einer Lebensleistungsrente muss den besonderen Belangen der in der 
Künstlersozialversicherung versicherten selbständigen Künstlern und Publizisten 
Rechnung getragen werden. Die Künstlersozialversicherung hat erst im Jahr 1983 ihre 
Arbeit aufgenommen. Freiberufliche Künstler und Publizisten, die jetzt das Rentenalter 
erreichen, haben daher Probleme, die geforderten Versicherungsjahre zu erreichen. Der 
Deutsche Kulturrat fordert deshalb die Bundesregierung auf, unkomplizierte pauschale 
Übergangslösungen für diese Gruppe zu finden. Der Deutsche Kulturrat schlägt vor, in der 
Übergangsphase bis 2023 für Künstler und Publizisten die Anforderungen auf lediglich 35 
Jahre an rentenrechtlichen Zeiten und 25 Jahre Pflichtbeiträge aus Beschäftigung, 
Kindererziehung oder Pflege zu reduzieren.  
  
Ebenso gilt es, die Verbreitung im digitalen Umfeld stärker in den Blick zu nehmen. Hier 
zeichnet sich ab, dass die Selbstvermarktung künstlerischer Dienstleistungen und Werke 
an Bedeutung gewinnen. Daraus folgt, dass weniger Künstlersozialabgabe anfällt, da es 
bei Selbstvermarktungen keinen Abgabeschuldner gibt. Auch für diese Einnahmelücke 
müsste der Bund mit einem höheren Bundeszuschuss einstehen.  
  
Weiter muss verhindert werden, dass Künstler in die Scheinselbständigkeit gedrängt 
werden, damit Unternehmen Sozialabgaben einsparen. Die sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung sollte Vorrang haben.    
  
Honorarzahlungen an Künstler machen einen erheblichen Etatposten bei 
Kultureinrichtungen und Unternehmen der Kulturwirtschaft aus. Für sie ist daher die 
Planungssicherheit hinsichtlich der Künstlersozialabgabe ein wichtiger Faktor. Oftmals 
werden für Jahre im Voraus vertragliche Bindungen eingegangen. Für mittelfristige 
Finanzplanungen wird Planungssicherheit bei den zu entrichtenden Abgaben benötigt. Ein 
stabiler Künstlersozialabgabesatz ist für den Kultur- und Mediensektor und die 
beteiligten Wirtschaftsunternehmen von sehr großer Bedeutung. Daher greift der 
Deutsche Kulturrat aktuell seinen bereits im Jahr 2000 formulierten Vorschlag einer 
veränderten Festlegung des Abgabesatzes wieder auf: Er schlägt vor, dass die Verwerter 
die Künstlersozialabgabe nach einem festen, für die Abgabepflichtigen finanzierbaren 
Abgabesatz entrichten. Dieser Abgabesatz wird für einen mittelfristigen Zeitraum 
festgelegt und verändert sich innerhalb dieses Zeitraums nur unter Berücksichtigung der 
allgemeinen Sozialabgabesätze. Die daraus resultierende Abgabe wird durch einen 
Bundeszuschuss auf 50% der Beitragsausgaben der Künstlersozialkasse aufgefüllt und darf 
nicht unter die Höhe sinken, die den vom Bundesverfassungsgericht in der Entscheidung 



 

65 

vom 08.04.1987 dargestellten Anforderungen entspricht. In einem solchen Fall müsste 
der Abgabesatz der Abgabepflichtigen gesenkt werden.    
  
Arbeitslosengeld I bei kurz befristet Beschäftigten   
  
Der Deutsche Kulturrat begrüßt, dass eine Anschlussregelung mit Blick auf das 
Arbeitslosengeld I bei kurz befristet Beschäftigten gefunden werden soll. Er 
unterstreicht, dass bei Zahlungen von Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung zumindest 
die Chance bestehen muss, im Fall von Arbeitslosigkeit auch Arbeitslosengeld I beziehen 
zu können. Die bestehenden Regelungen bei kurz befristet Beschäftigten sind nach wie 
vor unbefriedigend. Dies trifft im Kultursektor vor allem auf Beschäftigte in Theatern 
sowie der Film- und Fernsehbranche zu. Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Bundesregierung auf, unter Beteiligung der Fachverbände zügig nach adäquaten 
Lösungen zu suchen.    
  
Regelung zur Tarifeinheit    
  
Der Deutsche Kulturrat wendet sich gegen die geplante Regelung zur Tarifeinheit. Gerade 
im Kunst-, Kultur- und Mediensektor gewährleisten die berufsspezifischen 
Gewerkschaften und Berufsverbände wie auch berufsspezifische 
Arbeitgeberorganisationen als Pendant, dass adäquate, dem Sektor angepasste tarifliche 
Regelungen getroffen werden. Würde die Regelung zur Tarifeinheit eingeführt, gäbe es in 
einigen Betrieben die Situation, dass die berufsspezifischen Gewerkschaften, die die 
sektorspezifischen Interessen der betroffenen Arbeitnehmer vertreten, keine 
Tarifverträge mehr abschließen könnten. Jene Gewerkschaften, die berufsspezifische 
Interessen vertreten, würden zwangsläufig ins Hintertreffen geraten, da sie im Betrieb 
nicht mehrheitlich vertreten wären. Auf mittlere Sicht stehen damit die Koalitionsfreiheit 
und Tarifautonomie in Frage. Überdies wird die in Artikel 5 GG garantierte Kunstfreiheit 
tangiert. Der Deutsche Kulturrat fordert die Bundesregierung auf, von der geplanten 
Regelung zur Tarifeinheit Abstand zu nehmen.  
  
 
 
9.2.4 Für eine Verantwortungspartnerschaft in der kulturellen Bildung für Kinder und 
Jugendliche 
 
Berlin, den 18.06.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass die Kultusministerkonferenz (KMK) mit ihrer 
„Empfehlung der Kultusministerkonferenz zur kulturellen Kinder- und Jugendbildung“ 
eine gemeinsame Agenda aller an der kulturellen Kinder- und Jugendbildung beteiligten 
gesellschaftlichen Kräfte vorschlägt. Ebenso begrüßt der Deutsche Kulturrat, dass im 
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD eine verbesserte Zusammenarbeit von Bund und 
Ländern in bildungs- und kulturpolitischen Fragen avisiert wird. Der Deutsche Kulturrat 
greift mit dieser Stellungnahme den Vorschlag der KMK einer gemeinsamen Agenda für 
kulturelle Bildung auf. Der Deutsche Kulturrat sieht die KMK selbst auch gefordert, die 
Empfehlungen zur kulturellen Bildung für ihren Verantwortungsbereich der 
Bildungspolitik zu konkretisieren und weiterzuentwickeln.    
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Eine gemeinsame Agenda für kulturelle Bildung bedarf nach Auffassung des Deutschen 
Kulturrates eines verbindlichen Zusammenwirkens zwischen Bund, Ländern, Kommunen 
und der organisierten Zivilgesellschaft. Weiter bedarf es einer verbindlichen 
ressortübergreifenden Zusammenarbeit. Die Verbände und Vereine der organisierten 
Zivilgesellschaft mit ihren umfangreichen Fachkompetenzen bündeln die 
unterschiedlichen Entwicklungen aus diesem Feld, reflektieren sie und spiegeln die 
Diskussionsprozesse sowie Erkenntnisse in Praxis, Theorie und Politik zurück. Sie können 
daher in besonderer Weise den Bedarf von Kindern und Jugendlichen im Bereich der 
kulturellen Bildung beschreiben, Entwicklungspotenziale aufzeigen und auf 
Fehlentwicklungen hinweisen. Der Deutsche Kulturrat teilt die Einschätzung der KMK, 
dass die Herausforderung für alle Akteure darin besteht, ihr Handeln mit dem Ziel einer 
ganzheitlichen Bildung in gemeinsamer Verantwortung auszugestalten und verlässliche 
Strukturen zu schaffen, in denen sich ein qualitätsvolles und langfristig wirkendes 
Angebot entfalten kann. Der Deutsche Kulturrat begrüßt ausdrücklich die begonnene 
Debatte, das Kooperationsverbot von Bund und Ländern im Bildungsbereich zu lockern 
und fordert, diese Öffnung auch über den Hochschulbereich fortzusetzen.    
  
Kulturelle Bildung ist nach Auffassung des Deutschen Kulturrates mehr als 
Kulturvermittlung. Bereits im Begriff der kulturellen Bildung spiegelt sich der 
Bildungsauftrag. Kulturelle Bildung setzt Teilhabechancen voraus. Kulturelle Bildung für 
Kinder- und Jugendliche ist in der Jugend-, Bildungs- und Kulturpolitik verortet. Daher sind 
in den Parlamenten und Regierungen unterschiedliche Ausschüsse und Ressorts mit 
kultureller Bildung befasst. Durch diese Verortung ist die kulturelle Bildung in besonderer 
Weise geeignet, Potenziale der Vernetzung und der Zusammenarbeit mit 
unterschiedlichen Partnern zu entfalten, für ihre Belange in unterschiedlichen 
Politikfeldern einzutreten und mit Partnern zusammenzuarbeiten, die nicht originär der 
kulturellen Bildung zuzuordnen sind.    
  
Für eine gelingende Partnerschaft bedarf es verlässlicher Vereinbarungen zur Übernahme 
von Verantwortung durch die verschiedenen Partner für die Ziele und Aktivitäten in ihren 
jeweiligen Zuständigkeitsbereichen sowie den konstruktiven Austausch untereinander 
darüber.    
  

 Die zivilgesellschaftlichen Akteure sind zum einen selbst im Feld der kulturellen 
Bildung tätig, zum anderen treten sie für die Stärkung der kulturellen Bildung ein. 
Durch ihren Kontakt mit der Basis kennen sie die Anforderungen und den Bedarf 
vor Ort. Sie übernehmen selbst Verantwortung für die Konzeption und Umsetzung 
von Angeboten. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips sind zuerst die 
zivilgesellschaftlichen Akteure gefordert und müssen in die Lage versetzt werden, 
Angebote kultureller Bildung kontinuierlich und qualitätsvoll zu unterbreiten und 
den Diskurs im oben beschriebenen Sinne zu bündeln.  

 Die Städte, Gemeinden und Kreise (Kommunen) haben den Auftrag kommunaler 
Daseinsvorsorge. Sie sind verantwortlich für den Erhalt und die Sicherung der 
Infrastruktur kultureller Bildung und sind in besonderer Weise der 
Teilhabegerechtigkeit und Zugangsoffenheit verpflichtet. Zur Infrastruktur 
kultureller Bildung gehören beispielsweise Musikschulen, Bibliotheken, 
Kommunale Kinos, Jugendkunstschulen, Soziokulturelle Zentren oder Vereine. Die 
Kommunen sind auch für freie Kulturinitiativen und die Förderung der kulturellen 
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Jugendarbeit verantwortlich. Die Institutionen der kulturellen Bildung befinden 
sich teilweise in kommunaler Trägerschaft oder werden beispielsweise als freie 
Träger von ihnen finanziell unterstützt. Die Infrastruktur kultureller Bildung bedarf 
einer verlässlichen Grundförderung, um ihre Arbeit nachhaltig und langfristig 
entwickeln zu können. Dazu gehören auch die Unterstützung fachlich geeigneter 
zivilgesellschaftlicher Akteure sowie die Finanzierung bzw. Bereitstellung von 
geeigneten Gebäuden und Räumlichkeiten sowie deren Ausstattung. Hierzu zählen 
weiterhin die Schulgebäude sowie die Gebäude von Kindertagesstätten und 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. Eine der wesentlichen 
Zukunftsaufgaben zur Sicherung der Infrastruktur ist nach Auffassung des 
Deutschen Kulturrates eine verlässliche Kommunalfinanzierung. Die Kommunen 
können einen wesentlichen Beitrag zur Vernetzung und zur Zusammenarbeit der 
Akteure vor Ort leisten.  

 Die Länder sind in der kulturellen Bildung verantwortlich für die künstlerischen 
Schulfächer (Kunst, Musik und Theater), die Berufsvorbereitung für künstlerische 
Berufe beispielsweise an Musikschulen sowie die frühkindliche Bildung in 
Kindertageseinrichtungen. An den Hochschulen werden die künftigen Kunst-, 
Musik- und Theaterlehrer ausgebildet. Die Länder legen die Curricula für den 
Unterricht in Kunst, Musik, Theater und Tanz fest und tragen die Verantwortung 
für deren sachliche und personelle Ausstattung. Die besondere Chance der 
künstlerischen Schulfächer besteht darin, alle Kinder und Jugendlichen zu 
erreichen. Durch sie kommen also auch jene Kinder und Jugendlichen mit den 
verschiedenen künstlerischen und ästhetischen Disziplinen in Berührung, die 
ansonsten nicht die Chance, die familiäre Anregung oder eigene Motivation dazu 
hätten. Die künstlerischen Schulfächer verlangen als Teil der Allgemeinbildung 
eine entsprechende Ausbildung der Lehrkräfte mit spezifisch künstlerischen 
Inhalten und Auslastung aller Kapazitäten. Neben der Verantwortung für die 
künstlerischen Schulfächer setzen sich viele Länder für eine Zusammenarbeit von 
Schulen mit Kultureinrichtungen oder von Schulen mit Künstlern ein. Derartige 
Kooperationen setzen voraus, dass innerhalb der Schule die Kontinuität der 
Schulfächer erweitert und erhalten bleibt, kulturelle Schulentwicklungsprozesse 
unterstützt und Ressourcen zur Verfügung gestellt werden. Zugleich bietet das 
Lernen am sogenannten dritten Ort spezifische Bildungschancen. Darüber hinaus 
tragen die Länder im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe eine unmittelbare 
Verantwortung für die kulturelle Bildung. In einigen Ländern ergibt sich hieraus 
auch die Verantwortung für die Ausstattung. Hier existieren langfristige 
Förderstrukturen, an die mit neuen Projekten angeknüpft werden kann. Mit Blick 
auf die vorberufliche kulturelle Bildung übernehmen die Länder Verantwortung 
für die Ausbildung und damit den Berufsweg junger Künstler. Weiter obliegt den 
Ländern die Entwicklung der Curricula für die Ausbildung von Erziehern. Es gilt 
darauf zu achten, dass kulturelle Bildung ein wesentlicher Bestandteil der 
Erzieherausbildung ist, sowohl in der Fachschul- als auch in der zunehmend an 
Bedeutung gewinnenden akademischen Ausbildung. Weiter zu stärken sind jedoch 
auch nach dem Subsidiaritätsprinzip zivilgesellschaftliche Träger der Aus- und 
Fortbildung, also Einrichtungen wie die Bundes- und Landesakademien, die 
Medienzentren, Facheinrichtungen und Verbände der verschiedenen 
Kunstsparten, die Fortbildungen entwickelt haben und in hoher Qualität anbieten. 
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 Der Bund übernimmt unter anderem mit der im Sozialgesetzbuch VIII geregelten 
Kinder- und Jugendhilfe Verantwortung für die kulturelle Bildung. Die kulturelle 
Bildung ist als ein Förderprogramm im Kinder- und Jugendplan verankert. Mittels 
des Kinder- und Jugendplans werden bundeszentrale Verbände und Institutionen 
der kulturellen Bildung nachhaltig unterstützt und konnten auf der Folie dieser 
nachhaltigen Förderstruktur ihre Expertise und Qualität entwickeln, auf die von 
anderen Institutionen und im Rahmen von Projekten zurückgegriffen wird. Weiter 
unterstützt der Bund im Rahmen von Projekten und Programmen, Wettbewerben 
und Preisen die kulturelle Kinder- und Jugendbildung zum Beispiel auch in den 
Ressorts Bildung und Kultur. Der Bund ist ferner für die Rahmenbedingungen der 
kulturellen Bildung zuständig, sei es im Steuer-, im Sozial- oder auch im 
Urheberrecht. Dabei regelt der Bund auch die Rahmenbedingungen für 
privatwirtschaftliche Anbieter kultureller Bildung, die zur Landschaft kultureller 
Bildung gehören wie bespielweise freiberufliche Musikerzieher, freie 
Musikschulen, Kinos, Tanzschulen oder freiberufliche Kulturvermittler.    

 Neben Kommunen, Ländern, dem Bund und den Vereinen und Verbänden sind 
auch die Kirchen und Religionsgemeinschaften, Stiftungen sowie 
Kultureinrichtungen wichtige Akteure im Bereich der kulturellen Kinder- und 
Jugendbildung. Die Kirchen und Religionsgemeinschaften haben eine lange 
Tradition in der kulturellen Kinder- und Jugendbildung. In Kultureinrichtungen 
gewinnen die Kulturvermittlung und kulturelle Bildung an Bedeutung. Sie 
bereichern damit das Spektrum an Anbietern und Angeboten kultureller Bildung. 
Weiter sind die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten gemäß ihres Bildungs- 
und Kulturauftrags in der Pflicht, sich der kulturellen Bildung zu widmen und 
entsprechende Angebote bereitzuhalten.  

 
Der Deutsche Kulturrat erwartet von den Ländern eine Ergänzung und Konkretisierung 
der genannten KMK-Empfehlungen: insbesondere eine umfassende Erhebung zur Lage 
der künstlerischen Schulfächer, bedarfsorientierte Programme für die Lehreraus- und -
weiterbildung, um dem fachfremd erteilten Unterricht entgegenzuwirken, eine 
vollständige Verankerung der künstlerischen Schulfächer in den Stundentafeln aller 
Schulformen sowie die Wahrung der Eigenständigkeit der jeweiligen künstlerischen 
Schulfächer und damit eine Absage an Verbundfächer wie z.B. Lernbereich Ästhetische 
Bildung.  
  
Im Sinne einer Verantwortungspartnerschaft für die kulturelle Kinder- und Jugendbildung 
fordert der Deutsche Kulturrat:    
  

 eine bedarfsgerechte Kommunalfinanzierung, damit die Kommunen in der Lage 
sind, eine Infrastruktur kultureller Bildung selbst vorzuhalten oder zu unterstützen 
sowie die Zweckbindung von Mitteln für Kunst, Kultur und kulturelle Bildung, um 
Kommunen, die sich in der Haushaltssicherung befinden, Handlungs- und 
Fördermöglichkeiten zu eröffnen,  

 eine kontinuierliche, bedarfsgerechte, nachhaltige Förderung der Institutionen 
und Angebote kultureller Bildung,  

 die Einbeziehung von Schulen und Institutionen sowie Angeboten kultureller 
Bildung in kommunale Bildungslandschaften sowie eine 
Gemeinwesenorientierung der Schulen,  
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 eine Anerkennung und Stärkung der Qualität kultureller Bildung durch die 
Förderung von Aus- und Weiterbildung sowie die Beschäftigung und angemessene 
Bezahlung von Fachkräften, um einer Entprofessionalisierung entgegenzuwirken,  

 eine Verstetigung bewährter Projektförderungen wie z.B. „Kultur macht stark. 
Bündnisse für Bildung“ und die Übernahme bewährter und erfolgreicher Ansätze 
und Einrichtungen in dauerhafte Förderungen, 

 die Bereitstellung von zusätzlichen Mitteln für die kulturelle Bildung in 
öffentlichen und zivilgesellschaftlichen Kultur- und Bildungseinrichtungen, 

 bei der Reform des Kinder- und Jugendplan des Bundes (KJP) die Eigenständigkeit 
eines Programms Kulturelle Bildung als unentbehrliche Säule für kulturelle 
Teilhabe in der Jugendpolitik zu sichern und in der Weiterentwicklung der KJP-
Förderrichtlinie dem spezifischen Bedarf der bundeszentralen Verbände für 
kulturelle Bildung Rechnung zu tragen und  

 die Schaffung und Sicherung von individuellen Freiräumen zeitlicher und 
räumlicher Art für kulturelle Bildung.    

  
Kulturelle Bildung muss den künstlerischen Prozess und die ganzheitliche Entwicklung der 
Persönlichkeit in den Mittelpunkt rücken und darf sich nicht an der Verwertbarkeit 
orientieren.  
   
 
 
9.2.5 Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Diskussion einer Bildungs- und 
Wissenschaftsschranke im Urheberrecht 
 
Berlin, den 18.06.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, äußert sich zu der aktuellen Debatte über die Einführung einer 
sogenannten Bildungs- und Wissenschaftsschranke wie folgt:    
  
I. Vorbemerkung  
  
Schrankenregelungen sind Beschränkungen des Urheberrechts zu Gunsten von Nutzern. 
Aus Sicht der Urheber begrenzen sie ihr Recht, aus Sicht der Nutzer ermöglichen sie es, 
bestimmte Handlungen ohne Einwilligung der Urheber vorzunehmen.  
  
Diesen Interessengegensatz gilt es, bei der Debatte um neue Schrankenregelungen stets 
im Blick zu behalten.   Schrankenregelungen haben im deutschen Urheberrecht eine lange 
Tradition und spielen gerade auch in der digitalen Welt eine wichtige Rolle. Durch sie 
werden unter anderem Nutzungen für Wissenschaft und Unterricht, für behinderte 
Menschen oder zu Gunsten privater Verbraucher erlaubt. Sie sind Ausdruck der 
grundrechtlichen Sozialbindung des Urheberrechts nach Art. 14 Grundgesetz. 
Schrankenregelung sind vor allem sinnvoll, wo die Rechtsinhaber aus – in der Regel – 
praktischen Gründen keine Nutzungsrechte auf vertraglicher Grundlage einräumen 
können oder die tatsächlichen Nutzungen – nicht zuletzt zum Schutz der Privatsphäre – 
nur schwer feststellbar sind. Das zeigt sich insbesondere bei der seit knapp 50 Jahren 
bestehenden sog. Privatkopieschranke: weil gegenüber den privaten Nutzern ein 
Kopierverbot nicht durchgesetzt werden kann, wird die Privatkopie von dem 
urheberrechtlichen Verbotsrecht „ausgenommen“, doch die Rechteinhaber erhalten – 
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über die von den Verwertungsgesellschaften geltend gemachte Geräte- und 
Betreibervergütung – eine angemessene Vergütung. Diese pragmatische Lösung des 
deutschen Gesetzgebers aus dem Jahr 1965 wurde von den meisten europäischen 
Ländern übernommen. Die Probleme, die ohne eine solche vergütungspflichtige Schranke 
entstehen, zeigen sich deutlich in Großbritannien: den Rechteinhabern gelingt es weder 
gegenüber den privaten Nutzern das Vervielfältigungsrecht durchzusetzen, noch erhalten 
sie – wie in Deutschland – eine Vergütung für das massenhafte Kopieren ihrer Werke im 
privaten Umfeld. Soweit derzeit in Großbritannien diskutiert wird, eine 
Privatkopieschranke ohne gesetzlichen Vergütungsanspruch einzuführen, hält dies der 
Deutsche Kulturrat im Hinblick auf die zwingenden Vorgaben des europäischen Rechts für 
äußerst problematisch.    
  
Der Deutsche Kulturrat spricht sich dagegen aus, in Deutschland Fair-Use oder Fair-
Dealing-Regelungen nach anglo-amerikanischem Muster einzuführen. Derartige 
Bestimmungen basieren allein auf dem dortigen Richterrecht. Sie bieten oft weniger 
Rechtssicherheit für den Nutzer als die im deutschen Urheberrecht verankerten 
konkreten Schrankenregeln. Letztere sind dadurch gekennzeichnet, dass zunächst der 
Gesetzgeber, das heißt das demokratisch gewählte Parlament, und nicht ein Gericht den 
Ausgleich zwischen den Interessen der Beteiligten vornimmt. Ferner sehen 
Schrankenregelungen – anders als Fair-Use-Bestimmungen – vielfach vor, dass für die 
gesetzlich erlaubte Nutzung eine angemessene Vergütung an Urheber und sonstige 
Rechteinhaber zu zahlen ist. Diese Vergütungsansprüche sind zum Schutz der Urheber 
unverzichtbar und werden über Verwertungsgesellschaften eingezogen, die die 
Einnahmen an die Urheber und sonstigen Rechteinhaber verteilen. Die Vorteile eines 
ausdifferenzierten Schrankensystems gegenüber Fair-Use-Lösungen liegen auf der Hand: 
das System der vergütungspflichtigen Schranken kann nicht nur das Interesse der 
Rechteinhaber an angemessener Vergütung für die Nutzung ihrer Werke und das 
Interesse der Nutzer an Teilhabe an kulturellem Schaffen in einen Ausgleich bringen. Es 
ermöglicht zudem, privilegierte Nutzer und Nutzungen genau zu definieren, um den 
Eingriff in das Ausschließlichkeitsrecht des Urhebers so gering wie möglich zu halten. Das 
System des Fair-Use erlaubt dagegen keine derartigen Lösungen, sondern kennt nur 
Verbotsrecht oder vergütungsfreie Nutzung.    
  
Seit dem Inkrafttreten der Richtlinie 2001/29/EG zum Urheberrecht in der 
Informationsgesellschaft sind nur noch die dort abschließend aufgeführten 
Schrankenregelungen zulässig. Ferner müssen sie mit dem in der Richtlinie – und in 
verschiedenen Internationalen Übereinkommen – vorgesehenen Drei-Stufen-Test in 
Einklang stehen. Demnach dürfen Schrankenregelungen nur in bestimmten Sonderfällen 
angewandt werden (1. Stufe), in denen die normale Verwertung des Werks oder des 
sonstigen Schutzgegenstandes nicht beeinträchtigt wird (2. Stufe) und die berechtigten 
Interessen des Rechtsinhabers nicht ungebührlich verletzt werden (3. Stufe). Der Drei-
Stufen-Test enthält in erster Linie eine Gestaltungsanordnung gegenüber dem nationalen 
Gesetzgeber, ist aber auch entscheidender Maßstab für die Anwendung der 
Schrankenregelungen im Einzelfall (vgl. BGH v. 28. November 2013 – I ZR 76/12 – 
Meilensteine der Psychologie).    
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II. Zur allgemeinen Bildungs- und Wissenschaftsschranke    
  
Sofern eine allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke  umgesetzt wird, muss diese 
nach Auffassung des Deutschen Kulturrates gerade auch mit Blick auf die Anforderungen 
der digitalen Welt an die Grundsätze der bereits bewährten Schrankenregeln anknüpfen 
und darüber hinaus mit dem Europarecht vereinbar sein.    
  
Das bedeutet insbesondere, dass die engen Vorgaben des oben (unter I.) bereits 
erwähnten Drei-Stufen-Tests einzuhalten sind. Gleichzeitig müsste sie – im Interesse der 
Urheber und der Nutzer – die zu regelnden Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht und 
dem Recht der öffentlichen Zugänglichmachung klar und eindeutig beschreiben.   Darauf 
basierend stellt der Deutsche Kulturrat fest:    
  

1. Die Sonderfälle für Bildung und Wissenschaft sind im Gesetz  klar und 
unmissverständlich zu regeln. Der Deutsche Kulturrat lehnt jede Form von 
Generalklauseln im Zusammenhang mit Schrankenreglungen ab, weil der 
erforderliche Interessenausgleich zwischen Urhebern, Rechtsinhabern und 
Nutzern zuallererst durch den Gesetzgeber vorgenommen werden muss. 
Anderenfalls wird die Reichweite von Schrankenreglungen erst in langjährigen 
Gerichtsprozessen geklärt werden.  
  
Bei einer  Zusammenführung aller Schrankenregelungen im Bildungs- und 
Wissenschaftsbereich sollte möglichst wenig auf unbestimmte Rechtsbegriffe, wie 
z.B. die „Gebotenheit“, ausgewichen werden. Denn unbestimmte Rechtsbegriffe 
beeinträchtigen ebenfalls die Rechtssicherheit, überfordern die Nutzer und 
beschränken die Rechte der Urheber stärker als für den jeweiligen Zweck 
erforderlich. Deshalb wäre zu überlegen, dass der Gesetzgeber zukünftig den 
Umfang von Obergrenzen von erlaubten Nutzungen, z.B. für „Teile“ und „kleine 
Teile“ von Werken, genau definiert. 
   

2. Zudem wäre im Einzelfall zu prüfen, für welche konkreten Nutzungshandlungen im 
Bereich von Bildung und Wissenschaft eine Schranke tatsächlich erforderlich und 
angemessen ist. Insofern wäre die Reichweite der bestehenden und künftigen 
Schrankenregelungen anhand der Vorgaben von Art. 5 der Richtlinie zu 
überprüfen. Gleichzeitig wäre zu evaluieren, welche konkreten Nutzungen im 
überwiegenden Interesse von Bildung und Wissenschaft durch welche Nutzer in 
welchen Einrichtungen tatsächlich schrankengestützt erlaubt werden müssten.    
  

3. Es müsste stets eine angemessene Vergütung der Rechteinhaber sichergestellt 
werden. Der Anspruch auf angemessene Vergütung wird im deutschen 
Urheberrecht durch die gesetzliche Zuständigkeit der Verwertungsgesellschaften 
durchgesetzt. Dies müsste auch im digitalen Umfeld beibehalten werden, wobei 
die Höhe der Vergütung möglichst der konkreten Werknutzung anzupassen wäre.    
  

4. Auch eine allgemeine Bildungs- und Wissenschaftsschranke dürfte nicht in den 
Primärmarkt der Rechteinhaber eingreifen. Dies ergibt sich auf EU-Ebene bereits 
aus dem Drei-Stufen-Test, wäre im deutschen Recht aber im Normtext 
klarzustellen. In diesem Zusammenhang wäre insbesondere zu gewährleisten, 
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dass angemessene und praktikable Lizenzangebote möglich bleiben. Zusätzlich 
wäre zu berücksichtigen, dass es digitale und analoge Werke gibt, die ausdrücklich 
und ausschließlich für den Bildungs- und Wissenschaftsbereich hergestellt werden 
und deren Primärmarkt daher durch eine entsprechende Schranke beeinträchtigt 
werden könnte.  

 
Der Deutsche Kulturrat betont, dass die in ihm vereinten Interessenvertretungen einer 
Zusammenführung bislang getrennt geregelter Sachverhalte im Rahmen einer Bildungs- 
und Wissenschaftsschranke positiv gegenüber stehen, wenn    
 

 klare und technologieneutrale Formulierungen mehr Rechtssicherheit für Urheber, 
sonstige Rechteinhaber und Nutzer herstellen,  

 die angemessene Vergütung der Urheber gewährleistet ist,  
 der Primärmarkt nicht beeinträchtigt wird,  
 der Drei-Stufen-Test stringent angewandt wird,  
 die Bildungs- und Wissenschaftsschranke nicht zu einer kostengünstigen 

Wissensversorgung von Schulen, Hochschulen und anderen Bildungs- und 
Wissenschaftseinrichtungen ausgenutzt wird.  
 

Der Deutsche Kulturrat spricht sich für einen schnellen und unbürokratischen Zugang zu 
Wissen in Bildung und Wissenschaft aus, betont aber gleichzeitig, dass die Urheber ihrer 
anerkannten Rechte nicht beraubt werden dürfen. 
   
 
 
9.2.6 Praktika im Kultur- und Medienbereich differenziert betrachten. Deutscher 
Kulturrat zu Plänen der Bundesregierung, den Mindestlohn für Praktika einzuführen  
 
Berlin, den 18.06.2014. Die Bundesregierung plant mit der Einführung des 
flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns auch die Entlohnung von freiwilligen 
Praktika gesetzlich zu regeln. Vorgesehen ist, dass Praktikanten, die ein freiwilliges 
Praktikum absolvieren, nach einer Frist von sechs Wochen, in der keine Vergütung 
vorgeschrieben ist, den flächendeckenden, gesetzlichen Mindestlohn erhalten. In der 
Diskussion ist als Mindestlohn derzeit ein Betrag von 8,50 Euro/Stunde.    
  
Im Kultur- und Medienbereich sind Praktika weit verbreitet. Übereinstimmend wurde in 
zwei Absolventenstudien aus dem Jahr 2007 herausgearbeitet, dass Absolventen von 
geistes- und kulturwissenschaftlichen Studiengängen sowie von Studiengängen im 
Architekturbereich häufiger ein Praktikum absolvieren als Absolventen anderer 
Studiengänge. Auch beschäftigen Unternehmen aus Kunst, Kultur und Medien häufig 
Praktikanten. Der Kultur- und Medienbereich ist also in besonderem Maße von dem 
Phänomen Praktikum und damit auch der geplanten Regelung betroffen.    
  
Die im Deutschen Kulturrat zusammengeschlossenen Verbände der Künstler, der 
Kultureinrichtungen, der Kulturvereine und der Kulturwirtschaft aller künstlerischen 
Sparten sind davon überzeugt, dass Arbeit angemessen vergütet werden muss. Dieses gilt 
auch für Praktika. Der Deutsche Kulturrat wendet sich entschieden gegen die Ausnutzung 
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 von Stellensuchenden im Kultur- und Medienbereich sowie den Ersatz regulärer 
Arbeitskräfte durch Praktikanten.    
  
Praktika sind aus Sicht des Deutschen Kulturrates eine sinnvolle Möglichkeit, um die 
Berufswirklichkeit und verschiedene Berufsfelder kennenzulernen. Das gilt in besonderem 
Maße für Studierende, deren Studium nicht unmittelbar auf eine berufliche Tätigkeit 
ausgerichtet ist. Insofern ist es aus Sicht des Deutschen Kulturrates nachvollziehbar, dass 
insbesondere in geistes- und kulturwissenschaftlichen Studiengängen, die weniger auf 
einen Beruf als vielmehr auf ein Wissenschaftsfeld ausgerichtet sind, Praktika einen 
hohen Stellenwert haben.    
  
Damit Praktika einen Einblick in das Berufsleben bieten, sollten Praktikanten in 
Arbeitsabläufe eingebunden werden. Nur so können sie feststellen, ob der erprobte 
Berufsweg tatsächlich den Erwartungen entspricht. Das setzt voraus, dass eine Betreuung 
der Praktikanten erfolgt und sie verantwortlich Aufgaben übernehmen. Arbeitgeber sind 
daher in der Verantwortung, Praktikumsziele zu formulieren. Aus dem Architekturbereich 
gibt es bereits ein Beispiel wie von Verbandsseite ein Curriculum für Praktika entwickelt 
wurde. Diesem positiven Beispiel sollten andere Verbände folgen und für die jeweilige 
Branche oder das Arbeitsfeld abgestimmte Curricula für Praktika entwickeln. Den Einsatz 
von Praktikanten als billige Arbeitskräfte, die für Hilfsarbeiten eingesetzt werden, lehnt 
der Deutsche Kulturrat ab. Praktikanten sind keine Aushilfskräfte.    
  
Praktika müssen von anderen Formen des beruflichen Einstiegs abgegrenzt werden. Im 
Kultur- und Medienbereich sind auf einen längeren Zeitraum angelegte Hospitanzen oder 
auch Volontariate üblich. Hospitanten oder Volontäre befinden sich noch in der 
Ausbildungsphase. Diese Ausbildungsphase setzt in der Regel ein abgeschlossenes 
Studium voraus und führt im Verlauf der Ausbildung sukzessive zu stärkerer Übernahme 
von Verantwortung. Diese Ausbildungsphase findet in einer entsprechenden Vergütung 
ihren Ausdruck. Die geplante Entlohnung von Praktika darf nicht zu einer Aufweichung 
der Grenzen zu Hospitanzen oder Volontariaten führen.  
  
In einigen Bereichen des Mediensektors ersetzen Praktika die Ausbildung. Die 
Tätigkeitsbereiche erlauben den Quereinstieg und setzen weder eine akademische noch 
eine Ausbildung im dualen Ausbildungssystem voraus. Angesichts der sich stetig 
wandelnden Bedingungen in diesen Arbeitsfeldern – nicht zuletzt aufgrund technischer 
Entwicklungen – wäre die Entwicklung von Ausbildungsgängen nicht adäquat. Praktika in 
jenen Tätigkeitsbereichen müssen angemessen vergütet werden. Eine starre Regelung, 
wie sie von der Bundesregierung vorgesehen ist, kann aber für kleinere Unternehmen 
eine unüberwindbare Hürde darstellen, die dazu führen kann, dass diese Praktika 
entfallen müssen. Hier gilt es adäquate Lösungen zu finden, die dem Anliegen nach einer 
angemessenen Vergütung von Praktikanten gerecht werden und zugleich die 
branchenspezifischen Gegebenheiten berücksichtigen.    
  
Der Deutsche Kulturrat hält einen Zeitraum von sechs Wochen bei freiwilligen Praktika, in 
denen von der Zahlung des Mindestlohns abgewichen werden kann, für zu knapp 
bemessen. In sechs Wochen kann es kaum gelingen, tatsächlich einen Eindruck vom 
Arbeitsfeld zu gewinnen und eigenständig Aufgaben zu übernehmen. Aus Sicht des 
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Deutschen Kulturrates sollte generell der flächendeckende gesetzliche Mindestlohn für 
Praktikanten erst nach drei Monaten greifen.    
  
Wer Mindestlöhne für Praktikanten und andere Mitarbeiter im Kulturbereich politisch 
will, muss allerdings auch dafür sorgen, dass die Budgets öffentlich oder öffentlich-
rechtlich finanzierter Projekte so ausgestattet sind, dass eine faire Bezahlung aller 
Beteiligten möglich ist.    
  
 
 
9.2.7 Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zu den TTIP-Verhandlungen 
 
Berlin, den 18.06.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, befasst sich seit April 2013 intensiv mit dem angestrebten 
Freihandelsabkommen zwischen den USA und der EU. Er hat in seiner Stellungnahme 
„Kulturelle Ausnahme ist bei geplantem Freihandelsabkommen zwischen EU und USA 
unverzichtbar“ vom 06.05.2013 dargelegt, dass Kultur und Medien aufgrund der hohen 
wirtschaftlichen, ideellen und gesellschaftlichen Bedeutung für die Europäische Union 
und die Mitgliedstaaten von den Verhandlungen ausgenommen werden sollen und die 
UNESCO-Konvention über den Schutz und die Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen (Konvention Kulturelle Vielfalt) handlungsleitend für Gespräche in 
Kultur und Medien sein muss. Die Konvention Kulturelle Vielfalt wurde sowohl von der EU 
als auch den Mitgliedstaaten ratifiziert.    
  
Die Bruttowertschöpfung der Kultur- und Kreativwirtschaft, die auf Gütern und 
Dienstleistungen aus Kultur und Medien basiert, lag in den Jahren 2008 bis 2011 über der 
der Chemischen Wirtschaft sowie der der Energiewirtschaft. Im Jahr 2009 übertraf sie die 
Bruttowertschöpfung der Automobilindustrie. Die rund 247.000 Unternehmen der Kultur- 
und Kreativwirtschaft erwirtschafteten im Jahr 2012 einen Umsatz von 143 Milliarden 
Euro. Im Jahr 2012 zählte die Kultur- und Kreativwirtschaft 1,6 Millionen Erwerbstätige. Es 
handelt sich also um einen sowohl wirtschaftlich als auch mit Blick auf Beschäftigung 
wichtigen Wirtschaftszweig. Zusätzlich sind in Kultur und Medien Erwerbstätige im 
gemeinwohlorientierten Sektor tätig, deren Zahl bislang von den Statistiken nicht 
hinreichend erfasst und abgebildet wird. Der Deutsche Kulturrat sieht im derzeitigen 
Verhandlungsmandat und speziell in den Verhandlungen, die Ausnahme Kultur und 
Medien nicht ausreichend berücksichtigt und daher Kultur und Medien nicht hinreichend 
geschützt.    
  
Der Deutsche Kulturrat fordert daher als vordringlich erste Maßnahme: 
 

 den Stopp der bisherigen Verhandlungen,  
 die Formulierung eines neuen Verhandlungsmandats, in dessen Formulierung das 

neu gewählte Europäische Parlament, der Rat und die Parlamente der 
Mitgliedstaaten einbezogen werden,  

 die konsequente Ausnahme von Kultur und Medien aus diesem 
Verhandlungsmandat,  

 die Beauftragung der neuen EU-Kommission mit einem neuen Mandat die 
Verhandlungen mit den USA zu einem Freihandelsabkommen aufzunehmen,  
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 die regelmäßige umfassende Information von Parlamenten und Zivilgesellschaft 
über das neue Verhandlungsmandat und die darauf aufbauenden neuen 
Verhandlungen.  
 

Für die weiteren Verhandlungen sind folgende Grundsätze für den Deutschen Kulturrat 
unverzichtbar:  
  
Unterschiedliche Kulturbegriffe 
 
Die USA und die EU sowie ihre Mitgliedstaaten pflegen unterschiedliche Vorstellungen 
von Kultur, kultureller und medialer Vielfalt sowie deren Erhalt und Förderung. Länder 
wie Deutschland und Frankreich beispielsweise verstehen sich ausdrücklich als 
Kulturstaaten und leiten daraus ihre Maßnahmen zur Kulturförderung ab. Fördermittel 
der öffentlichen Hand oder über Gebühren finanzierte Modelle sind jedoch in den USA 
unüblich. Eine Handelspartnerschaft, die auf gemeinsamen Werten und gegenseitigem 
Respekt gegründet ist, muss diese Unterschiede akzeptieren, zulassen und darf ihre 
Ausgestaltung nicht durch Handelsregeln einschränken oder verändern.    
  
Gemischtes Abkommen 
 
Aus Sicht des Deutschen Kulturrates bedürfen Handelsabkommen in dieser 
Größenordnung und Tragweite grundsätzlich der zusätzlichen Ratifikation sowohl durch 
das Europäische Parlament als auch die nationalen Parlamente der Mitgliedstaaten. Nur 
so kann ein solches Abkommen die notwendige Akzeptanz in den Mitgliedstaaten finden. 
Das impliziert, dass die nationalen Parlamente bereits in den Entstehungsprozess 
einbezogen werden müssen.    
  
Investitionsschutz  
 
TTIP kommt ohne ein Investitionsschutzkapitel und ohne Investor-Staat-Schiedsklauseln 
aus. Mit den USA und der EU sowie ihren Mitgliedstaaten verhandeln Partner, in denen 
rechtsstaatliche Prinzipien gelten. Ebenso existieren in den USA und der EU etablierte 
Gerichtswesen. Der Rechtsweg steht allen offen. Investitionsschutz und Investor-Staat-
Schiedsverfahren bergen die Gefahr, Verfassungs- und Rechtsordnungen zu unterlaufen 
und die Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit von Staaten in Rechts- und 
Regulierungsfragen zu unterhöhlen.    
  
Positiv- statt Negativlisten  
 
Im WTO-Kontext hat sich etabliert, bei Handelsabkommen in Positivlisten zu verzeichnen, 
welche Branchen vom jeweiligen Abkommen erfasst werden sollen. Positivlisten bieten 
die Chance im Zeitlauf zu evaluieren, ob die geplanten Wirtschaftseffekte in den 
betreffenden Branchen eingetreten sind. Es gibt keinen erkennbaren Grund von diesem 
bewährten Verfahren bei TTIP abzuweichen und nun Negativlisten zu vereinbaren, in 
denen beschrieben wird, welche Bereiche vom Abkommen nicht erfasst werden sollen. 
Negativlisten sind nicht geeignet, der dynamischen Entwicklung gerade in Kultur und 
Medien gerecht zu werden und bergen die Gefahr in sich, dass durch die Hintertür 
zusätzliche Bereiche erfasst werden.     
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Erhalt und Weiterentwicklung von Förderinstrumenten 
 
Die bestehenden Rahmenregelungen und Förderinstrumente auf europäischer und 
nationaler Ebene für Kultur und Medien dürfen durch das Freihandelsabkommen nicht 
angetastet werden. Das gilt für den erwerbswirtschaftlichen wie im nicht-
gewinnorientierten Sektor. Sie müssen weiterhin zielgerichtet für europäische und/oder 
nationale Unternehmen und Institutionen eingesetzt werden können. TTIP-Ausnahmen 
für Kultur und Medien dürfen sich nicht allein auf die bestehenden Förderinstrumente 
beziehen, sondern müssen zugleich neue, noch entstehende Förderinstrumente erlauben, 
um zukunftsfähig zu sein. Zu den Förderinstrumenten zählen sowohl die öffentliche 
Förderung von beispielsweise Kultureinrichtungen, die Filmförderung oder die öffentlich-
rechtliche Rundfunkfinanzierung als auch indirekte Fördermaßnahmen wie die 
Buchpreisbindung oder der ermäßigte Mehrwertsteuersatz für Kulturgüter. Sowohl 
direkte als auch indirekte Fördermaßnahmen müssen weiterentwickelt werden können, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Kultur- und Medienproduktion zu 
gewährleisten.    
  
Sicherung von digitalen Zukunftschancen 
 
Ausnahmeregelungen dürfen nicht auf bestehende audiovisuelle Dienste und deren 
Verbreitung eingeengt werden, es muss vielmehr der digitalen Konvergenzentwicklung 
Rechnung getragen werden. Das heißt zum einen, dass die Ausnahme technologieneutral 
sein muss. Zum anderen bedeutet es, dass mit audiovisuellen Diensten alle bestehenden 
und sich künftig in diesem Bereich entwickelnde Dienste erfasst werden können sowie 
alle einhergehenden Dienste, die für den Transport, die Erbringung, den Zugang, die 
Auffindbarkeit sowie allgemein die Nutzungsmöglichkeiten dieser Dienste erforderlich 
sind. Dabei ist es kein Unterschied, ob audiovisuelle Dienste „alleinstehend“ oder 
„gebündelt“ mit anderen Diensten angeboten werden.    
 
 Erhalt und Ausbau eines hohen Schutzniveaus für Urheber- und Leistungsschutzrechte  
 
Urheber- und leistungsschutzrechtliche Fragen werden im internationalen Kontext im 
Rahmen der Weltorganisation für geistiges Eigentum (World Intellectual Property 
Organization, WIPO) verhandelt. Hier werden internationale Abkommen zum Urheber- 
und Leistungsschutzrecht geschlossen. Der Deutsche Kulturrat kann daher keinen 
zusätzlichen Nutzen darin erkennen, das Urheber- und Leistungsschutzrecht zum 
Gegenstand von TTIP zu machen. Dies umso mehr, weil sich das europäische 
Urheberrecht und das US-amerikanische Copyright-System grundlegend unterscheiden. 
Die Grundprinzipien des europäischen Urheberrechts, die den Urheber und seine 
Persönlichkeit sowie seine ökonomischen Rechte in den Mittelpunkt stellen, sind nicht 
verhandelbar.  
  
Erhalt und Ausbau der sozialen Sicherung  
 
Die ILO-Kernarbeitsnormen müssen die Grundlage zur Sicherung von 
Arbeitnehmerrechten in TTIP sein. Dazu zählt auch, dass diese Normen von beiden Seiten 
vollumfänglich anerkannt werden. Die in Deutschland bestehenden Arbeitnehmerrechte 
wie auch die in Deutschland bestehende soziale Absicherung der freiberuflichen Künstler 
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und Publizisten durch das Künstlersozialversicherungsgesetz dürfen durch das 
Freihandelsabkommen nicht angetastet werden. Unternehmen, die in Deutschland tätig 
werden, müssen sich an die geltenden europäischen bzw. nationalen Vorschriften halten 
und dürfen diese nicht unterlaufen. 
 
 
   
9.2.8 Kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten. 
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur Anhörung zur „Umsetzung der Richtlinie 
2014/26/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die 
kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten Schutzrechten und die Vergabe 
von Mehrgebietslizenzen für Rechte an Musikwerken für die Online-Nutzung im 
Binnenmarkt („VG-Richtlinie“) sowie zu weiteren Änderungen im 
Urheberrechtswahrnehmungsgesetz“ 
 
Berlin, den 15.09.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, begrüßt die schriftliche Anhörung des Bundesministeriums der 
Justiz und für Verbraucherschutz zu o.g. Umsetzung der VG-Richtlinie und erhofft, dass 
der Gesetzgeber die vorhandenen Spielräume bei der Umsetzung der Richtlinie 
ausschöpft, um die besondere soziale, kulturelle und kulturpolitische Bedeutung der 
Verwertungsgesellschaften in Deutschland zu erhalten und zu stärken. 
  
Der Deutsche Kulturrat hatte noch vor der Verabschiedung der VG-Richtlinie im Februar 
2014 am 27. Juni 2013 in seiner Stellungnahme „Verbesserungen bei EU-Richtlinie zu 
Verwertungsgesellschaften sind dringend notwendig“ betont, dass 
Verwertungsgesellschaften in Deutschland eine zentrale Rolle bei der Sicherung der 
kulturellen Vielfalt einnehmen. Er hat verdeutlicht, dass sich die Europäische Union zur 
Wahrung und Sicherung der kulturellen Vielfalt in verschiedenen Dokumenten 
verpflichtet hat. So wird in der EU-Charta auf die Bedeutung der kulturellen Vielfalt für 
Europa verwiesen. Die Europäische Union hat ebenso wie die Bundesrepublik 
Deutschland das „UNESCO-Übereinkommen über den Schutz und die Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen“ ratifiziert. Darin wird bekräftigt, dass „kulturelle 
Vielfalt ein gemeinsames Erbe der Menschheit darstelle und zum Nutzen aller geachtet 
und erhalten werden soll“. Kulturelle Vielfalt ist keine Leerformel für Sonntagsreden. Im 
Gegenteil, ein wesentlicher Bestandteil der deutschen und europäischen Kultur ist ihre 
Vielfalt, die in verschiedenen künstlerischen Formen, in populärer Kunst, aber auch in 
Werken, die nur ein kleines Publikum begeistern können, ihren Ausdruck findet. Der 
Deutsche Kulturrat setzt sich mit Nachdruck für die Wahrung und den Ausbau der 
kulturellen Vielfalt ein.  
  
Der Deutsche Kulturrat ist der Überzeugung, dass Wettbewerb gerade im Kultursektor 
nicht der beste Weg ist, um kulturelle Vielfalt zu ermöglichen und zu erhalten. Insofern 
sieht der Deutsche Kulturrat im angestrebten europäischen Wettbewerb der 
Verwertungsgesellschaften keinen Gewinn für das kulturelle Leben. Jedenfalls müssen für 
den vorgesehenen Wettbewerb der Verwertungsgesellschaften in Europa gleiche 
Bedingungen geschaffen und Absenkungen bestehender Standards verhindert werden.   
  

http://www.kulturrat.de/detail.php?detail=2577&rubrik=4
http://www.kulturrat.de/detail.php?detail=2577&rubrik=4
http://www.unesco.de/konvention_kulturelle_vielfalt.html
http://www.unesco.de/konvention_kulturelle_vielfalt.html
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Gerade in der digitalen Welt übernehmen Verwertungsgesellschaften wichtige, teilweise 
auch neue Aufgaben. Nutzer können durch Verwertungsgesellschaften in einem one-stop-
shop auf ein breites Repertoire zugreifen, da die Verwertungsgesellschaften über 
Gegenseitigkeitsverträge und andere Kooperationsverträge auch das Repertoire von 
Verwertungsgesellschaften anderer Länder lizenzieren können. Die one-stop-shop 
Verwertungsgesellschaft hat eine Zeit- und Kostenersparnis bei den Nutzern zur Folge. 
Der nunmehr angestrebte europäische Wettbewerb von Verwertungsgesellschaft 
erschwert den one-stop-shop von Verwertungsgesellschaften.    
  
Der Deutsche Kulturrat beantwortet die vom Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz aufgeworfenen Fragen wie folgt:  
   
Teil I – Verbindliche Vorgaben der VG-Richtlinie    
  
1. Sollte der Begriff der „nicht-kommerziellen Nutzungen“ in Artikel 5 Absatz 3 und 8 
konkretisiert werden?  
  
Der Deutsche Kulturrat spricht sich für eine enge Auslegung des Begriffs der „nicht-
kommerziellen Nutzung“ aus. Von einer gesetzlichen Definition sollte abgesehen 
werden, da Artikel 5 Absatz 8 der VG-Richtlinie die Verwertungsgesellschaften in die 
Pflicht nimmt, die Rahmenbedingungen für die Vergabe freier Lizenzen festzusetzen. 
Dabei sollte insbesondere zum Schutz der Urheber auch im Bereich der Lizenzierung von 
nicht-kommerziellen Nutzungen weiterhin eine zentrale Rechtewahrnehmung von 
Verwertungsgesellschaften möglich bleiben.  
 
2. Artikel 13 Absatz 1 regelt, dass Organisationen für die kollektive Rechtewahrnehmung 
Einnahmen spätestens neun Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres verteilen und an 
die Rechtsinhaber ausschütten müssen, es sei denn, die Frist kann aus objektiven 
Gründen nicht gewahrt werden. Sollte die Vorgabe „objektive Gründe“ weiter 
konkretisiert werden?    
  
Der Deutsche Kulturrat spricht sich für eine Konkretisierung der objektiven Gründe aus. 
Damit eine Ausschüttung an die Rechtsinhaber erfolgen kann, müssen den 
Verwertungsgesellschaften die abrechnungsrelevanten Daten vorliegen. Hierfür ist der 
in der VG-Richtlinie vorgesehene Zeitraum von neun Monaten sehr knapp bemessen. 
Vor diesem Hintergrund spricht viel dafür, die „objektiven Gründe“ weiter zu 
konkretisieren. Insbesondere sollte klargestellt werden, dass wie bisher längere 
Meldezeiträume der Rechtsinhaber bei Verwertungsgesellschaften möglich sind. Ferner 
darf das Gebot einer zeitnahen Ausschüttung nicht dazu führen, dass die Kosten für 
Ausschüttungen unverhältnismäßig ansteigen. 
  
3. Sollten die in Artikel 17 geregelten Informationspflichten für Nutzer näher bestimmt 
werden?    
  
Der Deutsche Kulturrat empfiehlt, die sogenannte Programmpflicht (§ 13b UrhWG) auf 
sämtliche Nutzungen zu erweitern, wie es in Erwägungsgrund 33 vorgesehen ist, 
nämlich auf sinnvolle, notwendige und den Nutzern zur Verfügung stehende Auskünfte, 
die die Verwertungsgesellschaften benötigen, um ihre Funktion erfüllen zu können. In 
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der Regel kann und muss jeder Nutzer über Art und Umfang der Nutzung die 
erforderlichen Angaben an die Verwertungsgesellschaft weiterleiten, damit die Nutzung 
erfasst, berechnet und die Vergütung an die Berechtigten verteilt werden kann. 
Einschränkungen, wie sie derzeit in § 13b Absatz 2 Satz 2 UrhWG vorgesehen sind, 
müssten im Sinne der Richtlinienkonformität entfallen. 
 
4. Artikel 34 Absatz 2 sieht vor, dass für die Zwecke des Titels III der VG-Richtlinie 
hinsichtlich konkret benannter Streitigkeiten ein alternatives Streitbeilegungsverfahren 
durchzuführen ist. Sollte mit dieser Aufgabe die Schiedsstelle nach dem UrhWG betraut 
werden, oder erscheint eine andere Stelle besser geeignet?    
  
Der Deutsche Kulturrat sieht die Schiedsstelle nach dem UrhWG als geeignete Stelle an. 
Allerdings sind deren Ressourcen dann deutlich zu erhöhen.    
  
Teil II – Optionale Vorgaben der VG-Richtlinie    
  
5. Artikel 7 Absatz 1 erklärt bestimmte Richtlinienvorschriften auf Rechtsinhaber für 
anwendbar, die zwar nicht Mitglied einer Organisation für die kollektive 
Rechtewahrnehmung sind, jedoch gesetzlich oder aufgrund einer Abtretungs-, Lizenz- 
oder sonstigen vertraglichen Vereinbarung in einem unmittelbaren Rechtsverhältnis zu 
dieser stehen. Nach Artikel 7 Absatz 2 können die Mitgliedstaaten weitere Bestimmungen 
der Richtlinie auf diese Rechtsinhaber anwenden. In welchem Umfang sollte von dieser 
Option Gebrauch gemacht werden?  
  
Das deutsche Wahrnehmungsrecht geht über die Vorgaben der VG-Richtlinie in Artikel 7 
Abs 1 hinaus (vgl. § 6 Absatz 2 UrhWG). Hieran sollte festgehalten werden.    
  
6. Artikel 8 regelt die Maßgaben, nach denen die Mitgliederversammlung von 
Organisationen für die kollektive Rechtewahrnehmung stattfindet. Die Absätze 7, 8 
Unterabsatz 2, Absatz 9 Unterabsatz 1 Satz 2, Absatz 10 Unterabsatz 2 und die Absätze 11 
bis 13 räumen den Mitgliedstaaten dazu verschiedene Regelungsoptionen ein. In 
welchem Umfang sollte von dieser Option Gebrauch gemacht werden?    
  
Der Deutsche Kulturrat hat bereits in seiner o.g. Stellungnahme während der 
Beratungen zur VG-Richtlinie kritisch gefragt, ob die angestrebte Detailtiefe der VG-
Richtlinie mit Blick auf die internen Strukturen der Verwertungsgesellschaften wirklich 
erforderlich und zielführend ist. Hier werden unmittelbar Rechte der Mitglieder 
berührt, die sie üblicherweise selbst in Satzungen niederlegen. Der Deutsche Kulturrat 
ist daher der Auffassung, dass die Satzungsautonomie der Mitglieder einer 
Verwertungsgesellschaft soweit wie möglich erhalten bleiben sollte. Hierzu gehört 
auch, dass Verwertungsgesellschaften frei sein sollten, die Möglichkeit der 
Stimmrechtsübertragung in geeigneter Weise zu begrenzen.    
  
7. Artikel 13 regelt unter anderem den Umgang mit nicht verteilbaren Beträgen. Über die 
Verwendung nicht verteilbarer Beträge entscheidet nach Artikel 13 Absatz 5 die 
Mitgliederhauptversammlung. Artikel 13 Absatz 6 eröffnet den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, die zulässigen Verwendungen von nicht verteilbaren Beträgen 
einzuschränken. In welchem Umfang soll von dieser Option Gebrauch gemacht werden?    
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Der Deutsche Kulturrat ist der Auffassung, dass von dieser Option kein Gebrauch 
gemacht werden sollte. Vielmehr sollten die zuständigen Gremien der 
Verwertungsgesellschaften über die Verwendung derartiger Beträge entscheiden.    
  
8. Nach Artikel 34 Absatz 1 können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass hinsichtlich der 
dort näher bestimmten Streitigkeiten ein alternatives Streitschlichtungsverfahren 
durchgeführt werden kann. Sollte von dieser Option Gebrauch gemacht werden und 
wenn ja, sollte mit dieser Aufgabe die Schiedsstelle nach dem UrhWG betraut werden, 
oder erscheint eine andere Stelle besser geeignet?    
  
Die Notwendigkeit einer Änderung des in Deutschland bewährten 
Zuständigkeitsgefüges von Deutschem Patent- und Markenamt, Schiedsstelle und 
ordentlichem Rechtsweg erscheint fraglich. Der Beschleunigung des derzeitigen 
Verfahrens wäre mehr gedient, in dem man über die Aufstockung der Ressourcen bei 
der bestehenden Schiedsstelle nachdenkt. Sollte der Gesetzgeber von dieser Option 
Gebrauch machen, wäre nach Auffassung des Deutschen Kulturrates die Schiedsstelle 
nach dem UrhWG die richtige Stelle für ein solches alternatives 
Streitbeilegungsverfahren. Sie müsste allerdings entsprechend personell ausgestattet 
werden.  
   
Teil III – Weitere Änderungen  
  
9. Das Urheberrechtswahrnehmungsgesetz sieht in §1 Absatz 1 UrhWG eine 
Erlaubnispflicht für die kollektive Wahrnehmung von Urheber- und verwandten 
Schutzrechten vor. Sollte die Erlaubnispflicht beibehalten werden? 
Titel III der VG-Richtlinie regelt die Voraussetzungen, die Organisationen für die kollektive 
Rechtewahrnehmung bei der Vergabe von Mehrgebietslizenzen für Online-Rechte an 
Musikwerken erfüllen müssen. Sollte die Tätigkeit auch insoweit erlaubnispflichtig sein?    
  
Der Deutsche Kulturrat spricht sich für die Beibehaltung der Erlaubnispflicht aus, da sie 
sich in Deutschland bewährt hat.    
  
10. Die Richtlinie bestimmt in Artikel 13 Absatz 1, dass die Rechtsinhabern zustehenden 
Beiträge gemäß den allgemeinen Grundsätzen für die Verteilung regelmäßig, sorgfältig 
und korrekt zu verteilen und auszuschütten sind. Nach Artikel 15 Absatz 2, Artikel 28 
Absatz 1 gelten entsprechende Pflichten auch im Verhältnis von Organisationen für die 
kollektive Rechtewahrnehmung untereinander bzw. bei der Mehrgebietslizensierung von 
Online-Rechten an Musikwerken. Sollten bei der Umsetzung dieser Richtlinienvorgaben 
die Pflicht zur Aufstellung von Verteilungsplänen in § 7 Satz 1 UrhWG und die Vorgaben 
von § 7 Satz 2 UrhWG beibehalten werden?  
 
Der Deutsche Kulturrat spricht sich für die Beibehaltung und Stärkung des § 7 Satz 1 und 
2 UrhWG aus. Insbesondere sollte die Möglichkeit in § 7 Satz 2 UrhWG erhalten bleiben, 
kulturell bedeutende Werke und Leistungen zu fördern.    
  
11. Die Richtlinie lässt es zu, dass Verwertungsgesellschaften, soziale, kulturelle oder 
Bildungsdienstleistungen erbringen (vgl. etwa Artikel 12 Absatz 4). Sollte die derzeit 
geltende Bestimmung in § 8 UrhWG insoweit beibehalten werden, wonach 
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Verwertungsgesellschaften Vorsorge- und Unterstützungseinrichtungen für die Inhaber 
der von ihr wahrgenommen Rechte und Ansprüche einrichten sollen?    
  
Der Deutsche Kulturrat spricht sich ausdrücklich dafür aus, dass die 
Verwertungsgesellschaften weiterhin Vorsorge- und Unterstützungseinrichtungen im 
Sinne des § 8 UrhWG einrichten und unterhalten können sollen. Darüber hinaus hält es 
der DKR für erforderlich, klarzustellen, dass die Verwertungsgesellschaften auch 
kulturpolitische Initiativen sowie Initiativen zur Stärkung des Urheberrechts 
unterstützen können.    
  
12. Eine Verwertungsgesellschaft ist nach § 11 Absatz 1 UrhWG ausdrücklich verpflichtet, 
auf Grund der von ihr wahrgenommenen Rechte jedermann auf Verlangen zu 
angemessenen Bedingungen Nutzungsrechte einzuräumen (Abschlusszwang). Sollte die 
Regelung – kombiniert mit der in § 11 Absatz 2 UrhWG vorgesehenen 
Hinterlegungsmöglichkeit – angesichts der Vorgaben aus Artikel 16 Absätze 1 und 2 
modifiziert werden?    
  
Der bislang bestehende Abschlusszwang ist vor allem durch die faktische 
Monopolstellung der Verwertungsgesellschaften in Deutschland gerechtfertigt und 
sollte im Grundsatz beibehalten werden, soweit diese faktischen Monopole noch 
bestehen. Eine Hinterlegungspflicht für gesetzliche Vergütungsansprüche wird vom 
Deutschen Kulturrat für dringend erforderlich erachtet.    
  
13. Die Verwertungsgesellschaft ist nach § 12 UrhWG grundsätzlich verpflichtet, 
Gesamtverträge zu angemessenen Bedingungen abzuschließen. Sollte diese Verpflichtung 
beibehalten werden?    
  
Die Pflicht zum Abschlusszwang von Gesamtverträgen hat sich ausdrücklich bewährt. 
Der Deutsche Kulturrat hält auch deshalb faktische Monopole bei 
Verwertungsgesellschaften für den richtigen Weg und ist der Auffassung, dass dieses 
Modell in Deutschland beibehalten werden soll. Wenn faktische Monopole bestehen, 
ist der Abschlusszwang auch im Hinblick auf Gesamtverträge gerechtfertigt.    
  
14. Wie kann aus Ihrer Sicht die Aufsicht über die Verwertungsgesellschaften effektiver 
ausgestaltet werden (vgl. Koalitionsvertrag, Seite 133)? Ist es in diesem Zusammenhang 
erwägenswert, für Streitigkeiten über Verwaltungsakte der Staatsaufsicht den Rechtsweg 
zum Bundespatentgericht mit letztinstanzlicher Überprüfung durch den 
Bundesgerichtshof zu eröffnen, der ansonsten in Urheberrechtsfragen letztinstanzlich 
urteilt?    
  
Der Deutsche Kulturrat sieht in erster Linie das Erfordernis das Deutsche Patent- und 
Markenamt sowie das zuständige Fachreferat im Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz personell besser auszustatten, um die Aufsicht effektiver 
umzusetzen. Den Vorschlag, für Streitigkeit über Verwaltungsakte der Rechtsaufsicht 
den Rechtsweg zum Bundespatentgericht und Bundesgerichtshof zu eröffnen, erscheint 
sinnvoll. 
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15. Wie können nach Ihrer Auffassung die Verhandlungen und Streitigkeiten über die 
Höhe der Privatkopievergütung schneller, effizienter und einfacher gestaltet werden (vgl. 
Koalitionsvertrag, Seite 133)?  
  
Bereits im Jahr 2006 hat der Deutsche Kulturrat unterstrichen, dass er die im Zuge von 
Korb II Urheberrecht in der Informationsgesellschaft vorgeschlagenen Regelungen zur 
Vergütungshöhe für nicht geeignet hält, den Urhebern eine angemessene Vergütung für 
die Nutzung ihrer Werke zu sichern. Der Deutsche Kulturrat hat daher die Abgeordneten 
des Deutschen Bundestags aufgefordert, die von Experten vorgetragenen Argumente 
genau zu prüfen und dem Vorschlag der Bundesregierung zur Neuregelung der 
Vergütungshöhe nicht zu folgen. Mit Blick auf die ansonsten zu erwartenden 
Verschlechterungen für die Urheber erachtete es der Deutsche Kulturrat für geeigneter, 
wenn weiterhin der Gesetzgeber oder aber der Verordnungsgeber die Vergütungshöhe 
festlegt.    
  
Leider haben sich die Befürchtungen des Deutschen Kulturrates bestätigt, dass sich die 
Regelungen zur Vergütungshöhe nicht bewährt haben. Der Deutsche Kulturrat schlägt 
angesichts der schlechten Erfahrungen mit der geltenden Praxis erneut vor, die 
Vergütungshöhe für gesetzliche Vergütungsansprüche auf dem Verordnungsweg 
festzulegen und gesetzlich vorzuschreiben, dass eine regelmäßige Anpassung der 
Vergütungshöhe erfolgen muss.    
  
Sollte dieser Vorschlag keine Berücksichtigung finden, regt der Deutsche Kulturrat an, 
dass die Verfahren zur Vergütungsfestsetzung nach geltendem Recht deutlich zu 
beschleunigen. Das gilt insbesondere in Hinblick auf den Vorschlag ein selbständiges 
Verfahren bei der Schiedsstelle für die Einholung von empirischen Untersuchungen zu 
schaffen.  
   
16. Wie sollte aus Ihrer Sicht eine Hinterlegungspflicht für gesetzliche 
Vergütungsansprüche ausgestaltet sein (vgl. Koalitionsvertrag Seite 133)? Insbesondere: 
Wie sollte der zu hinterlegende Betrag bemessen werden; sollte die Möglichkeit einer 
Überprüfung der Höhe der Sicherheitsleistung eröffnet werden?    
  
Der Deutsche Kulturrat unterstreicht nachdrücklich, dass er die Einführung einer 
Hinterlegungspflicht für gesetzliche Vergütungsansprüche angesichts der Länge der 
Verhandlungen über die Tarife und der Schnelllebigkeit des Marktes bei Geräten und 
Speichermedien für dringend erforderlich erachtet.    
  
Teil IV – Sonstige Änderungen  
  
17. Welche sonstigen Änderungsvorschläge im Kontext der kollektiven 
Rechtewahrnehmung sollten aus Ihrer Sicht aufgegriffen werden?    
  
Der Deutsche Kulturrat greift gerne die Gelegenheit auf, weitere Anregungen für 
Regelungen im Kontext der kollektiven Rechtewahrnehmung zu geben.  
  
Wie eingangs bereits formuliert, hält der Deutsche Kulturrat den angestrebten 
stärkeren Wettbewerb der Verwertungsgesellschaften für nicht wegweisend. 
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Insbesondere mit Blick auf das eigentliche Erfordernis nach one-stop-shop-Lösungen in 
der digitalen Welt ist der Wettbewerb von Verwertungsgesellschaften eher hinderlich 
als zielführend. Besonders im Bereich der gesetzlichen Vergütungsansprüche, die in 
Deutschland ganz überwiegend nur von Verwertungsgesellschaften wahrgenommen 
werden können, erscheint ein solcher Wettbewerb problematisch. Es sollte deshalb 
zumindest sichergestellt werden, dass derartige Vergütungsansprüche nur von 
Verwertungsgesellschaften wahrgenommen werden können, die in Deutschland 
niedergelassen sind und damit den Regelungen des UrhWG unter der Aufsicht des 
Deutschen Patent- und Markenamts unterliegen.  
  
Die Verpflichtungen aus Artikel 6 Absatz 1 der VG-Richtlinie sollen auch für 
Verwertungsgesellschaften gelten, die eine nicht-mitgliedschaftliche Rechtsform haben. 
    
Für Verwertungsgesellschaften, die Urheber und Verleger gemeinsam vertreten, sollte 
klargestellt werden, dass sie wie bisher auf der Grundlage ihrer Verteilungspläne 
Auszahlungen an Urheber und Verlage vornehmen können. Generell sollte im Bereich 
der Verwertungsgesellschaften klargestellt werden, dass die durch die zuständigen 
Gremien beschlossenen Verteilungspläne individuellen Vereinbarungen zwischen 
Urhebern und Verwertern vorgehen.    
  
Ferner sollte klargestellt werden, dass zur Identitätsfeststellung der Rechtsinhaber, 
sofern es sich um natürliche Personen handelt, von Verwertungsgesellschaften eine 
Kopie des Personalausweises verlangt werden kann. Hierbei soll sich an den 
Vorschriften von § 94 Absatz 4 TKG orientiert werden.  
 
 
 
9.2.9 Zum Umgang mit NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut. Stellungnahme 
des Deutschen Kulturrates  
 
Berlin, den 24.09.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, positioniert sich in dieser Stellungnahme zum Umgang mit 
Kulturgut, welches durch direkte Auswirkung der NS-Politik entzogen, d.h. geraubt oder 
abgepresst wurde. Unter Kulturgut werden hier Werke der bildenden Kunst, Archivalien, 
Bücher und weitere Artefakte wie z.B. Musikalien, technisch-naturwissenschaftliche und 
kunstgewerbliche Gegenstände etc. verstanden. Der Deutsche Kulturrat beschränkt sich 
aufgrund der aktuellen Debatten zur Neuordnung der Provenienzrecherche von NS-
verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut bewusst auf diese Zeit, wohlwissend, dass 
Raub von Kulturgut auch in anderen Kontexten stattgefunden hat und immer noch 
stattfindet. Er unterstreicht, dass die Diskussion um NS-verfolgungsbedingt entzogenes 
Kulturgut getrennt von der Debatte um Kulturgut, welches in der Aktion »Entartete 
Kunst« beschlagnahmt wurde, gesehen werden muss.  
  
Materieller und ideeller Wert von geraubtem Kulturgut    
  
Der Deutsche Kulturrat betont mit dieser Stellungnahme nachdrücklich, dass die Debatte 
um NS-verfolgungsbedingt entzogene Kulturgüter nicht nur oft erhebliche materielle, 
sondern ebenso stets auch wesentliche ideelle Werte einschließt. Zurückgegebenes NS-
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verfolgungsbedingt entzogenes Kulturgut ist oft die einzige materielle Erinnerung, die die 
Nachfahren von Verfolgten des NS-Regimes haben.  
  
Die Enteignung und der Raub von Kulturgut gingen mit Entrechtung und Verfolgung 
einher. Bereits 1945 war der Raub des Eigentums von Juden in der NS-Zeit, worunter 
ausdrücklich auch der Raub von Kulturgut gefasst wurde, als Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit eingestuft worden. Obwohl nach Kriegsende erhebliche Anstrengungen 
unternommen wurden, geraubtes Kulturgut aufzufinden und seinen rechtmäßigen 
Eigentümern zurückzugeben, blieben damals zahlreiche Fälle ungeklärt. Erst die Ereignisse 
nach dem Mauerfall haben erneut Bewegung in die Thematik gebracht. Zwar wurde in 
den letzten Jahren viel unternommen, um den Verbleib von in der NS-Zeit geraubtem 
Kulturgut zu klären, doch zeigt sich, dass diese Anstrengungen noch nicht genügen. Es 
entsteht hieraus eine moralische Verpflichtung, der die Verantwortlichen in 
Kulturinstitutionen und Kulturpolitik gerecht werden müssen. 
  
Entschädigungs- und Restitutionspolitik bis 1998    
  
Noch während des Zweiten Weltkrieges, im Jahr 1943, hatten sich die Alliierten auf die 
Rückgabe der von den Nationalsozialisten erfolgten Enteignungen verständigt. Im April 
1947 verfügte der Alliierte Kontrollrat, dass Vermögenswerte kirchlicher, karitativer, 
gewerkschaftlicher und politischer Einrichtungen ohne Prüfung zurückgegeben werden 
müssten.  
  
In der amerikanischen Besatzungszone wurde 1947 und in der britischen 1949 das 
Militärregierungsgesetz Nr. 59 erlassen, das den ersten gesetzlichen Rahmen für die 
Restitution von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut bildete. Als Stichtag wurde 
der 15.09.1935 eingeführt. Verkäufe nach diesem Stichtag konnten generell angefochten 
werden, da von einer Zwangslage auszugehen sei. Ausdrücklich wurden 
Kulturgegenstände und Gegenstände von besonderem künstlerischem Wert erwähnt, die 
aus Privatbesitz NS-Verfolgter stammen.  
  
In der Bundesrepublik Deutschland erfolgte eine Überleitung von Gesetzen der 
Militärverwaltung. Im Jahr 1953 wurde das Bundesergänzungsgesetz und im Jahr 1956 
das Bundesentschädigungsgesetz beschlossen; beide sollten unter dem heute 
problematisch gesehenen Begriff »Wiedergutmachung« NS-Verfolgte, die in der 
Bundesrepublik Deutschland lebten, entschädigen. Im Jahr 1965 wurde das 
Bundesentschädigungsgesetz novelliert. In ihm wurden unter anderem Verjährungsfristen 
verlängert und Regelungen auch für nach Israel ausgewanderte Juden getroffen.    
  
Die junge Bundesrepublik wollte mit der Novellierung des Bundesentschädigungsgesetzes 
dieses Thema endgültig abschließen. In der DDR gab es keine der Bundesrepublik 
vergleichbaren Regelungen.    
  
Washingtoner Erklärung aus dem Jahr 1998  
  
Die Washingtoner Erklärung aus dem Jahr 1998 und spektakuläre Restitutionsansprüche 
führten erneut zu einer verstärkten gesellschaftlichen Debatte zu NS-verfolgungsbedingt 
entzogenem Kulturgut. Das Erfordernis einer umfassenden Provenienzrecherche wurde 
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offensichtlich. Bund, Länder und die Kommunalen Spitzenverbände haben sich 1999 im 
Nachgang zur Washingtoner Erklärung auf die »Gemeinsame Erklärung« verständigt, die 
auf dem Grundsatz der in der Washingtoner Erklärung formulierten Maxime des fairen 
und gerechten Ausgleichs basiert. Diese Handreichung gilt für NS-verfolgungsbedingt 
entzogenes Kulturgut, das sich im Besitz der öffentlichen Hand befindet.  
  
Die Handreichung weist einen Weg für den Umgang öffentlicher Kultureinrichtungen mit 
Restitutionsforderungen. In strittigen Fällen kann die »Beratende Kommission« zusätzlich 
eine Empfehlung abgeben, sofern sie von beiden Parteien angerufen wird.  
  
Noch vor der Washingtoner Erklärung wurde im Jahr 1994 die »Koordinierungsstelle für 
Kulturgutverluste« in Magdeburg ins Leben gerufen, die unter anderem in der Datenbank 
»lostart.de« Kulturgut ausweist, das wahrscheinlich NS-verfolgungsbedingt entzogen 
wurde.    
  
Seit 2008 stellt Die Beauftragte der Bundesregierung für Kultur und Medien (BKM) 
Projektmittel von 1 Million Euro zur Verfügung, damit über die beim Institut für 
Museumsforschung der Staatlichen Museen zu Berlin Preußischer Kulturbesitz 
angebundene »Arbeitsstelle für Provenienzforschung« Recherchen zur 
Herkunftsgeschichte in Kultureinrichtungen wie Museen oder Bibliotheken durchgeführt 
werden können. Im Jahr 2014 hat der Bund seine Projektförderung zur Unterstützung von 
Provenienzrecherche verdoppelt. Der Deutsche Kulturrat begrüßt diese Etaterhöhung 
und die für das kommende Jahr geplante weitere Verdopplung ausdrücklich.  
  
Ebenso sollen bis Anfang des kommenden Jahres die bisherigen Bund-Länder-Aktivitäten 
zur Provenienzrecherche gebündelt und in einem »Deutschen Zentrum 
Kulturgutverluste«, so der derzeitige Arbeitstitel, zusammengefasst werden. Der 
Deutsche Kulturrat begrüßt die Planungen zur besseren Verzahnung und Abstimmung 
der Aktivitäten. Eine Zukunftsaufgabe sollte die Überarbeitung und Vernetzung der 
bestehenden Datenbanken sein.    
  
Für die Restitutionsforschung brauchen öffentliche Kultureinrichtungen, private 
Kunstbesitzer und der Kunsthandel funktionierende Werkzeuge. Vernetzte Datenbanken 
müssen dem Handel und privaten Kunstsammlern zugänglich gemacht werden. Sie 
müssen sich insbesondere durch verlässliche Informationen auszeichnen. Aktuell werden 
in der Datenbank »lostart.de« auch Objekte geführt, deren Restitution schon 
abgeschlossen ist oder auch Objekte, die keiner Sammlung zugeordnet werden können. 
Letzteres gilt insbesondere für multiple Kunst. In der Datenbank »lostart.de« verzeichnete 
Werke sind auf dem Kunstmarkt nicht zu veräußern. Der Deutsche Kulturrat fordert, dass 
die Ressourcen zur Pflege der Datenbank »lostart.de« aufgestockt werden. Ebenso 
müssen die Kriterien zur Einstellung von Kulturgütern geschärft werden. Das geplante 
»Deutsche Zentrum Kulturgutverluste« sollte im Streitfall kompetent darüber 
entscheiden können, ob ein Kulturgut zu Recht oder zu Unrecht in der Datenbank 
»lostart.de« aufgeführt ist.    
  
In den von ihm geförderten Kultureinrichtungen wie der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
ist der Bund bei der Provenienzforschung mit gutem Beispiel vorangegangen. Der 
Deutsche Kulturrat geht davon aus, dass der Bund diesen Weg konsequent weiter 
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beschreitet und hierfür die entsprechenden Mittel bei Zuwendungen an die von ihm 
geförderten Einrichtungen bereitstellt.    
  
Verantwortung der Länder  
  
Der Bund hat mit der Unterzeichnung der »Washingtoner Erklärung« und mit der 
Bereitstellung finanzieller Ressourcen ein Zeichen gesetzt. Er unterstreicht damit die 
Notwendigkeit der Restitution von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut, nimmt 
diese kulturpolitisch bedeutsame Aufgabe an und betreibt sie aktiv. Der Deutsche 
Kulturrat sieht die Länder in der Pflicht, in der Förderung ihrer Kultureinrichtungen 
ebenso Verantwortung für die Provenienzrecherche und, wenn erforderlich, zur 
Restitution von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut zu übernehmen. 
Verschiedene Länder haben in Kulturkonzepten, Kulturberichten, 
Kulturentwicklungsplänen oder –  wie in Nordrhein-Westfalen geplant – in einem 
Kulturfördergesetz ihre kulturpolitischen Akzente und Verfahren beschrieben. In der 
Kulturpolitik dürfen die Forschungsaufgaben in Kultureinrichtungen nicht vernachlässigt 
werden. Der Deutsche Kulturrat erwartet, dass auch die Länder – angestoßen durch die 
aktuellen Diskussionen um NS-verfolgungsbedingt entzogenes Kulturgut – zusätzliche 
Mittel für die Provenienzrecherche bereitstellen.    
  
Verantwortung der Kommunen  
  
Die »Gemeinsame Erklärung« wurde im Jahr 1999 von Bund, Ländern und den 
Kommunalen Spitzenverbänden verabschiedet. Insofern müssen auch die Kommunen, die 
oftmals Träger von Kultureinrichtungen sind, sich ihrer Verantwortung stellen. Hier 
bestehen zusätzliche Möglichkeiten einer Vernetzung mit lokalen erinnerungspolitischen 
Aktivitäten, um den Kontext, der zum NS-verfolgungsbedingten Entzug von Kulturgut 
führte, zu verdeutlichen. Einige Kommunen, wie z.B. München, sind in ihrer Förderpolitik 
mit gutem Beispiel vorangegangen. Der Deutsche Kulturrat sieht das Erfordernis, dass 
weitere Kommunen Mittel zur Provenzienzrecherche in den von ihnen geförderten 
Kultureinrichtungen bereitstellen.    
  
Verantwortung der Kultureinrichtungen und -verbände  
  
Verschiedene Direktoren und Leiter von Kultureinrichtungen sind in den letzten Jahren 
mit gutem Beispiel vorangegangen und haben die Bestände ihrer Einrichtung gründlich 
auf NS-verfolgungsbedingt entzogenes Kulturgut untersuchen lassen. Sie haben damit ein 
Schweigen in den Kultureinrichtungen durchbrochen und den Weg für eine 
Auseinandersetzung mit der Geschichte der Einrichtungen geebnet. Diese Beispiele 
sollten für alle Verantwortliche in Kultureinrichtungen ein Ansporn sein, ähnliche 
Aktivitäten zu unternehmen. Ebenso sind positive Ansätze eines Diskurses in den 
Fachverbänden zu erkennen. So haben sich beispielsweise Arbeitskreise von Experten der 
Provenienzforschung etabliert. Der Deutsche Kulturrat ermutigt die Verantwortlichen in 
Kultureinrichtungen und Verbänden, diesen Weg der Erforschung der Geschichte und 
des Diskurses weiterzugehen. Damit Provenienzrecherche betrieben werden kann, 
müssen allerdings erhebliche Mittel von der öffentlichen Hand zur Verfügung gestellt 
werden.    
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Verantwortung der Hochschulen  
  
An den Hochschulen spielt die Erforschung des Kunstmarktes gegenwärtig eine 
untergeordnete Rolle und dies obwohl der Besitzwechsel von Kulturgut fast immer über 
den Kunstmarkt vonstatten ging und geht. Im Kontext der aktuellen Fragen bedarf es 
mithin nicht nur der Einrichtung von Studiengängen zur Provenienzrecherche, diese 
sollten zum besseren Verständnis der jeweiligen Kontexte stets auch von Lehr- und 
Forschungsangeboten zum Kunstmarkt flankiert werden. Der Verband deutscher 
Kunsthistoriker hat jüngst sehr deutliche Zeichen gegeben, dass er sich dieser 
Verantwortung stellen möchte. Der Deutsche Kulturrat begrüßt diese Zeichen. Er sieht 
Handlungsbedarf, diese Angebote auszubauen und zu verstetigen. Dazu gehören auch 
die wissenschaftliche Reflexion der Provenienzrecherche und die Weiterentwicklung 
der bestehenden Methoden und Arbeitsweisen. Die Erforschung der Geschichte des 
Kunsthandels im 20. Jahrhundert ist dabei mit zu berücksichtigen. Der Bund sollte diese 
Entwicklung unterstützen, indem er gezielt Drittmittel für die Förderung von 
Kunstmarkt- und Provenienzforschung an geeigneten Hochschulen zur Verfügung stellt. 
    
Verantwortung des Kunst- und Auktionshandels    
  
Der verantwortliche Kunst- und Auktionshandel fühlt sich an die Grundsätze der 
»Gemeinsamen Erklärung« gebunden und setzt diese um, obwohl sie de jure für ihn nicht 
gelten. Der Kunst- und Auktionshandel unterstützt zumeist diskret und ohne viel 
Aufheben Besitzer und Sammler bei der Provenienzrecherche. Belastete Werke sind in 
Deutschland faktisch nicht veräußerbar. Mit der Einrichtung des Artloss-Registers hat der 
internationale Kunsthandel schon vor Jahrzehnten ein bedeutendes Instrument für die 
Ermittlung von gestohlenem und auch von NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut 
etabliert. Kunsthandlungen haben sich erst zum Teil ihrer Geschichte gestellt und 
insbesondere die NS-Zeit aufgearbeitet. Allerdings fehlt es den Firmen oft an Ressourcen, 
die eine Aufarbeitung der eigenen Geschichte ermöglichen. Überdies gingen über die 
Jahre zahllose Archivbestände von Kunsthandelsfirmen zugrunde, eine Entwicklung, die 
vielerorts immer noch anhält. Mit der Unterstützung des Zentralarchivs des 
Internationalen Kunsthandels (ZADIK) in Köln setzt der Bundesverband Deutscher 
Galerien und Kunsthändler (BVDG) ein deutliches Zeichen für den Erhalt von 
Kunsthandelsarchiven. Diese und weitere Bemühungen für den Erhalt von 
Kunsthandelsarchiven sollten durch das geplante »Deutsche Zentrum 
Kulturgutverluste« koordiniert und gefördert werden, etwa indem gezielt Mittel für den 
Erhalt und die Erforschung von Handelsarchiven ausgelobt werden. Ebenso sollte das 
geplante »Deutsche Zentrum Kulturgutverluste« eine Beratungsstelle für Fragen rund 
um den NS-verfolgungsbedingten Entzug von Kulturgut im Handel einrichten, welche 
insbesondere den Kunsthandelsverbänden als Ansprechpartner zur Verfügung stehen 
sollte. Im Kunsthandel selbst sollten Händlern und Galeristen die besondere Bedeutung, 
die der Archivierung und Provenienzrecherche zukommt, über die Verbände vermittelt 
werden. Die Verbände des Kunst- und Auktionshandels sollten in ihren Präambeln 
analog zur Sorgfaltspflicht bezüglich der Echtheit der von ihnen gehandelten Objekte 
eine Überprüfung eventuell restitutionsbelasteter Stücke durch entsprechende 
Forschung aufnehmen und damit gegenüber den Mitgliedern einen gewissenhaften 
Umgang mit der Provenienzrecherche anmahnen. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, 
dass nicht jedes Objekt, das zwischen 1933 und 1945 keine lückenlose Provenienz hat, 
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automatisch restitutionsbelastet ist. Die Kunsthandelsverbände sollten den Verkauf von 
Objekten mit eindeutig belasteten Provenienzen ausdrücklich ächten.  
  
Verantwortung der privaten Sammler und Besitzer    
  
Die »Washingtoner Erklärung« gilt ausschließlich für öffentliche Kultureinrichtungen und 
weder für private Sammler und Besitzer noch für den Handel. Gleichwohl gilt der 
Grundsatz der gemeinsamen Erklärung: »Privatrechtlich organisierte Einrichtungen und 
Privatpersonen werden aufgefordert, sich den niedergelegten Grundsätzen und 
Verfahrensweisen gleichfalls anzuschließen.« Viele Sammler und Besitzer, die Werke 
teilweise geerbt haben, sind sehr an der Klärung der Provenienz der in ihrem Besitz 
befindlichen Werke interessiert und oft auch bereit, gerechtfertigte Ansprüche auf faire 
und gerechte Weise zu regeln. Angesichts des Streubesitzes von Kulturgut liegt jedoch auf 
der Hand, dass die allermeisten Sammler nicht über die Zeit und die Ressourcen verfügen 
können, um sich mit den oft äußerst komplexen Problemen der Provenienzrecherche 
auseinanderzusetzen. Für die Restitutionsforschung brauchen private Kunstbesitzer wie 
der Handel ein funktionierendes Werkzeug. Hierzu gehören die notwendige Vernetzung 
von Datenbanken sowie die dringend erforderliche Überarbeitung des »lostart«-
Registers. Der Deutsche Kulturrat ist der Auffassung, dass in die durch Projektmittel 
unterstützte Provenienzrecherche auch Privatsammlungen einbezogen werden sollten. 
Überdies sollte das geplante »Deutsche Zentrum Kulturgutverluste« mindestens eine 
Handreichung für Privatsammler zur Verfügung stellen, welche geeignete 
Vorgehensweisen bei der Provenienzrecherche aufzeigt und im Falle von belasteten 
Provenienzen mögliche Ansätze für faire und gerechte Lösungen skizziert.    
  
Gute Standards müssen durchgesetzt werden  
  
Die bestehenden positiven Beispiele der Provenienzrecherche und der Befassung mit dem 
Thema »NS-verfolgungsbedingt entzogenes Kulturgut« durch Kultureinrichtungen und 
Hochschulen, durch Kunsthandlungen und private Sammler müssen Schule machen. Der 
Umgang mit NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut ist kein Thema, das sich 
schnell erledigen lässt. Es muss zügig und beherzt, aber mit langem Atem angegangen 
werden. Hierfür müssen die entsprechenden Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.  
  
Die Rahmenbedingungen sind nicht zuletzt dank der »Washingtoner Erklärung«, die auf 
faire und gerechte Lösungen abhebt und bei Kunst im Besitz der öffentlichen Hände keine 
Verjährung kennt, ausreichend. Entscheidend sind die konsequente Umsetzung sowie das 
Bewusstsein und der Respekt vor der Individualität jedes einzelnen Falls.  
  
 
 
9.2.10 Resolution: EU-Grundrechtecharta mit Leben erfüllen. Sechs Forderungen an das 
Europäische Parlament anlässlich der Neubesetzung der EU-Kommission 
 
Berlin, den 24.09.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, hat sich in seiner Sprecherratssitzung mit den anstehenden 
Anhörungen und Befragungen der designierten EU-Kommissare im Europäischen 
Parlament befasst. Die neu zu bestellende EU-Kommission wird in den kommenden fünf 
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Jahren neben dem Europäischen Rat und dem Europäischen Parlament entscheidend den 
weiteren Integrationsprozess innerhalb Europas sowie das Handeln Europas gegenüber 
Drittstaaten prägen.    
  
Im Jahr 2014 erinnern wir in Europa an den Beginn des Ersten Weltkriegs vor hundert 
Jahren und den Beginn des Zweiten Weltkriegs vor 75 Jahren. Dieses Erinnern ist zugleich 
eine Verpflichtung für die Zukunft. Das friedliche Zusammenleben in Europa muss immer 
wieder neu mit Leben gefüllt werden und bedeutet eine Verantwortung für das 
Zusammenleben mit den Nachbarn.    
  
In der »Charta der Grundrechte der Europäischen Union« (EU-Grundrechtecharta) haben 
die unterzeichnenden Staaten die Grundwerte der Europäischen Union beschrieben. Zu 
diesen Grundwerten gehören neben der Würde des Menschen, der Freiheit, Gleichheit 
und Solidarität auch die Erhaltung und Entwicklung der kulturellen Vielfalt, das Recht auf 
freie Meinungsäußerung, die Medienfreiheit und -pluralität, der Schutz geistigen 
Eigentums sowie die Kunst- und Forschungsfreiheit.    
  
Der Deutsche Kulturrat fordert die Mitglieder des Europäischen Parlaments auf, die 
designierten EU-Kommissarinnen und EU-Kommissare auf die EU-Grundrechtecharta zu 
verpflichten und mit Blick auf deren Arbeitsprogramme die Umsetzung einzufordern.    
  
Im Einzelnen fordert der Deutsche Kulturrat die Mitglieder des Europäischen Parlaments 
auf:  
  
1. Kulturelle Vielfalt zur Richtschnur kulturpolitischen Handelns machen    
  
Der Erhalt, die Stärkung und die Weiterentwicklung der kulturellen Vielfalt muss die 
Richtschnur kulturpolitischen Handelns auf europäischer und internationaler Ebene sein. 
Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union verfügen über eine bemerkenswerte 
kulturelle Vielfalt, die über Jahrhunderte gewachsen ist, sich kontinuierlich verändert, im 
zeitgenössischen künstlerischen Schaffen und durch Angebote der kulturellen Bildung 
weiterentwickelt wird. Diese kulturelle Vielfalt muss gesichert und ausgebaut werden. 
Das gilt insbesondere in Krisenzeiten, wenn gravierende Einschnitte in die kulturelle 
Substanz vorgenommen werden. Der Deutsche Kulturrat appelliert daher nachdrücklich 
an das Europäische Parlament, die designierten EU-Kommissare zu befragen, wie sie die 
von der Europäischen Union ratifizierte „UNESCO-Konvention über den Schutz und die 
Förderung der Vielfalt kultureller Ausdrucksformen“ (Konvention Kulturelle Vielfalt) 
umsetzen wollen. Dies gilt insbesondere mit Blick auf internationale 
Handelsabkommen. Der Deutsche Kulturrat unterstreicht, dass die Umsetzung der 
Konvention Kulturelle Vielfalt eine Aufgabe aller Ressorts der neuen EU-Kommission ist. 
   
2. Kunst-, Medien- und Pressefreiheit sichern    
  
Die Kunst-, Medien- und Pressefreiheit gehören zu den zentralen Grundwerten 
demokratischer Staaten. In der EU-Grundrechtecharta haben sie daher einen wichtigen 
Stellenwert. Demokratische Gemeinwesen leben vom gesellschaftlichen Diskurs, der sich 
in den Medien spiegeln muss und denen freie, unabhängige Medien ein Forum bieten 
müssen. Die Kunstfreiheit wurde in Europa mühsam erkämpft. Kunstfreiheit bezieht sich 
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auf das künstlerische Schaffen und die öffentliche oder private Förderung künstlerischer 
Produktionen. Der Deutsche Kulturrat fordert die Abgeordneten des Europäischen 
Parlaments auf, die designierten EU-Kommissare zu befragen, wie sie die Kunst-, Presse- 
und Medienfreiheit sichern wollen und welche Maßnahmen sie ergreifen wollen, wenn 
ein Mitgliedstaat gegen die Einhaltung dieser Grundwerte verstößt.    
  
3. Urheber in Digitalisierungsdiskussion in den Mittelpunkt rücken  
  
Die Digitalisierung ist ein Epochenumbruch in mannigfacher Hinsicht. Tradierte 
Vorstellungen über das Verhältnis von Künstlern, von Vermittlern und von Nutzern gelten 
nicht mehr in gleichem Maße wie in der analogen Welt. Umso mehr gilt es zu 
unterstreichen, dass das Internet eine technische Infrastruktur mit der Möglichkeit der 
Teilhabe an Kunst und Kultur sowie der Verbreitung künstlerischer Werke ist. Es erwächst 
hieraus die Anforderung, den Wert kreativer Leistungen stärker zu vermitteln und zu 
verdeutlichen. Dazu gehört auch, die Kenntnis und die Akzeptanz des Urheberrechts zu 
verbreitern und zu vertiefen. In der EU-Grundrechtecharta wird der Schutz des geistigen 
Eigentums als Grundrecht eigens erwähnt. Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments auf, die designierten EU-Kommissare zu 
befragen, wie sie dafür Sorge tragen wollen, dass kreative Leistungen als geistiges 
Eigentum geachtet, geschützt und bei Nutzung eines Werks vergütet werden müssen. 
Ein durchsetzungsstarkes Urheberrecht ist in der analogen wie der digitalen Welt 
unerlässlich. Es dient dem Schutz des Urhebers und seines Werks und schafft Anreize 
zur Schöpfung neuer Werke. Dieser Schutz muss in der digitalen Welt, in der territoriale 
Grenzen keine Rolle mehr spielen, aufrechterhalten und verbessert werden.    
  
4. Datenschutz und Privatsphäre gewährleisten    
  
Die digitalen Techniken ermöglichen die sekundenschnelle Weitergabe von Texten, 
Tönen, Filmen und Bildern. Dieses ist eine große Chance für den Kulturbereich, da 
dadurch die Weitergabe künstlerischer Werke gefördert werden kann. Zugleich sieht der 
Deutsche Kulturrat mit Sorge, dass die Privatsphäre verletzt wird, hemmungslos Daten 
weitergegeben und ohne Anlass gespeichert werden. Damit werden auch in der EU-
Grundrechtecharta beschriebene Grundrechte verletzt. Der Deutsche Kulturrat fordert 
die Abgeordneten des Europäischen Parlaments auf, die designierten EU-Kommissare zu 
befragen, wie sie sich im europäischen und internationalen Kontext für einen starken 
Datenschutz einsetzen wollen. Die Akzeptanz digitaler Techniken ist eng mit der 
Wahrung des Datenschutzes verbunden.    
   
5. Zusammenwachsen Europas als kulturelle Aufgabe begreifen    
  
Das Zusammenwachsen der europäischen Mitgliedstaaten ist eine weiterhin bestehende 
Aufgabe. Trotz der zunehmenden wirtschaftlichen Integration gelingt es vielfach noch 
nicht, den Mehrwert eines geeinigten Europas den Bürgern zu vermitteln. Europa 
erscheint vielen Bürgern als inhaltsleer, bürokratisch und fern ab. Dieser Eindruck steht in 
einem Gegensatz zur realen Bedeutung europäischer Diskussions- und 
Entscheidungsprozesse. Von Entscheidungsträgern wird die europäische Kultur vielfach 
als Appendix zur Wirtschaftsgemeinschaft verstanden und dabei verkannt, welche Rolle 
Kultur und hier besonders der Kulturaustausch und kulturelle Bildung im 
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zusammenwachsenden Europa übernehmen kann. Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments auf, die designierten EU-Kommissare zu 
befragen, wie sie das Zusammenwachsen Europas als kulturelle Aufgabe begreifen und 
wie sie dieses Zusammenwachsen stärken wollen.    
  
6. Kulturpolitik vernetzt denken    
  
Kultur- und Medienpolitik werden nicht allein im Kulturressort gestaltet. Viele andere 
Ressorts, wie z.B. Rechtssetzung und Grundrechtecharta, Digitaler Binnenmarkt, Euro und 
sozialer Dialog, Wettbewerb, Digitale Wirtschaft und Gesellschaft, Wirtschafts- und 
Finanzangelegenheiten, Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, Binnenmarkt und 
Industrie, Migration und Inneres, Forschung, Wissenschaft und Innovation sowie Handel 
sind ebenfalls mit kultur- und medienpolitischen Fragen befasst. In erster Linie ist Kultur 
in der Lage, spezifische Bindungsqualitäten innerhalb Europas hervorzubringen und auf 
Dauer eine europäische Identität zu ermöglichen. Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Abgeordneten des Europäischen Parlaments auf, die designierten EU-Kommissare zu 
befragen, wie sie eine integrierte Kulturpolitik und die Sicherung der kulturellen Vielfalt 
in allen Ressort herstellen wollen.      
  
 
 
9.2.11 Für einen fairen und nachhaltigen Länderfinanzausgleich. Gemeinsamer 
Forderungskatalog des Deutschen Kulturrates, des Paritätischen Gesamtverbandes, des 
Deutschen Gewerkschaftsbund, der Diakonie Deutschland, des Sozialverband VdK und 
der Volkssolidarität 
 
Berlin, den 05.11.2014. Die Zukunft der Finanzbeziehungen zwischen Bund und 
Bundesländern wird derzeit neu verhandelt. Die Ergebnisse der Verhandlungen sind 
richtungsweisend für die zukünftige Entwicklung und Leistungsfähigkeit der lokalen 
Infrastruktur.  
 
Kulturelles und soziales Leben findet vor allem in den Kommunen statt. Die 
Lebensqualität jedes Einzelnen hängt entscheidend davon ab, welche Angebote der 
sozialen und kulturellen Daseinsvorsorge vor Ort vorhanden und ob diese zugänglich und 
bezahlbar sind. Es geht um Jugendzentren, um Kindergärten und Schulen, um 
Bibliotheken und Theater, Gesundheit und Pflege, um Schwimmbäder, Sportvereine und 
vieles mehr. Es geht um mehr als eine Minimalversorgung. Es geht um Partizipation, eine 
inklusive Gesellschaft und darum, den sozialen Zusammenhalt, dessen Basis das 
millionenfache ehrenamtliche Engagement in den Vereinen und Institutionen des Kultur 
und Sozialbereichs ist, nachhaltig zu stärken. 
 
In den vergangenen Jahren wurden notwendige Investitionen versäumt. Die Folgen dieser 
Zurückhaltung drohen dem Gemeinwesen teuer zu stehen zu kommen. Regionale und 
soziale Unterschiede haben längst ein besorgniserregendes Maß angenommen und 
politische Gestaltungsmöglichkeiten schwinden. 
 
Die unterzeichnenden Organisationen eint die Sorge um die zukunftsfähige Gestaltung 
der föderalen Finanzbeziehungen. Sie sind gemeinsam der Auffassung, dass gute Lebens- 
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und Arbeitsbedingungen vor Ort, soziale und kulturelle Angebote sowie solche des 
Vereinssports gesichert und ausgebaut werden müssen. Sie wenden sich gegen alle 
Versuche, diese Bereiche gegeneinander auszuspielen. Die vielfältigen Angebote der 
Daseinsvorsorge müssen in hoher Qualität, ausreichend und fair finanziert werden. 
Notwendige Investitionen müssen ermöglicht werden. 
 
Unser gemeinsames Ziel ist es, gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen, 
Zusammenhalt und Demokratie zu fördern und soziale, kulturelle und politische Teilhabe 
für alle zu verwirklichen. Auch können auf der lokalen Ebene Herausforderungen wie 
Rechtsextremismus, Gewalt und Vandalismus wirksam bekämpft werden. 
 
Eine Neuregelung der deutschen Finanzverfassung darf sich nicht auf den kleinsten 
gemeinsamen Nenner beschränken. Sie muss der Sicherung von Solidarität und 
Nachhaltigkeit auf Bundes-, Länder- und kommunaler Ebene verpflichtet sein. Sie muss 
sich an dem Ziel guter Lebens- und Arbeitsbedingungen für alle messen lassen. 
 
Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse sicherzustellen ist eine der herausragenden 
Aufgaben des Sozialstaates. Wir brauchen eine Finanz- und Investitionspolitik, die die 
Leistungsfähigkeit der Daseinsvorsorge und kommunale Gestaltungsspielräume ausbaut 
und sichert. Dabei sind gute und gleichwertige Lebensverhältnisse das Ziel. 
 
Wir fordern deshalb von Bund und Ländern: 
 

 Die föderalen Finanzbeziehungen müssen künftig die Leistungsfähigkeit und die 
Bedarfe von Bund, Ländern und insbesondere von Kommunen angemessen 
berücksichtigen. Die notwendigen Aufgaben müssen endlich ausreichend 
finanziert werden. 
  

 Der Solidaritätszuschlag soll weiterentwickelt werden und die Finanzierung 
notwendiger Investitionen in strukturschwachen Regionen in allen Teilen 
Deutschlands ermöglichen. 
  

 Die Altschulden der Bundesländer müssen bei der Neuordnung der Finanzen 
berücksichtigt und solidarisch getragen werden. Deswegen ist die Bildung eines 
Altschuldenfonds sinnvoll. 
  

 Wer bestellt, bezahlt. Die Kosten steuerfinanzierter Sozialausgaben, die 
bundesgesetzlich geregelt sind, sind grundsätzlich durch den Bund zu tragen. 
Damit werden vor Ort Gestaltungsspielräume für Investitionen geschaffen. Dabei 
müssen die Länder mit dafür sorgen, dass die Mittel entsprechend der Bedarfe bei 
den Kommunen ankommen. 
  

 Die Praxis einzelner Bundesländer, durch eine Unterausstattung der 
Finanzbehörden Vorteile im Wettbewerb zu erzielen, muss beendet werden. Der 
Steuervollzug muss durch bundeseinheitliche Standards verbessert werden. 

 
Deutschland steht vor großen Herausforderungen. Wir haben enorme Investitionen zu 
tätigen, in Verkehr, Wohlfahrt, Sport und Kultur. Von entscheidender Bedeutung werden 
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die Handlungsspielräume und Gestaltungsmöglichkeiten vor Ort sein. Die strukturelle 
Unterfinanzierung der öffentlichen Haushalte ist zu beenden und endlich eine 
aufgabenadäquate Finanzausstattung sicherzustellen. In den laufenden Verhandlungen 
muss die Weichenstellung für eine solidarische und nachhaltige Neuordnung der 
föderalen Finanzbeziehungen erfolgen. 
 
Berlin, 5. November 2014 
 

 Der Paritätische Gesamtverband  
 Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)  
 Deutscher Kulturrat (DKR)  
 Diakonie Deutschland  
 Sozialverband VdK  
 Volkssolidarität 

  
 
 
9.2.12 Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zum „Entwurf eines Gesetzes zur 
Regelung der Tarifeinheit“ 
 
Berlin, den 20.11.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, wendet sich gegen das geplante „Gesetz zur Regelung der 
Tarifeinheit“. Im Deutschen Kulturrat arbeiten Arbeitgeberorganisationen sowie 
unterschiedliche Gewerkschaften aus dem Kunst-, Kultur- und Medienbereich zusammen. 
Der Deutsche Kulturrat achtet die Tarifautonomie und äußert sich in der Regel nicht zu 
tarifvertraglichen Fragen. Er hat sich allerdings bereits in seiner Stellungnahme vom 
19.03.2014 „Arbeits- und Sozialpolitik für die Kultur“ gegen die geplante Regelung zur 
Tarifeinheit gewandt und vor negativen Auswirkungen im Kulturbereich gewarnt. 
 
Gerade im Kunst-, Kultur- und Mediensektor gewährleisten die berufsspezifischen 
Gewerkschaften und Berufsverbände wie auch berufsspezifische 
Arbeitgeberorganisationen als Pendant, dass adäquate, dem Sektor angepasste tarifliche 
Regelungen getroffen werden. 
 
Im Folgenden nimmt der Deutsche Kulturrat zu ausgewählten Aspekten des „Entwurf 
eines Gesetzes zur Regelung der Tarifeinheit“ Stellung: 
 

 Der Deutsche Kulturrat befürchtet, dass mit dem geplanten Gesetz ein 
Konkurrenzdruck bei Gewerkschaften um Mitglieder entsteht, der einer 
funktionierenden Tarifautonomie eher zuwiderlaufen als sie sichern würde. 

 

 Tarifeinheit muss aus Sicht des Deutschen Kulturrates durch freiwillige und 
politische Abstimmungsprozesse durch die beteiligten Gewerkschaften selbst 
erreicht werden. Eine gesetzliche Vorgabe mit damit verbundenen Einflüssen auf 
das Streikrecht ist ein Eingriff in die Koalitionsfreiheit. 

 

 Als problematisch sieht der Deutsche Kulturrat den Anknüpfungspunkt des 
Betriebs. Betriebe des Kunst-, Kultur- und Medienbereiches zeichnen sich wegen 
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saisonaler Schwankungen und der Beschäftigung für auf Projektdauer angestellte 
Arbeitnehmer durch wechselnde Größen aus. Speziell in der Film- und 
Fernsehbranche unterscheiden sich die Betriebsgröße und die Zusammensetzung 
der Mitarbeiterschaft zwischen den Vorbereitungen eines Films und 
beispielsweise den Dreharbeiten und Postproduktion erheblich. Es stellt sich 
daher die Frage, welche Betriebsphase als Grundlage genommen werden soll, um 
festzustellen, welcher Tarifvertrag welcher Gewerkschaft gelten soll. Auch bei 
Kultureinrichtungen, die sich in öffentlicher Trägerschaft (Land oder Kommune) 
befinden, kann die Frage virulent werden, ob sie als eigener Betrieb gesehen 
werden oder als Teil der Verwaltung. Durch die gesetzlich geregelte Tarifeinheit 
und Nichtgeltung der Tarifverträge von in der Minderheit befindlichen 
Gewerkschaften könnten derzeit geltende Tarifverträge ausgehebelt werden.  

 

 Unabhängig davon ist die in Art. 5 GG garantierte Kunstfreiheit zu gewährleisten. 
 
Der Deutsche Kulturrat fordert daher die Bundesregierung auf, von der geplanten 
Regelung zur Tarifeinheit Abstand zu nehmen. 
 
 
 
9.2.13 Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur schriftlichen Anhörung der 
Bundesregierung zur „Novellierung des Kulturgutschutzes in Deutschland“   
 
Berlin, den 10.12.2014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, begrüßt, dass die Bundesregierung vor der Novellierung des 
Kulturgutschutzgesetzes eine schriftliche Anhörung durchführt, um so den Sachverstand 
einzuholen. Eine Novellierung des „Gesetz zum Schutz deutschen Kulturguts gegen 
Abwanderung“ (zuerst gefasst am 06.08.1955, Neufassung vom 08.07.1999 und zuletzt 
geändert am 18.05.2007) ist im Zuge der Umsetzung der „Richtlinie 2014/60/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und 
zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (Neufassung)“ erforderlich.  
 
Der Deutsche Kulturrat konzentriert sich in seiner Stellungnahme auf die 
spartenübergreifenden Fragestellungen. Er sieht in der Novellierung des 
Kulturgutschutzgesetzes auch eine Chance für einen stärkeren Dialog zwischen Bund und 
Ländern sowie zwischen den Ländern untereinander zu Fragen des Kulturgutschutzes.  
 
Mit Blick auf den von Der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien 
vorgelegten Fragenkatalog sieht der Deutsche Kulturrat das Erfordernis, den Begriff des 
Kulturgutes zu konkretisieren. Zum Kulturgut zählen nicht nur Denkmäler und ihre 
Ausstattung, archäologische Funde, Museumsgut und Schriftgut, sondern beispielsweise 
auch Archivgut, autographe Notenmaterialien, Archivalien, Künstlernachlässe, 
audiovisuelle Werke, Tonträger und Computerspiele. 
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1. Umsetzung der neuen EU-Richtlinie  
 
Wie können die Sorgfaltspflichten der neuen Richtlinie 2014/60/EU, die für jedermann 
gelten, für die Praxis konkretisiert werden? Was kann von Privatpersonen bei einem 
Erwerb von Kulturgut erwartet werden? 
Welche Mindestanforderungen beim Nachweis rechtmäßiger Provenienz von Kulturgut 
sollten gestellt werden? Sollte dabei zwischen Privatpersonen und Handel unterschieden 
werden? Welche Datenbanken außer der lnterpol-Datenbank bzw. Einsichtnahme bei 
lostart.de sollten aus ihrer Praxiserfahrung konsultiert werden? 
 
Der Deutsche Kulturrat sieht es als Fortschritt an, wenn gesamte öffentliche Sammlungen 
oder wesentliche Sammlungsteile als Gesamtkonvolut unter Kulturgutschutz gestellt 
werden können. Eine Beschränkung des Kulturgutschutzes auf öffentliche Sammlungen 
hält der Deutsche Kulturrat jedoch für problematisch, da nicht-staatliche Sammlungen, 
Stiftungen (wie z.B. die Murnau-Stiftung oder die DEFA-Stiftung) und Kirchen ebenfalls 
nationales Kulturgut bewahren. Hier muss klargestellt werden, dass auch solche 
Sammlungen vom Kulturgutschutzgesetz erfasst werden sollen. Weiter regt der Deutsche 
Kulturrat eine Erweiterung des Begriffs der öffentlichen Sammlung auf mit öffentlichen 
Mitteln geförderte Sammlungen an. Damit könnten auch jene Sammlungen erfasst 
werden, die sich im nicht-staatlichen Besitz befinden, aber öffentlich gefördert werden.  
 
Mit Hilfe eines Bundesgesetzes kann ein Rahmen geschaffen werden, der Vergleichbarkeit 
zwischen den Ländern mit Blick auf die Eintragung von Kulturgut in Kulturgutschutzlisten 
ermöglicht und zugleich den Ländern Raum für individuelle Ausgestaltungen lässt.  
 
Mit Blick auf den Provenienznachweis haben öffentlich geförderte Einrichtungen eine 
besondere Verantwortung. An sie sind hohe Anforderungen mit Blick auf den 
Provenienznachweis zu richten. Dieses gilt gleichermaßen für den professionellen Handel. 
Hier sollten sich die Erfahrungen des Schweizer Kulturgütertransfergesetzes zu Nutze 
gemacht werden, das wirksame Regelungen für die Sorgfaltspflicht der Kunsthändler 
enthält. Hierzu zählen beispielsweise die Feststellung der Identität der einliefernden 
Personen oder des Verkäufers, das Verlangen einer schriftlichen Erklärung, dass die 
einliefernde Person oder der Verkäufer eine Verfügungsberechtigung über das Kulturgut 
haben, die Information der Käufer über Ein- und Ausfuhrbestimmungen von 
Vertragsstaaten, eine sorgfältige Buchführung über die Beschaffung von Kulturgut, wozu 
auch Angaben über den Ursprung von Kulturgut zählen. Die seit 2007 bestehende Praxis 
hat sich bewährt und sollte fortgeführt werden, zumal dies auch den steuerlichen 
Erfordernissen entspricht.  
 
Auch Privatpersonen müssen sich an Minimalstandards wie Objektbeschreibungen 
hinsichtlich des Provenienznachweises halten. Bei Veräußerungen von Kulturgut durch 
Privatpersonen sind die gleichen Grundsätze wie beim Kunsthandel einzuhalten. 
 
Als ein drängendes Problem sieht der Deutsche Kulturrat den Schutz archäologischen 
Kulturgutes. Aufgrund der politischen und wirtschaftlichen Lage in vielen Ländern wächst 
hier ein grauer und schwarzer Markt von Kulturgut. Folgende Mindestanforderungen 
sollten für archäologische Kulturgüter gelten: Informationen über Herkunft, Ort und 
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Datum der Ausgrabung oder Entdeckung, Ausfuhrerlaubnis aus dem Herkunftsland sowie 
überprüfbare Angaben zum früheren oder gegenwärtigen Besitzer.  
 
Mit Blick auf die Datenbank www.lostart.de hat der Deutsche Kulturrat in seiner 
Stellungnahme „Zum Umgang mit NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut“ 
Vorschläge zur Verbesserung der Datenbank gemacht. Weiter hält der Deutsche Kulturrat 
die Konsultation internationaler Datenbanken für bedeutsam. Der internationale 
Museumsrat ICOM baut derzeit die internationale Datenbank „International Observatory 
on Illict Traffic in Cultural Goods“ auf, die mit Blick auf die internationale Dimension der 
Fragestellung die Recherchemöglichkeiten erweitern wird.  
 
2. Schaffung eines einheitlichen, kohärenten Kulturgüterschutzgesetzes  
 
Welche Regelungen bzw. Vereinfachungen halten Sie im Bereich des 
Kulturgüterschutzrechts für erforderlich? 
 
Wie unter 1. bereits formuliert, hält der Deutsche Kulturrat ein Bundesgesetz, das als 
klare Vorgabe für die Länder dient, für wichtig. Das Kulturgutschutzgesetz soll andere 
Gesetze wie z.B. Denkmalschutzgesetze berücksichtigen. Zugleich sind die Länder 
gefordert, Konsequenzen des Kulturgutschutzgesetzes auf ihre Ländergesetze zu prüfen.  
 
4. Stärkung des Abwanderungsschutzes und Anpassung an EU-Recht  
 
Welche Erfahrungen haben Sie mit der Genehmigungspflicht nach Verordnung (EG) 
116/2009 bisher gemacht? 
Deckt sich Ihre Erfahrung mit der Aussage, dass der deutsche Handel mit Kulturgut mit 
Nicht-EU-Staaten (USA, Schweiz etc.) den des Handels mit EU-Mitgliedstaaten überwiegt? 
Wenn ja, in welchem Verhältnis? 
 
Die Ausleihe von Kulturgut spielt in den verschiedenen Einrichtungen eine unterschiedlich 
große Rolle. Daher muss das Thema differenziert betrachtet werden. Auch ist zu 
unterscheiden zwischen dem Leihverkehr, der zwischen Kultureinrichtungen stattfindet 
und der Genehmigung durch die jeweils zuständigen Behörden. Hier sind Unterschiede 
zwischen den Ländern auszumachen. Vorgaben von Bundesseite könnten hier eine 
Erleichterung schaffen.  
 
5. Stärkung der Umsetzung der UNESCO Konvention von 1970  
 
Wie sollte der Nachweis erbracht werden, dass sich das Kulturgut aus Vertragsstaaten der 
UNESCO-Konvention von 1970 bereits vor dem 29. Februar 2008 (Stichtag der Ratifikation) 
in Deutschland Ist bzw. im EU-Binnenmarktbefunden hat? 
Ist eine ,,Objekt-lD“ (beispielsweise die Objekt-ID der UNESCO für Kulturgut) nach Art eines 
„KfZ-Briefes“ für Kulturgut sinnvoll? 
Welche zusätzlichen Maßnahmen halten Sie für geeignet, um den Handel mit Kulturgütern 
in Deutschland zu unterbinden, die in ihrem Herkunftsland illegal ausgegraben bzw. illegal 
ausgeführt wurden? 
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Der Deutsche Kulturrat hält eine Stärkung der Umsetzung der UNESCO-Konvention von 
1970 für richtig und wichtig. Sowohl die Kunsthandelsverbände als auch die Museen 
haben zwischenzeitlich jeweils einen Ethik-Kodex entwickelt, der Grundlage für den 
Handel ist. Der Nachweis und die Dokumentation der Provenienz von Kulturgut haben in 
den letzten Jahren an Bedeutung gewonnen und muss von allen Akteuren umgesetzt 
werden. Die Novellierung des Kulturgutschutzgesetzes kann zu einer Verstärkung der 
bestehenden Bemühungen einen wesentlichen Beitrag leisten. Weiter wäre zur 
Begrenzung des illegalen Handels das Listenprinzip durch ein Kategorienprinzip zu 
ergänzen. 
 
Eine freiwillige Objekt-ID wäre wünschenswert, eine gesetzliche Regelung in ihrer 
Umsetzung jedoch zu aufwändig.  
 
6. Stärkung des Kunsthandelsstandortes Deutschland  
 
Ist Ihnen der UNESCO-Ethikkodex für Kunsthändler von 1999 bekannt und wenn ja, wie ist 
er durch Sie oder Ihren Verband umgesetzt bzw. wie bewerten Sie ihn? 
Halten Sie mit Blick auf die Klärung der Provenienz eines Kulturgutes die Einführung eines 
„Gütesiegels“ bei Verkäufen durch den Kunsthandel für sinnvoll? 
 
Die Kunsthandelsverbände haben klare Kriterien für die Mitgliedschaft und verlangen von 
ihren Mitgliedern, dass sie den Ethik-Kodex einhalten. Diese Form der Selbstregulierung 
ist aus Sicht des Deutschen Kulturrates der bessere Weg als die Einführung eines 
Gütesiegels, zumal sich die Frage stellt, wer ein solches Gütesiegel vergeben kann und 
soll.  
 
In seiner Stellungnahme „Zum Umgang mit NS-verfolgungsbedingt entzogenem 
Kulturgut“ hat der Deutsche Kulturrat formuliert: „Die Verbände des Kunst- und 
Auktionshandels sollten in ihren Präambeln analog zur Sorgfaltspflicht bezüglich der 
Echtheit der von ihnen gehandelten Objekte eine Überprüfung eventuell 
restitutionsbelasteter Stücke durch entsprechende Forschung aufnehmen und damit 
gegenüber den Mitgliedern einen gewissenhaften Umgang mit der Provenienzrecherche 
anmahnen. Es ist allerdings darauf hinzuweisen, dass nicht jedes Objekt, das zwischen 
1933 und 1945 keine lückenlose Provenienz hat, automatisch restitutionsbelastet ist. Die 
Kunsthandelsverbände sollten den Verkauf von Objekten mit eindeutig belasteten 
Provenienzen ausdrücklich ächten.“  
 
Eine solche Positionierung kann nach Auffassung des Deutschen Kulturrates zur Stärkung 
des Kunsthandelsstandorts Deutschland beitragen, da sie Käufern Sicherheit gewährt.  
 
7. Vereinfachungen im internationalen Leihverkehr  
 
Deutschland hat sich bei den Verhandlungen über die neue Richtlinie für eine Klärung des 
Verhältnisses zwischen nationaler Rückgabezusage und Rückgabepflicht nach Richtlinie 
eingesetzt. Obwohl der deutsche Vorschlag im Europäischen Parlament aufgegriffen 
wurde, fand der Vorschlag weder im Rat noch im Parlament eine Mehrheit. Dies bedeutet, 
dass die Rückgabezusage (jetzt § 20 KultgSchG) in Hinblick auf mögliche 
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Rückgabeforderungen nach Richtlinie zukünftig eingeschränkt werden muss. Welche 
zusätzlichen Änderungen erachten Sie aus Ihrer Praxis für erforderlich? 
 
Der internationale Leihverkehr ist von großer Bedeutung. Die rechtsverbindliche 
Rückgabezusage hat sich bewährt, insofern plädiert der Deutsche Kulturrat dafür, dass 
eine Regelung gefunden wird, dieses Verfahren aufrechtzuerhalten. Bei der Formulierung 
dieser Regelung sollte die Fachkenntnis der unterschiedlichen Akteure aus den 
verschiedenen kulturellen Sparten einbezogen werden. Das Ziel muss sein, die Mobilität 
von Kulturgut nicht einzuschränken.  
 
8. Stärkung des Schutzes von öffentlichen Sammlungen  
 
Befürworten Sie besondere Schutzregelungen für öffentliche Sammlungen und 
Sammlungen kirchlicher und religiöser Einrichtungen (vgl. Art. 8 der RL)? 
Gibt es Aspekte, die aus Ihrer Sicht nicht von den obigen acht Rahmenvorgaben umfasst 
sind, aber noch berücksichtigt werden sollten? 
 
Die Unterschutzstellung von Kulturgut im Besitz der öffentlichen Hand wird vom 
Deutschen Kulturrat befürwortet. Allerdings sieht der Deutsche Kulturrat das Problem, 
dass sich Kulturgut auch in der Hand nicht-staatlicher Institutionen befindet. Insofern 
sieht es der Deutsche Kulturrat für erforderlich an, auch für national wertvolles Kulturgut, 
das sich in nicht-staatlichen Sammlungen befindet, Lösungen zu entwickeln.  
 
Als weitere Kategorie regt der Deutsche Kulturrat an, Kompetenzen und Qualität bei der 
Konservierung sowie Restaurierung von Kunst und Kulturgut von den staatlichen Stellen 
zu befördern und zu sichern, da sie die Basis für den grundhaften und beständigen 
Kulturgutschutz darstellen.  
 
Für die Kenntnis und Vermittlung von Kulturgut spielt die digitale Reproduktion, 
Erschließung und Präsentation eine zunehmend wichtige Rolle. Gleichzeitig wächst die 
Menge originär digitaler Dokumente und Artefakte. Zum Verhältnis von analogen, 
digitalen und digitalisierten Originalen und zu Fragen ihrer Sicherung nimmt der Deutsche 
Kulturrat gesondert Stellung. 
 
 
 
9.2.14 Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zur ersten Ausschreibungsrunde des 
EU-Programms „Kreatives Europa“ 
 
Berlin, den 10.12.12014. Der Deutsche Kulturrat, der Spitzenverband der 
Bundeskulturverbände, hatte am 23.01.2012 zum damaligen EU 
Rahmenprogrammentwurf „Kreatives Europa“ Stellung genommen (Stellungnahme des 
Deutschen Kulturrates zum Entwurf des EU-Rahmenprogramms „Kreatives Europa“). Er 
hat seinerzeit die starke Fokussierung auf kulturwirtschaftliche Effekte beklagt und die 
Befürchtung formuliert, dass kleinere Vorhaben, obwohl sie einen besonders hohen 
europäischen Mehrwert haben, künftig deutlich weniger gefördert werden. Weiter hat 
der Deutsche Kulturrat die Streichung der Betriebskostenzuschüsse der europäischen 
Netzwerkförderung kritisiert und auf die Gefahr aufmerksam gemacht, die entstehende 
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europäische Zusammenarbeit sowie den zivilgesellschaftliche Austausch zu unterbrechen. 
Ferner konnte der Deutsche Kulturrat keine Vorteile in der Zusammenlegung des 
Kulturprogramms und des MEDIA-Programms zu einem gemeinsamen Rahmenprogramm 
„Kreatives Europa“ erkennen. 
Der Deutsche Kulturrat begrüßt, dass einige der aufgeführten Aspekte bereits im 
vorbereitenden Ausschuss für den EU-Kulturministerrat thematisiert wurden. Dennoch 
erachtet der Deutsche Kulturrat es für wichtig, erneut mit den folgenden Forderungen 
Stellung zu nehmen. 
Nach Abschluss der ersten Ausschreibungs- und Auswahlrunde nimmt der Deutsche 
Kulturrat erneut Stellung zum EU-Rahmenprogramm „Kreatives Europa“, da er das 
Erfordernis für Nachjustierungen sieht.  
 
Benachteiligung kleinerer Organisationen  
 
In der ersten Auswahlrunde hat sich gezeigt, dass eine deutliche Verschiebung hin zu 
Großprojekten (bis zu 2 Mio. € EU-Kofinanzierung) festzustellen ist. Insgesamt wurden 21 
Großprojekte und 43 kleinere Projekte bewilligt. Bei den kleineren Projekten entspricht 
das einer Bewilligungsquote von  lediglich 12,8 Prozent. Noch im Jahr 2013 wurden 14 
Großprojekte und 126 kleine Projekte gefördert. Das ist ein Rückgang von 83 kleineren 
Projekten zugunsten von sieben Großprojekten. Dieses ist bedauerlich, weil das EU-
Rahmenprogramm „Kreatives Europa“ keine Mindestantragssummen vorsieht und 
dadurch auch die Beteiligung kleinerer Akteure ermöglicht werden soll. Es wird damit 
eine Chance für europäische Zusammenarbeit vertan, denn gerade kleinere Vorhaben, die 
auf persönlichem Austausch und Begegnung basieren, haben oft einen erheblichen 
europäischen Mehrwert. Der Deutsche Kulturrat fordert, dass bei künftigen 
Ausschreibungs- und Auswahlrunden ein besonderes Augenmerk auf kleinere Vorhaben 
gerichtet wird. Hier gilt es sowohl die Information über das Programm kritisch zu 
hinterfragen als auch die Antragspraxis.  
 
Netzwerke stärken 
 
In den vergangenen Jahren wurde nicht zuletzt durch die europäische Förderung die 
Bildung von europäischen Kulturnetzwerken verstärkt. Diese Netzwerke bündeln nicht 
nur Positionen der verschiedenen kulturellen Bereiche, sie dienen vor allem dem 
Austausch von Akteuren aus den EU-Mitgliedstaaten und darüber hinaus. Zugleich sind 
die Mitglieder der Netzwerke Botschafter der europäischen Idee und können diese 
weitergeben. Das EU-Rahmenprogramm „Kreatives Europa“ zielte auf eine Fokussierung 
der Netzwerkförderung ab und legte fest, dass maximal 25 Netzwerke gefördert werden 
können. Dies entspricht einem Rückgang um 50 % im Vergleich zum vorangegangenen 
Programm. Diese Zielsetzung wurde vom Deutschen Kulturrat bereits in der o.g. 
Stellungnahme aus dem Jahr 2012 kritisiert, da die Gefahr gesehen wurde, dass 
entstandene Netzwerke ohne europäische Förderung nicht lebensfähig sein würden. Das 
Ergebnis der ersten Ausschreibungsrunde bestätigt leider die Befürchtung. Die 
Reduzierung der Netzwerkförderung führt dazu, dass einige Netzwerke nunmehr rein 
ehrenamtlich arbeiten müssen, was zu einer Entprofessionalisierung führt. Der Deutsche 
Kulturrat konzediert, dass eine Fusionierung von Netzwerken in einzelnen Fällen sinnvoll 
sein könnte. Ein solcher Prozess kann aber nicht verordnet werden, sondern liegt in der 
Autonomie der Netzwerke. Weiter werden die Netzwerkförderungen so spät ausgereicht, 
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dass sie die beteiligten Organisationen in ökonomische und rechtliche Schwierigkeiten 
führen können. Der Deutsche Kulturrat fordert, dass die Netzwerkförderung wieder 
einen stärkeren Stellenwert im Förderprogramm erhält. Er drängt darauf, die 
Projektförderung der Netzwerke wieder in eine institutionelle Förderung zu überführen 
und damit eine längerfristige Perspektive der Zusammenarbeit zu eröffnen.  
 
Europäischer Mehrwert 
 
Kultur schafft europäischen Mehrwert. Erreichte Besucher- oder Nutzerzahlen sind dabei 
ein, aber kein hinreichendes Kriterium zur Messung des europäischen Erfolges einer 
Maßnahme. Gerade Projekte und europäische Netzwerke aus dem Non-Profit-Bereich 
können erheblich zur Stärkung der europäischen Idee beitragen und damit das 
Zusammenleben in Europa erfahrbar machen. Der Deutsche Kulturrat fordert, die 
Messkriterien für den Erfolg einer Maßnahme einer kritischen Überprüfung zu 
unterziehen. Neben den quantitativen müssen auch qualitative Kriterien entwickelt und 
bei der Ausschreibung formuliert werden. 
 
Kommunikation  
 
In der ersten Ausschreibungsrunde zeigte sich, dass die Generaldirektion für Bildung und 
Kultur bzw. die Executive Agency for Culture, Education and Audiovisual nicht 
ausreichend ausführliche Ergebnislisten publizierte. Diese werden jedoch sowohl für die 
Bewertung der Ergebnisse als für künftige Antragsteller benötigt. Darüber hinaus sollte 
dafür Sorge getragen werden, dass die Kommission, die Agentur und die Kontaktstellen 
jeweils klare, abgestimmte Informationen entsprechend ihrer Zuständigkeiten geben. Der 
Deutsche Kulturrat fordert, dass die angekündigte Verbesserung der Kommunikation 
nunmehr auch zügig umgesetzt wird. Darüber hinaus müssen die ausführlichen 
Ergebnisse des Auswahlprozesses zugänglich gemacht werden. 
 
Erfahrungen mit MEDIA 
 
Die erste Auswahlrunde des Teilprogramms MEDIA hat gezeigt, dass insbesondere die 
mittelständische deutsche Filmwirtschaft weniger von dem Programm profitieren konnte. 
Grund dafür ist ein automatisches Punktesystem, das Antragsteller aus kleinen Ländern 
gegenüber Mitbewerbern aus großen Staaten bevorzugt. Der Auswahlmechanismus, der 
seit Einführung von Creative Europe bei der Vorauswahl der Projekte Anwendung findet, 
privilegiert Projekte aus kleinen Ländern um 10 Punkte. Entsprechend den Problemen des 
KULTUR-Programms zeigt sich auch, dass im MEDIA-Programm insbesondere kleine 
Produktionsfirmen durch die Antragspraxis benachteiligt werden. Das komplexe 
Antragsverfahren und der hohe administrative Aufwand führen dazu, dass kleine 
Organisationen von einer Bewerbung absehen. Der Deutsche Kulturrat fordert, dass bei 
künftigen Ausschreibungs- und Auswahlrunden besonders kleinere Vorhaben 
berücksichtigt werden und die Antrags- und Bewertungspraxis von Projekten einer 
kritischen Evaluation unterzogen werden.  
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Finanzfazilität 
 
Das EU-Rahmenprogramm „Kreatives Europa“ sieht als neues Förderinstrument die 
Finanzfazilität vor. Sie soll insbesondere der Unterstützung kulturwirtschaftlicher Akteure 
dienen. In der ersten Ausschreibungsrunde wurde dieses Förderinstrument noch nicht 
ausgeschrieben. Der Deutsche Kulturrat sieht die kulturwirtschaftlichen Akteure aller 
künstlerischen Sparten in der Verantwortung, gegenüber der EU-Kommission und 
Exekutivagentur zu verdeutlichen, welcher Förderbedarf im Rahmen dieses 
Programmbestandteils besteht und wie die Förderbedingungen aussehen sollten. 
 
Creative Europe Desks 
 
Der Deutsche Kulturrat hatte bereits im Januar 2012 vor einer Zusammenlegung der 
nationalen Beratungsstellen des EU-Kulturprogramms und des MEDIA-Programms 
gewarnt, da die Programme unterschiedlich aufgebaut sind und verschiedene Zielgruppen 
in den Blick nehmen. Es erweist sich nun, dass die beabsichtigten Synergieeffekte nicht 
eintreten. Darüber hinaus ist anzunehmen, dass die die Verteilung der Themen Kultur und 
Medien auf zwei unterschiedliche Generaldirektionen innerhalb der neuen Kommission 
die Zusammenarbeit erschwert. Der Deutsche Kulturrat fordert eine organisatorische 
Entflechtung der Beratungsstellen des EU-Kultur- des MEDIA-Programms.  
 
 


